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Keine „Schutztruppen“ nach Kurdistan!
20.4.: Demonstration gegen die Kurdenmassaker, für Selbstbestimmungsrecht in Bonn

Ausgerechnet das türkische Regime Özal, das die kurdische 
Bevölkerung seit Jahren mit einem blutigen Kolonialkrieg 
terrorisiert, propagiert die Schaffung von angeblichen 
„Schutzzonen für Kurden“ im Norden des Irak. Die Golf- 
Allierten sollten dies notfalls mit Gewalt erzwingen. US- 
Verteidigungsminister Cheney will „Pufferzonen“ im

Nordirak. Das von den Alliierten mit herbeigefuhrte Leid 
der Kurden soll Vorwand zu einer imperialistischen Inter­
vention werden. Das Ziel ist, Süd-Kurdistan in ein von den 
Imperialisten kontrolliertes und ausgeplündertes kolonia­
les Protektorat zu verwandeln und so auch den Befreiungs­
kampf der Kurden in der Türkei zu erdrosseln.

Wie weit diese imperialistischen Inter­
ventionspläne bereits gediehen sind, 
schilderte die „Welt“ nach dem Besuch 
von US-Außenminister Baker in der 
Türkei: „Washington zeigte sich ... in­
teressiert am Vorschlag des türkischen 
Präsidenten Özal, im Norden des Irak 
eine . . . Pufferzone einzurichten ... 
Diese Zone sollte unter Aufsicht der 
Vereinten Nationen stehen . ..“ Auch 
die Regierungschefs der EG haben eine 
solche „Schutzzone“ befürwortet. In 
Wirklichkeit würde so ein riesiges Ge­
fängnis für die irakischen Kurden ge­
schaffen, eine Mischung aus Ghazastrei- 
fen und Homeland, direkt unter Kontrol­
le der NATO und mitten in Kurdistan, 
um den kurdischen Befreiungskampf zu 
spalten und zu unterdrücken und die 
westlichen Konzerne einem ihrer 

Viele Proteste gegen Kurdenmassaker

Protestaktion gegen die Massaker an Kurden in Bonn am 8.4. Bei dieser Aktion drang 
eine kleine, politisch nicht erkennbare Gruppe auf das Gelände der kubanischen Bot­
schaft vor. Von dort fielen Schüsse. Zwei Botschaftsangehörige wurden inzwischen 
ausgewiesen. Als am Tag vorher Sympathisanten des kurdischen Befreiungskamp­
fes vor der irakischen Botschaft demonstriert hatten, griff die Polizei diese mit Trä­
nengas und Schlagstöcken an und verhaftete mehrere. — (rül, Bild: af/mz)

Kriegsziele, dem Zugriff auf die Ölquel­
len in den kurdischen Gebieten, näher­
zubringen.

Einzig und allein solchen kolonialen 
Zielen des Westens gegen den kurdi­
schen Befreiungskampf dient auch die 
vom UN-Sicherheitsrat am 7.4. be­
schlossene „Kurdenresolution“. Das 
Selbstbestimmungsrecht des kurdischen 
Volkes wird darin mit keinem Wort er­
wähnt, kurdische Organisationen kom­
men in der UNO weiter nicht zu Wort. 
Blockfreie wie Kuba, Jemen und Zim­
babwe stimmten gegen die Resolution.

Unterdessen geht das furchtbare Leid 
der von den Westmächten zum Aufstand 
gegen Saddam ermutigten Kurden in den 
Grenzgebieten weiter. Die PKK hat den 
Aufstand in Südkurdistan unterstützt, so 
gut es ihre Kräfte dort vermochten. In

einer Pressekonferenz in Brüssel am 
29.3. stellte sie fest: „Der Mittlere 
Osten erlebt eine Phase der Neustruktu­
rierung. Die einflußreichste Kraft bei 
dieser Neugestaltung sind die USA ... 
Europa ist der Anwärter, sowohl in der 
Welt als auch im Mittleren Osten die ein­
flußreichere Kraft zu werden.............
Wir, die PKK, haben gemeinsam mit der 
irakischen Kurdistan-Front und der 
KDP-Iran ein Komitee zur Verwirkli­
chung eines kurdischen Nationalkon­
gresses gebildet. Dieses Komitee hat sei­
ne erste Versammlung durchgeführt, 
und die Arbeit geht weiter. Der Natio­
nalkongreß wird umfassend angegan­
gen, um die Einheit des Volkes Kurdi­
stans herzustellen. Er zielt darauf ab, 
daß alle Kräfte in ihm einen Platz ein­
nehmen ... Wir sind eine Partei, die 
sich für die freie Selbstbestimmung un­
serer Volkes auf den Weg gemacht hat 
und auf dieser Grundlage einen Kampf 
führt. Wir sind für den Frieden. Ein dau­
erhafter Frieden für den Mittleren Osten 
führt aber über die freie Selbstbestim­
mung des kurdischen Volkes ... Wenn 
der türkische Staat diesen Krieg (gegen 
das kurdische Volk, d. Red.) nicht wei­
terführen will, muß er sich der kurdi­
schen Frage auf ernsthafte und grundle­
gende Weise nähern . .. Die Bedingun­
gen für einen Waffenstillstand sind:
1. Die Anerkennung der Existenz des 
kurdischen Volkes, damit zusammen­
hängend die Aufhebung der Verbote der 
Sprache u.ä.; 2. Herstellung der Mei- 
nungs- und Organisationsfreiheit; 3. 
Freilassung aller Gefangenen; 4. Ein­
stellung des Spezialkriegs, Aufhebung 
der Ausnahmezustandsgesetze, Ab­
schaffung der Spezialteams, Dorfschüt­
zer u.ä. Organe. 5. Wir erklären, daß 
wir bei Verwirklichung der oben ge­
nannten Bedingungen zur Durchführung 
eines Referendums bereit sind. Andern­
falls wird unser in Nordwest-Kurdistan 
geführter Volkskrieg mit aller Gewalt 
weitergehen.“

Der Bekräftigung des Rechts des kur­
dischen Volkes auf Selbstbestimmung 
und Freiheit und dem Protest gegen die 
Kurdenmassaker in der Region dient 
auch eine bundesweite Demonstration, 
zu der Feyka Kurdistan am 20. April 
aufruft und die um 10 Uhr in Bonn auf 
dem Münsterplatz beginnen soll. 
Quellen: Kurdistan-Rundbrief 8/91, Frankfur­
ter Rundschau, 8.4., Die Welt, 9.4. — (rül)

Begleitet von in der Presse eifrig verbreiteten neofaschistischen Protesten trat am 8. 
April die Visa-Freiheit für Polen, die drei Monate in die BRD einreisen, in Kraft. Ende 
März hatte sich die polnische Regierung gegenüber den Staaten des „Schengener 
Abkommens“ zur formlosen Rücknahme von „straffälligen“ Polen bereiterklärt. 
CDU-Sprecher kündigten die Anlage eines „Registers“ über polnische Straftaten an, 
ähnlich dem „Ausländerzentralregister“. Jeder Pole ein potentieller Straftäter — sol­
che Regierungspolitik bereitet faschistischen Übergriffen den Boden! — (rül)

SPD zur Verfassungsdiskussion
Antrag des Parteivorstands für den Parteitag in Bremen

Teile der bürgerlichen Presse ermahnen 
den SPD-Vorsitzenden Vogel bereits, er 
solle sich doch endlich wieder auf seine 
Oppositionsrolle besinnen und nicht 
ständig von einer Regierungsbeteiligung 
seiner Partei wegen nationalem Not­
stand sprechen, schließlich sei die amtie­
rende Regierung erst vor kurzem mit 
üppigen 55 % abgesegnet worden. Auch 
in dem Leitantrag des SPD-Vorstands 
für den Parteitag im Mai ist in insgesamt 
36 Punkten vor allem davon die Rede, 
was die Partei alles machen würde, 
wenn sie dran wäre — gerade 7 Punkte 
sind dem Thema gewidmet, bei dem die 
SPD wirklich etwas machen kann: be­
kanntlich braucht die Regierungskoali­
tion für Verfassungsänderungen die 
Mitwirkung der Sozialdemokratie. 
Unter dem Titel: „Das Grundgesetz zur 
Verfassung des geeinten Deutschland 
weiter entwickeln“ hebt der Partei vor­
stand auf die Form der Diskussion ab — 
„breit und öffentlich“, „besondere Er­
fahrungen der Bürgerinnen und Bürger 
der neuen Länder sollen Eingang fin­
den“ —, die Inhalte für eine neue Ver­
fassung sind eher vage.

Übereinstimmung mit der Regierung 
dürfte die SPD wohl erzielen bei der 
Aufnahme des Verbots von A-, B- und 
C-Waffen, das mußte die BRD schließ­
lich im 2 + 4-Vertrag unterschreiben. 
Was den Einsatz der Bundeswehr be­
trifft, beschreibt der Antrag keine in die 
Verfassung aufzunehmenden Bedingun­
gen, unter denen er stattfinden darf oder 
nicht, sondern verlegt sich auf den for­
malen Weg: Der Bundestag müsse 

immer mit Zweidrittel zustimmen.
Die SPD tritt dafür ein, die „Staats­

zielbestimmung Umweltschutz ohne 
Gesetzesvorbehalt“ in die Verfassung 
aufzunehmen und „die bestehende So­
zialstaatsverpflichtung durch ein Recht 
auf Arbeit und auf menschenwürdiges 
Wohnen“ zu präzisieren und konkreti­
sieren. Hier wäre vor allem interessant, 
wie die Konkretisierung aussieht, positi­
ve Ansätze enthielt der Verfassungsent­
wurf des Runden Tisches vom April 
1990: Recht auf Umschulung, Vorrang 
der Vollbeschäftigung bei der Wirt­
schaftspolitik; Verpflichtung des Staates 
zum sozialen Wohnungsbau, Woh­
nungsräumung nur bei Ersatz.

Die allgemein erhobene Forderung 
nach Stärkung des Föderalismus — nur 
bedingt konkretisiert durch den Satz 
„Überprüfung und Veränderung des 
verfassungsmäßigen Bestimmungen 
über die Finanzbeziehungen sowie über 
die Verteilung der Gesetzgebungskom­
petenzen zwischen Bund und Ländern“ 
— wird konterkariert: „Wir wollen in 
einem vereinten Europa leben. Dieser 
Wille muß in der Verfassung des geein­
ten Deutschland betont werden: durch 
Verlagerung von Regelungszuständig­
keiten, z.B. für Flüchtlings- und Wan­
derungsprobleme ...“ Damit tritt die 
SPD dafür ein, Entscheidungen, die für 
den Lebensbereich von vielen Millionen 
aus den ärmeren Regionen Europas ent­
scheidend sind, von den dortigen Regie­
rungen weg zu einer europäischen Zen­
tralgewalt zu verlagern — eine echt im­
perialistische Idee. — (alk)
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Weltweite Fernmeldenetze 
exklusiv für große Konzerne

Weltweite Fernmeldenetze exklusiv für 
große Konzerne wollen die Bundespost 
(Telekom), British Telecom und Nippon 
Telegraph und Telephone aufbauen. 
Geplant ist eine gemeinsame Tochterge­
sellschaft, die „Großkunden“ entspre­
chende Angebote machen soll. Die ge­
meinsame Firma, sollte sie zustande 
kommen, wäre auch ein Angriff auf die 
US-Konzerne AT&T und MCI, die sol­
che Privatnetze bereits aufzubauen ver­
suchen, und würde bei einem Erfolg eu­
ropäischen und japanischen Unterneh­
men Wettbewerbsvorteile gegenüber 
US-Konzemen verschaffen. , 
Quelle: Handelsblatt, 8.4.91 — (rül)

RAF—MfS-Story: Staatsschutz 
sucht Schlüssel für die Akten

Christian Klar, Gefangener aus der 
RAF, wies am 30.3.91 die Behauptun­
gen der BAW von einer Ausbildung der 
RAF durch das MfS zurück: „Die von 
der Bundesanwaltschaft und einem Ex­
MfS-Mann behauptete . . . militärische 
Übung oder Ausbildung in der DDR hat 
es nicht gegeben . . . Abgesehen davon, 
daß es ein neuer Anlauf für eine Anti-

RAF-Propaganda werden soll ... fällt 
zum Kalkül der knalligen BAW-Ge- 
schichte natürlich sofort ein, wie die 
Manipulation von (teilweise wirklichen) 
Fakten das Streben des westdeutschen, 
heute großdeutschen Staatsschutzes be­
fördert, uneingeschränkt an die bisher 
noch nicht greifbaren Akten über die Ex- 
DDR-Bevölkerung ranzukommen — 
Menschen, denen die Erfahrung der 
Härte einer imperialistischen Staatsma­
schine erst noch bevorsteht.“ — (scc)

Reaktionäre Umtriebe um die 
Gedenkstätte KZ Buchenwald

Eine reaktionäre Pressekampagne in 
Thüringen und die Thüringer Landesre­
gierung betreiben die Umwandlung der 
Gedenkstätte an die Verbrechen des Na­
tionalsozialismus auf dem Gelände des 
ehemaligen KZ Buchenwald in eine Stät­
te, an der auch des „Speziallagers“ ge­
dacht werden soll, das die sowjetische 
Besatzungsmacht zwischen 1945 und 
1949 in den früheren Kasernen der SS- 
Wachmannschaften eingerichtet hatte. 
In diesen Kasernen waren u.a. Mitglie­
der von Nazibanden und „Werwolf‘- 
Gruppen, die noch nach Kriegsende 
faschistische Anschläge organisierten, 
interniert. Die VVN protestiert in einer

Erklärung dagegen, daß der neue Leiter 
der Gedenkstätte, Dr. Ulrich Schneider 
aus Kassel, nach fünf Tagen Amtszeit 
zum Rücktritt gedrängt worden ist, weil 
er einmal Mitglied der DKP war. Das 
gleiche drohe seiner Stellvertreterin. 
- (uld)

Skinheads 
ermorden Afrikaner

Eine Gruppe von neofaschistischen 
Skinheads hat in Dresden in der Nacht 
zum Ostersamstag in einer fahrenden 
Straßenbahn einen Mosambikaner über­
fallen und aus der fahrenden Bahn gesto­
ßen. Der Mosambikaner starb eine Wo­
che später an seinen schweren Verlet­
zungen. Der Mosambikaner ist der erste 
Ausländer, der im Gebiet der früheren 
DDR durch die zunehmenden gewalttä­
tigen Überfälle von Neonazis auf Linke 
und Ausländer zu Tode kam. Bereits vor 
einigen Wochen waren 21 Asylbewerber 
im Asylantenheim im thüringischen 
Gerstungen überfallen und zum Teil 
schwer verletzt worden. Einer Person 
wurde das Gesicht zerschnitten, einer 
anderen ein Bein gebrochen. Die Asyl­
bewerber flüchteten daraufhin nach 
Hessen in das Asylantenheim in Schwal- 
bach. — (rül)

Vatikan: Neue
Enzyklika in Vorbereitung

Eine Konferenz der 112 katholischen 
Kardinäle in der Welt hat letzte Woche 
den Papst ermutigt, eine neue Enzyklika 
zu veröffentlichen. Darin soll die Kirche 
ihre Position für Verbot und Strafverfol­
gung bei Abtreibungen nicht nur für die 
Katholiken, sondern „als Anwalt der 
ganzen Menschheitsfamilie“ bekräfti­
gen. Den Mitteilungen der Konferenz 
zufolge ist an eine Vermengung von Ab­
treibung, Embryonenschutz, Organ­
transplantation und Euthanasie in einer 
Enzyklika geplant, vermutlich noch mit 
Kritik der Genforschung verbunden, um 
so die Gegner der Strafverfolgung bei 
Abtreibungen in Widersprüche gegen­
einander zu treiben und der Staatlichen­
strafverfolgung die Verfolgung zu er­
leichtern. Kardinal Ratzinger nannte 
Staaten, in denen Abtreibung nicht ver­
folgt werde, „Tyrannenstaaten“. Be­
sorgt äußerte sich die Kardinalskonfe­
renz — die vierte überhaupt seit 1979 — 
auch über die Ausbreitung christlicher 
„Sekten“. Weltweit seien 40 Millionen 
Katholiken an solche „Sekten“ verloren 
gegangen.
Quelle: Die Welt, Frankfurter Allgemeine Zei­
tung, 8.4.1991 - (rül)
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Aktuell in Bonn Vernichtung der LPGs geplant
Bundesbank gegen Saarland

Der Zentralbankrat der Bundesbank hat 
den Vorschlag der saarländischen Lan­
desregierung, den Saarbrücker Ober- 
büigermeister Koebnick zum Präsiden­
ten der Landeszentralbank Saar zu beru­
fen, abgelehnt. Der Zentralbankrat hat 
nur eine beratende Stimme, die Ent­
scheidung fällt auf Vorschlag des Bun­
desrats der Bundespräsident. Hinter­
grund: Die Bundesbank will die Landes­
zentralbank Saar mit der von Rheinland- 
Pfalz und evtl. Hessen Zusammenlegen, 
ein Plan, der eng mit den Plänen der gro­
ßen Konzerne zur „Neuordnung der 
Länder“ und Einschränkung föderaler 
Rechte verbunden ist. Das Saarland will 
die Berufung weiter verfolgen.

Rüstungsexport-Gesetz
Am 22. März verabschiedete der Bun­
destag den Gesetzentwurf der Fraktio­
nen von CDU / CSU und FDP zur Ände­
rung des Außenwirtschaftsgesetzes und 
der Strafprozeßordnung (Drucksache 
12/104). Kernpunkte: Erhöhung von 
Strafen für Verstöße gegen Exportbe­
schränkungen (Mindeststrafe von 1 auf 2 
Jahren), Verordnungsermächtigung zur 
Durchsetzung von EG-Embargomaß- 
nahmen, Bevollmächtigung des Wirt­
schaftsministers, den Außenwirtschafts­
verkehr per Verwaltungsakt zu be­
schränken und vor allem Ermächtigung 
des Zollkriminalamts, ohne konkreten 
Tatverdacht Pöst einzusehen und Tele­
fongespräche abzuhören. Die SPD kriti­
sierte vor allem letzteres: Massiver Ein­
griff in Grundrechte! Zur SPD-Frage, 
warum kein Herstellungsverbot, sagte 
die Regierung: die meisten Güter könn­
ten zivil und militärisch genutzt werden.

Isolation und Strafverfolgung
Mit einem ganzen Paket von Gesetzes­
wünschen will die CSU auf das Attentat 
gegen Treuhand-Chef Rohwedder rea­
gieren. CSU-Chef Waigel forderte: Die 
Verteidigerbesuche bei verurteilten 
RAF-Gefangenen müßten einge­
schränkt, Rasterfahndung und V-Leute- 
Einsatz ermöglicht bzw. erweitert und 
der Zugriff des Verfassungsschutzes auf 
die Stasi-Akten der DDR ermöglicht 
werden. Der baden-württembergische 
Innenminister Schlee, amtierender Vor­
sitzender der Innenministerkonferenz, 
will die Einrichtung einer bundesweiten 
Datei, die das „Umfeld“, die „Unter­
stützerszene“ der RAF ausspähen und 
erfassen helfe. Viel Planstellen also fiir 
V-Leute, Provokateure und sonstige 
„Staatsschützer“, die zudem durch die 
Stasi-Dateien Zugriff auf zahlreiche er­
preßbare Leute gewinnen.

Gegen Israel-Boykott
Das Bundeswirtschaftsministerium be­
reitet (lt. „Frankfurter Rundschau“ 
vom 8.4.) eine Verordnung zum Verbot 
von Boykott-Erklärungen gegen Israel 
im Rahmen von Geschäftsbeziehungen 
vor. Eine Reihe deutscher Firmen unter­
schreibt solche Klauseln, um sich Ge­

schäfte im arabischen Raum nicht entge­
hen zu lassen. Außer’ von Bangladesh 
weiden sie von 11 der 20 Staaten der 
Arabischen Liga (darunter Irak, Kuwait, 
Saudi-Arabien, Bahrein, Jemen, Katar, 
Libanon, Syrien und die Vereinigten 
Arabischen Emirate) unter dem Druck 
des palästinensischen Befreiungskampfs 
verlangt.

KWG-Novelle
Das Kreditwesengesetz, das „Grundge­
setz“ des kapitalistischen Bankgeschäfts 
in der BRD, soll erneut novelliert wer­
den. Das teilte das Finanzministerium 
am 5. April mit. Das neue Gesetz solle 
die Banken auf „Europa 92“ vorberei­
ten, heißt es. Erstes Ergebnis scheint die 
Aufhebung der Sparbücher zu sein. Die 
Vorschriften über Sparguthaben entfal­
len ersatzlos. Folge: Die Banken haben 
angekündigt, die Zinsen für Spargutha­
ben würden „gegen Null“ gehen. Die 
Sparer sollen in riskantere Anlagen — 
Föndspapiere u.ä. — gedrängt werden 
oder feste Kündigungsfristen vereinba­
ren. Ziel: Die Banken sollen über die 
Sparguthaben freier verfügen können, 
um so ihr Angebot für die riskanten Kre­
ditoperationen der großen Konzerne auf 
dem Weltmarkt zu erweitern.

Treuhand: Grundstücksverkauf
Dr. Hans Krämer, Vorstandsmitglied 
der Treuhand, informierte am 20.3. den 
Bundestagsausschuß für Bauwesen und 
Städtebau über die geplanten Maßnah­
men im Rahmen der Privatisierungsbe­
schlüsse des Bundestags. So sollen in 
den nächsten acht Wochen 1000 Grund­
stücke verkauft und damit ein „Investi­
tionsvolumen von 25 bis 30 Milliarden 
Mark“ geschaffen werden. Die Bau­
wirtschaft in den neuen Bundesländern 
sei allerdings dabei völlig zusammenzu­
brechen.

Länderwahlen Zusammenlegen?
Der Justizminister von Rheinland-Pfalz, 
Caesar (FDP) forderte am 5. April im 
Rahmen der Verfassungsdebatte Zusam­
menlegungen von Landtagswahltermi­
nen. Bei 16 zeitlich versetzten Landtags­
wahlen müsse praktisch dauernd Wahl- 
kampf geführt werden, womit „politi­
sches Handeln und Entscheidungspro­
zesse verhindert“ würden. Ein einziger 
Termin sei allerdings auch falsch, weil 
dies einer Testwahl für die Bundestags­
wahl gleichkäme. Denkbar sei die Fest­
schreibung dreier gemeinsamer Land­
tagswahltermine im Grundgesetz, so des 
3.10.

Was kommt demnächst?
Frühestens am 13. April will der Vor­
stand der Treuhand über die Nachfolge 
von Rohwedder entscheiden. Am 15. 
April beginnt die nächste Verhandlungs­
woche des Bundestags. Am 27. April 
sind Landtagswahlen in Rheinland- 
Pfalz, am 26. April ist die nächste Sit­
zung des Bundesrats. Am 2. Juni sind 
Bürgerschaftswahlen in Hamburg.

Landwirtschaftsanpassungsgesetz macht Fortführung von Genossenschaften unmöglich

Das Landwirtschaftsanpassungsgesetz, 
das von der Bundesregierung gegen die 
Landwirtschaftlichen Produktionsge 
nossenschaften im Anschlußgebiet 
durchgesetzt werden soll, stößt auf hefti­
ge Ablehnung unter den Genossen­
schaftsbauern im Anschlußgebiet. Der 
Gesetzentwurf ist bereits in erster Le­
sung im Bundestag behandelt und soll in 
den nächsten Wochen schnell verab­
schiedet weiden — der Landwirtschafts­
ausschuß hat die letzte Beratung für Mit­
te April angekündigt. Die Bundesregie­
rung will mit dem Gesetz ausdrücklich 
die bisherige Form der Landwirtschaft­
lichen Produktionsgenossenschaften be­
seitigen. Der Hauptgeschäftsführer des 
Bauernverbandes der fünf DDR-Länder 
erklärte, das Gesetz werde dazu führen, 
daß höchsten noch 20 Prozent der land­
wirtschaftlichen Nutzfläche von viel­
leicht 15000 Familienbetrieben bearbei­
tet werden könne.

Der Agrarpolitische Sprecher der 
Fraktion der Linken Liste/PDS im 
Landtag von Sachsen erklärte zu diesem 
Gesetz:

„Der Gesetzentwurf der Regierungs­
koalition ... soll den sofortigen Zerfall 
aller Landwirtschaftlichen Produktions­
genossenschaften vorbereiten, ohne ih­
nen eine Chance der Umwandlung in ei­
ne andere Untemehmensform zu geben. 
Der bäuerliche Familienbetrieb soll 
massenhaft wieder entstehen — ohne 
eine echte marktwirtschaftliche Chance 
zu besitzen. Damit wird ein erneuter 
Kahlschlag gegen die Mehrheit der Bau­
ern in den ostdeutschen Bundesländern 
geführt, die allein in Sachsen zu über 90 
Prozent erklärten, in genossenschaftli­
cher Untemehmensform produzieren zu 
wollen.

Was bisher durch Preisverfall und 
Verfall der Absatzbedingungen für land­
wirtschaftliche Erzeugnisse, durch nicht 
ausreichende Fördermittel und Hinaus­
zögern von Einzelfallentschuldung so­
wie fehlende Rahmenbedingungen nicht

Protest gegen LPG-Vernichtung in Mecklenburg-Vorpommern

erreicht wurden, den LPGen und GPGen 
den Todesstoß zu versetzen, ist jetzt mit 
diesem Gesetz beabsichtigt.

Die verheerenden Folgen bei Inkraft­
treten dieses Gesetzentwurfes sind u.a. .

Erstens: Dauernde Zahlungsunfähig­
keit und Beschleunigung der Gesamt­
vollstreckungsvoraussetzung infolge 
der Regelung, daß ausscheidende Mit­
glieder ihre Abfindungsansprüche in 
Geld und zu 50 Prozent bereits einen 
Monat nach Beendigung der Mitglied­
schaft erhalten müssen.

Zweitens: Die Anteile der verbleiben­
den Mitglieder verlieren an Wert, da 
Grund- und Umlaufmittel umfangreich 
verkauft werden müssen, um die An­
sprüche ausscheidender Mitglieder in 
Geld vornehmen zu können, was zu 
einem massenhaften Abfluß von Kapital 
führt, obwohl gerade für die Umwand­
lung der LPGen als auch für die Einrich­
tung von Familienbetrieben ein akuter 
Kapitalmangel besteht.

Drittens: Keine Festschreibung der 
Bodenreform, damit nach wie vor unge­
klärte Eigentums- und Vermögensver­
hältnisse. Die wesentliche Vorausset­
zung jeglicher Umstrukturierung ein­
schließlich der Vermögensbildung für 
Länder und Kommunen wird damit ge­
nommen.

Viertens: Entstehung neuen Nährbo­
dens für Unzufriedenheit und notwendi­
ge gerichtliche Auseinandersetzungen, 
weil keine gegenseitige Abrechnung von 
Wertverbesserung und Wertminderung 
zwischen Landwirtschaftlichen Produk­
tionsgenossenschaften und Mitgliedern 
bei Rückgaben eingebrachten Bodens 
und genutzter Gebäude erfolgen soll.

Fünftens: Massenhafte sofortige
Rücktritte von Vorsitzenden und Vor­
ständen als Folge der Einführung einer 
Haftungsregelung der einzelnen Vor­
standsmitglieder für einen Schadener­
satz als Gesamtschuldner.

Sechstens: Verhinderung des mehr­
heitlichen Wunsches der Bauern nach

gemeinsamem Wirtschaften, wefl K 
Abweichung vom bürgerlichen Ganr 
senschaftsgesetz das Eigenkaphal der 
Genossenschafter ausschließlich als A>- 
teilseigentum betrachtet wird und dan^ 
Rücklagen verhindert werden.

Statt Hemmnisse bei der struktureller} 
Anpassung der ostdeutschen Landwirt 
schäft an die Marktwirtschaft zu beseiti­
gen, wie das von allen Fraktionen de? 
Sächsischen Landtages von der Bundes 
regierung gefordert wurde, würde die­
ser Gesetzentwurf der Regierungskoah 
tion die Genossenschaften sofort zersfo 
ren, ohne die BewirtschaftungsnachW 
ge zu sichern.

Das ist vorprogrammiertes wirtschaft­
liches und soziales Chaos in den ostöeut 
sehen Ländern!

Das führt dazu, daß alle landlosen 
Bauern erneut m der Geschichte zu 
Knechten gemacht weiden und in mas­
senhafte Arbeitslosigkeit getrieben sind!

Das bedeutet die weitere Verelendung 
der Kommunen!“

Die Schweinfurter Lokalzeitung 
„Nachrichten & Standpunkte“ hatte be­
reits Ende März über ein Gespräch mit 
Albert Seifert, Leiter der LPG Milz und 
Vizepräsident des Verbandes landwirt­
schaftlicher Unternehmen Thüringens, 
und Werner Hinkelmann, Leiter der 
LPG „Neues Deutschland“ in Betten­
hausen und Vizepräsident des Thüringer 
Bauernverbandes, berichtet. „1990 
wurde das LPG-Gesetz novelliert, und 
der Rückzug aus den LPG’s (Reprivati­
sierung) wieder ermöglicht. Der bis dato 
gültige Grundsatz „Nutzung geht vor 
Eigentum“ wurde gebrochen. Im Ein­
heitsvertrag wurde festgelegt, daß die 
LPG’s bis Ende 1991 weiterexistieren. 
Ab 1.1. 1992 werden die LPG’s durch 
den Staat aufgelöst. Bis dahin muß die 
Umwandlung in einen Betrieb bürgerli­
cher Rechtsform erfolgen (eG, GmbH). 
Die LPG-Leiter verweisen darauf, daß 
in der EG Gruppenlandwirtschaft mög 
lieh ist, z.B. in Frankreich. Man wartet 
auf eine politische Entscheidung, die das 
Weiterarbeiten der Genossenschaften 
ermöglicht, bereitet sich jedoch vor­
sichtshalber auf die rechtliche Umwand­
lung vor. Schwierigkeiten werden viele 
bereitet: Die erforderliche DM-Eröff- 
nungsbilanz zwingt auf dem Papier zu 
Vermögensvemichtung in Millionen­
höhe (z. B. für Investitionen in den Bo­
den, Meliorationen). Die geplante No­
vellierung des Landwirtschaftsanpas­
sungsgesetzes sieht vor, daß ausschei­
denden Eigentümern ein Anspruch auf 
Vermögenszuwachs zugesprochen 
wird, der zu 50 % sofort in barem Geld 
erstattet wird. Sie sind mit einer Verzin­
sung des Pflichtinventarbetrags einver­
standen, mehr sei unmöglich zu finan­
zieren.“
Detlef Wehnert. Agrapolilischer Sprecher der 
Fraktion LL/PDS im Sächsischen Landtag, in. 
Sachsen Die Neue. Nr. 13/14/91; Bundestags­
drucksache 12/161, ,, Nachrichten & Stand­
punkte“, 2.4.91 — (uld)

BRD-Kapitalexport so hoch wie nie zuvor
1990 nahmen die Auslandsvermögen von BRD-Unternehmen um 108 Mrd. DM zu

Razzia bei politischen Gefangenen
BAW konstruiert „illegales Informationssystem“

Kapitalexporte imperialistischer Staaten sind immer auch 
ein Anzeichen für überschüssiges Kapital innerhalb dieser 
Staaten. 1990 war danach für die BRD-Konzeme ein Jahr

überschäumender Kapitalakkumulation. Nie zuvor in der 
Geschichte der BRD legten BRD-Banken und -Konzerne so 
enorme Vermögen im Ausland an.

Nie zuvor nahm gleichzeitig auch das 
Volumen der im Innern der BRD umlau­
fenden langfristigen Vermögenstitel zu. 
Dem jetzt vorgelegten Monatsbericht 
der Bundesbank fiir März zufolge stieg 
der Umlauf festverzinslicher Wertpapie­
re in der BRD (das sind Bankschuldver­
schreibungen, Wertpapiere, Pfandbrie­
fe, kommunale Schuldscheine, Anleihen 
von Konzernen und Anleihen der öffent­
lichen Haushalte) im Jahr 1990 um die 
Rekordsumme von 248 Mrd. DM (= 
1^,3 %) auf 1682 Mrd. DM. Auch wenn 
eifr nicht geringer Teil dieser Papiere im 
Eigentum von besserverdienenden Leu­
ten aus der Mittelklasse sein dürfte und 
deren Staats- und Konzerntreue nährt — 
das Gros der umlaufenden Vermögen 
repräsentiert umlaufendes Kapital der 
großen Konzerne und ihrer Eigner.

Dieses Kapital ist im vergangenen 
Jahr — vor allem durch die Extraprofite 
im Zuge der DDR-Annexion und der 
Eroberung der Märkte in der DDR, aber 
auch infolge der anhaltend günstigen 
Gesamtkonjunktur für BRD-Konzeme 
bei gleichzeitig minimaler Entwicklung 
der Tariflöhne und -gehälter — gewach­

sen wie nie zuvor. Und da die Möglich­
keiten der profitablen Anlage dieser 
enormen Kapitalgewinne im Inland trotz 
drastischem Anstieg der Staatsverschul­
dung offenbar zunehmend begrenzt sind 
— klassisches Anzeichen einer nahen­
den Überproduktionskrise wegen Über­
akkumulation von Kapital — war eine 
Rekordentwicklung im Kapitalexport 
die Folge.

Knapp ein Drittel, etwa 35 Mrd. DM, 
wendeten BRD-Konzerne zur Erhöhung 
des Kapitals bereits bestehender Aus­
landsfilialen oder zum Erwerb neuer 
Firmen auf. 25 Mrd. DM wurden zum 
Kauf festverzinslicher Schuldverschrei­
bungen ausländischer Unternehmen 
oder Staaten verwendet, etwa 44 Mrd. 
DM wurden als Kredite (vor allem von 
BRD-Banken) an ausländische Schuld­
ner vergeben. Regionales Schwerpunkt­
gebiet für solche Kapitalexporte war er­
neut die EG: „Die deutschen Direktin­
vestitionen erfolgten fast ausschließlich 
in den westlichen Industrieländern, un­
ter denen wiederum die EG-Länder das 
bevorzugte Zielgebiet darstellten. Im 
Zuge der Vorbereitungen deutscher Un­

ternehmen und Finanzinstitute auf den 
Gemeinsamen Binnenmarkt ist die Be­
deutung der EG-Länder bei den Direkt­
investitionen weiter gestiegen, während 
die USA weiter an Gewicht einbüßten.“ 
(Bundesbank-Monatsbericht März, S. 
32) Die BRD-Konzeme haben die Extra­
profite aus der DDR-Annexion also so­
fort genutzt, um ihre Stellung in der EG 
weiter auszubauen.

Welche wirtschaftliche Bedeutung die 
Auslandsvermögen von BRD-Konzer- 
nen inzwischen haben, macht auch noch 
die Statistik der „Kapitalerträge aus dem 
Ausland“ deutlich. Danach stiegen 1990 
die Kapitalerträge aus Auslandsvermö­
gen erneut um über 22 % auf 97 Mrd. 
DM. Gegenüber 1986 haben sich diese 
Erträge sogar mehr als verdoppelt. 
Enormer Kapitalüberfluß im Inland bei 
gleichzeitiger Ruinierung der Industrie 
der annektierten DDR und Parasitismus 
von BRD-Vermögensbesitzern gegen­
über dem Ausland gehen so Hand in 
Hand.
Quellen: Bundesbank Monatsbericht März 
1991, Bundesbank Zahlungsbilanzstatistik Fe­
bruar 1991 — (rül)

Vom 18. März ab wurden mehrere Tage 
die Zellen der politischen Gefangenen in 
Ossendorf, Preungesheim, Schwalm­
stadt, Bruchsal, Aichach und Celle 
durchsucht. Der Durchsuchungsbe­
schluß stützt sich auf einen angeblichen 
„Kommunikationsaustausch zwischen 
den inhaftierten Mitgliedern der RAF“. 
Dabei geht es der BAW darum, die we­
nigen Möglichkeiten, die die Gefange­
nen haben, durch zensierte Briefe etwas 
voneinander mitzukriegen, zu verhin­
dern.

Ein solches Ermittlungsverfahren 
nach § 129 a StGB leitete die Bundesan­
waltschaft bereits im März letzten Jahres 
ein. Seitdem gab es schon drei bei man­
chen Gefangenen vier Durchsuchungen. 
Der jetzt vom BKA benutzte Durchsu­
chungsbeschluß stammt vom 3.12.90. 
Das heißt der BGH produziert solche 
Beschlüsse auf Halde, und sie sind für 
das BKA jederzeit verfügbar. Es wurden 
auch Zellen von Gefangenen, von denen 
das BKA annahm, daß sie Kontakt zu 
den politischen Gefangenen haben, ohne 
richterlichen Beschluß durchsucht.

Brigitte Mohnhaupt in der JVA 
Aichach bekam jetzt mit der neuen 
Durchsuchung den Beschlagnahmebe­
schluß des BGH für die vor einem Jahr 
bei ihr mitgenommenen Sachen Dabei 

geht es auch um einen Ordner Briefe von 
ihrer Mutter, die sie im Laufe eines Jah 
res geschrieben hat. Der BGH begründet 
die Beschlagnahme mit möglichen 
„weiterführenden Erkenntnissen“ und 
führt sie deshalb einer „umfassenden 
kriminaltechnischen Untersuchung“ ai. 
Das kann nur heißen, daß das BKA um­
fassend im Leben der Mutter rum­
schnüffeln will.

Insgesamt wird im Moment die 
Schraube bei den Haftbedingungen der 
politischen Gefangenen angezogen 
Christian Klar wurde im März von ei­
nem Rollkommando in die Bunkeraeße 
in der JVA Bruchsal geprügelt, nachdem 
er gegen die nahezu jede Auseinander 
Setzung verhindernde Zensur seiner 
Briefe protestiert hatte und vom zustän­
digen Zensor der JVA eine Erklärung 
dafür verlangt hatte ..Kmerammen in 
die Rippen, Haare reißen, die Klamotten 
werden mir vom Leib genssen ... ich 
bin schon nackt auf dem Betonboden fi­
xiert. läßt sich der fetteste von allen aut 
mein Kreuz fallen, daß ich glaube, dr 
Lungen auskotzen zu müssen. Einer 
krallt seine Klauen in meinen Hais und 
„massiert“ den Nen untenn Ohr nm 
der 50-Kilopont-pro-Quadratzentime- 
ter-Methode,“ schreibt Christian K. 
Quellcnhinweis. Angehöngen-Info 63 — (*.)



Politische Berichte 8/1991 Aktuelles aus Politik und Wirtschaft Seite 3

Für ein soziales Sachsen — Positionspapier der PDS
Zweiter Teil der 1. Landesdelegiertenkonferenz der PDS in Sachsen am 6. April 1991 in Leipzig

Den Hauptteil der Diskussion auf der Landesdelegierten­
konferenz nahm die gegenwärtige Lage auf wirtschaftli­
chem und sozialem Gebiet in der ehemaligen DDR und be­
sonders im Land Sachsen ein. Grundlage dafür war ein Po­

sitionspapier, welches den Delegierten vom Landesvor­
stand schriftlich vorgelegt wurde. Darin sind die Förderun­
gen enthalten, die die PDS in Sachsen in den Parlamenten 
und in der außerparlamentarischen Arbeit vertreten will.

Die Diskussion machte deutlich, daß die 
neuesten Zahlen über Arbeitslosigkeit 
nur die halbe Wahrheit ausmachen. Hin­
ter den wachsenden Zahlen der Kurzar­
beiter verbergen sich eine große Zahl 
von faktisch Arbeitslosen, die mit 
O-Stunden nur durch Tarifvertragsrege­
lungen noch als Beschäftigte gelten.

Als weitere 350000 im Prinzip Ar­
beitslose sind die in die Altersüber­
gangsregelung gezwungenen Beschäf­
tigten zu rechnen. Dazu kommen die 
250000 auf die Warteschleife gesetzten, 
mit denen in Verletzung rechtsstaatli­
cher Grundsätze die Demontage von In­
stitutionen und politische Ausgrenzung 
betrieben wird.

Nicht unbedeutend ist die Zahl von 
etwa 200000 Menschen, die zwar in den 
neuen Bundesländern wohnen, aber ih­
ren Arbeitsplatz in den alten Bundeslän­
dern haben.

Als gravierendes Problem wurde das 
fehlende Konzept der Bonner Regierung 
für die Entwicklung in Ostdeutschland 
und die Arbeit der Treuhandanstalt be­
nannt. Deutlich wurde gesagt, „die 
Treuhandanstalt ist eine Institution des 
Kapitals und auch eine Institution der 
Konzerne, die möglichst schnell und to­
tal unser Volkseigentum zuschlagen 
soll**.

Es wurden Beispiele dargelegt, wo 
nicht einmal der Aufsichtsrat eines Be­
triebes über seinen zukünftigen Käufer 
reden, geschweige denn entscheiden 
darf. Dieses Recht behält sich die Treu­
handanstalt ganz allein vor.

Und solange noch ein Funken Leben 
im Betrieb ist, wechseln die Namen der 
potentiellen Käufer ständig, bis dann das 
Konkursverfahren unumgänglich ist, da 
der Betrieb nicht mehr zahlen kann.

Über die immer wieder strapazierten 
alten Seilschaften wurde ebenfalls in ei­
nem Beitrag diskutiert. Eine Genossin 
berichtete über ihren Betrieb, in dessen 
Aufsichtsrat der ehemalige stellvertre­
tende Chef des Bundes der Industriellen 
der Alt-BRD den Vorsitz führt. Dieser 
sitzt in München, hat gute Beziehungen 
und kann sich es leisten, nicht immer das 
zu machen, was die Treuhandanstalt 
will. Er bestimmt aber auch und ganz al­
lein, was die Geschäftsführer, die Ein­
heimischen und ehemals SED-Mitglie­
der, zu tun haben. Er hat zwar auch zwei 
Vertreter der Arbeitnehmer mit in den 
sechsköpfigen Aufsichtsrat genommen, 

aber auch den Chef der Deutschen Bank 
in Chemnitz und weitere Vertreter des 
Alt-BRD-Kapitals.

In anderen Betrieben ist es ähnlich, 
Aufsichtratsvorsitzende sind zum Bei­
spiel auch Otto Graf Lambsdorff und 
Klaus von Dohnany.

„Wir als PDS stellen zwar die Min­
derheit dar, und unsere Akzeptanz ist bei 
der Presse noch gering. Das verlangt je­
doch gerade, daß wir stärker unsere Pö- 
litikfahigkeit demonstrieren, und zwar 
mit soliden Konzepten** so Prof. Werner 
Roß aus Zwickau, der als einer von 
sechs Vertretern des Landes Sachsen in 
den Parteirat der PDS gewählt wurde. Er 
forderte erstens eine strategische Wirt­
schaftskonzeption, die Rahmenbedin­
gungen für eine „soziale“ Marktwirt­
schaft absteckt und mit einer Demokrati­
sierung der Wirtschaft, und zwar schon 
bei der Produktion und nicht erst bei der 
Verteilung, anfangt, und zweitens die 
Einsicht, daß wir uns nicht nur auf ir­
gendwelche strategischen Ziele festle­
gen, sondern eine unter den gegenwärti­
gen Bedingungen machbare Politik ent­
wickeln müssen.

Das der Delegiertenkonferenz vorge­
legte Positionspapier fordert deshalb 
von den Regierenden bewußte politische 
Eingriffe in die Wirtschaft, weil die not­
wendigen Umstrukturierungsmaßnah­
men sich nur so bewältigen lassen.

Konkret heißt es im Positionspapier:
„... wird gegenwärtig Sachsen auf­

grund seiner ausgeprägten, aber zum 
Teil überalterten Industriekultur und 
einer inkonsequenten Wirtschaftspolitik 
überdurchschnittlich von der Vernich­
tung traditioneller sowie zukunftswich­
tiger ökonomischer Potentiale betrof­
fen. Die Vernichtung von 55 % ehemals 
vorhandener Beschäftigungsmöglich­
keiten droht. Herkömmliche wirtschaft­
liche und marktkonforme Instrumenta­
rien müssen in Anbetracht einer drohen­
den sozialökonomischen Krise versa­
gen. Notwendig sind in einer solchen Si­
tuation vorübergehende staatliche Len­
kungsmechanismen, wie sie, besonders 
in ökonomischen Ausnahmezuständen 
in der ehemaligen BRD regelmäßig an­
gewandt wurden.

Mit Hilfe eines in sich geschlossenen 
Sofortprogramms gilt es, die komplexen 
Produktionszusammenhänge systema­
tisch zu erhalten, aus- und umzubauen. 
Die notwendigen Umstrukturierungs­

maßnahmen im Freistaat Sachsen lassen 
sich nur mit Hilfe bewußter politischer 
Eingriffe bewältigen.

Das muß in Abstimmung mit der Bun­
desregierung, den Länderparlamenten 
und den Interessenvertretungen aller be­
troffenen Bevölkerungsgruppen erfol­
gen ...

Sachsen war immer ein bedeutendes 
Export- und Importland. Die Bedingun­
gen der letzten 10 Jahre führten dazu, 
daß 66 % seiner Exportleistungen in öst­
liche Länder gerichtet waren. Das ist je­
doch nach der Währungsunion zusam­
mengebrochen. Das hat auch für Ge­
samtdeutschland negative Wirkungen.

Die PDS sieht es daher als notwendig 
an:
— bei Staatsaufträgen die in den letzten 
Jahrzehnten mit diesen Ländern entstan­
denen internationalen Verflechtungen 
zu erhalten und zu fördern,
— die Kredite für östliche Länder, in 
Sonderheit für die Sowjetunion, nicht 
pauschal an diese Länder, sondern für 
Lieferbetriebe auszureichen,
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— bei Ausschreibungen für Exportge­
schäfte in östliche Länder die neuen 
Bundesländer zu bevorzugen.

5. Es kann nicht so weitergehen, daß Be­
triebsstillegungen der Regelmechanis­
mus sind. Vielmehr muß die Stützung 
von Produktionsprozessen in ehemali­
gen volkseigenen Betrieben und deren 
Sanierung dominieren.“

Zur Lage der Bauern heißt es:
„Die Bauern erwarten verbindliche 

Antworten, wie sie als Berufsstand an 
dem versprochenen Wohlstand, dem 
Fortschritt und der sozialen Sicherheit in 
Zukunft beteiligt werden ... Die Ergeb­
nisse der Bodenreform sind festzu­
schreiben. Privates, genossenschaftli­
ches und staatliches Eigentum ist glei­
chermaßen zu akzeptieren und Chancen­
gleichheit aller Untemehmensformen zu 
garantieren.**

Bezüglich der Treuhandanstalt heißt 
es:

„Die Treuhand muß im Rahmen des 
Sofortprogramms ihre Tätigkeit grund­
legend neu bestimmen. Sie muß von der 
betriebswirtschaftlichen zur volkswirt­
schaftlichen Betrachtungsweise überge­
hen.**

„Die Arbeitsweise der Treuhand in 
diesem Sinne erfordert:
— sie muß ein Organ des Umbaus der 
Wirtschaft und nicht der Stillegung und 
vordergründigen Privatisierung sein,
— ein Prioritätenkatalog muß grundle­

gendes Gestaltungsinstrument der Treu­
hand sein,
— ihre Tätigkeit muß der Demokrati­
sierung und Offentlichkeitskontrolle un­
terliegen,
— die Gewerkschaften, kommunale 
und regionale Struktureinheiten und ge­
wählte Selbstverwaltungsorgane müssen 
eine Stimme in der Treuhand haben.

Die Treuhand muß zu einem Organ 
der Lösung und nicht der Schaffung so­
zialer Probleme werden.“

Zur umfassenden Verbesserung des 
absehbaren Zustandes auf dem Arbeits­
markt wird ein Landesstrukturpro- 
gramm mit folgenden Eckpunkten ge­
fordert:

Aufrechterhaltung bewährter und 
zukunftssicherer Traditionslinien Sach­
sens, mit neuen und konkurrenzfähigen 
Produktionssortimenten,
— Strukturförderprogramme nach regi­
onalen Schwerpunkten, verbunden mit 
Beschäftigungsprogrammen zur Abfe­
derung unvermeidlicher Umbrüche, be­
sonders in Infrastruktur- und Naturge­
staltungsbereichen, als wesentliche Vor­
aussetzung zur Ansiedlung neuer Indu­
strien, insbesondere in Notstandsgebie­
ten,
— zielgerichtete Qualifizierungsmaß­
nahmen in Übereinstimmung mit der zu 
gestaltenden Strukturentwicklung Sach­
sens, besonders in angestammten Betrie­
ben.“
— (sta)

Aufblähung des Justizapparates in Vorbereitung
Sicherung des Privateigentums und Verfolgung von SED-Mitgliedern erfordert viel Bürokratie

Der von der Bundesregierung und von den Ländeijustiz-. 
ministern geplante Aufbau des Justizwesens im Anschluß­
gebiet zielt darauf ab, sowohl die frühere Gesetzlichkeit der 
DDR wie auch die Pfersonen, die sich mit dieser Gesetzlich-

keit auskennen, in der Versenkung verschwinden zu lassen. 
Stattdessen soll das bundesdeutsche Justiz wesen aufge­
presst werden. Nur fehlt bisher das Personal — denn es 
kommen nur in der BRD ausgebildete Juristen infrage.

Ein Ergebnis der verschiedenen, im letz­
ten Vierteljahr durchgeführten Konfe­
renzen von Justizministern der Länder, 
Länderinnenministem, Bundesinnenmi­
nister, Bundesjustizminister, Verwal­
tungsverantwortlichen aus den BRD- 
Ländern wird eine große Aufblähung 
des Justizapparates in der annektierten 
DDR und eine deutliche Vergrößerung 
des Pölizeiapparates sein. Am 15. März 
einigten sich die Länderjustizminister 
und Bundesjustizminister Kinkel 
schließlich darauf, daß in spätestens drei 
Jahren in den fünf DDR-Bundesländern 
ungefähr die gleiche Anzahl von Justiz­
personal beschäftigt sein soll wie derzeit 
in Nordrhein-Westfalen. Das heißt: 
Zum Zeitpunkt der Annexion der DDR 
gab es dort etwa 1200 Richter und 900 
Staatsanwälte. In Nordrhein-Westfalen, 
dessen Bevölkerungszahl etwa der der 
fünf DDR-Länder zusammen entspricht, 
gibt es heute 4 800 Richter, etwa 1000 
Staatsanwälte und ca. 3000 Rechtspfle­
ger — das sind Juristen, die in den 
Grundbuchämtem und ähnlichen Abtei­
lungen, die über den Besitz wachen, tä­
tig sind. Bundesjustizminister Kinkel 
teilt mit, daß nach den Schätzungen der 
Landesjustizminister nur knapp die 
Hälfte der Richter und Staatsanwälte aus 
der DDR nach der fdGO-Inquisition 
durch die „Richterwahlausschüsse“ im 
Amt verbleiben werden. Das wäre ein

Gesamtpersonal von etwa 1100 Juri­
sten, die aus der DDR kämen. Um die 
7 700 Juristen sollen also aus den BRD- 
Ländern kommen. Unmißverständlich 
erklärte Bundesjustizminister Kinkel be­
reits am 27. Februar im Bundestag, daß 
weder die Bundesregierung noch die 
Landesjustizminister daran denken, Ju­
risten einzustellen, die ihre Ausbildung 
in der DDR absolvierten. Das wird auch 
in drei Jahren nicht anders sein, denn die 
Juristenausbildung dauert länger. Etwa 
1000 Leute sollen kurzfristig durch das 
sogenannte „Seniorenmodell“ gewon­
nen werden, nachdem Richter und 
Staatsanwälte bis zu drei Jahre nach ih­
rer Pensionierung weiterbeschäftigt 
werden können, wenn sie in die DDR- 
Länder gehen. Die Bezahlung besteht 
aus einem Zuschlag zur Pension, der die 
Differenz zum Nettoarbeitsgehalt aus­
gleichen soll, sowie Aufwandsentschä­
digung, Trennungsgeld, Fahrkosten etc. 
Langfristig jedoch müssen Neueinstel­
lungen von jungen Juristen erfolgen — 
Bewerbungen aus den BRD-Ländern lä­
gen reichlich vor, versichert Bundesju­
stizminister Kinkel, aber zumeist von 
solchen Leuten, die im Westen aufgrund 
ihrer Examensnoten nicht eingestellt 
werden.

Die Annexion der DDR, die damit 
verbundene Aufhebung der DDR-Geset­
ze und die faktische Außerkraftsetzung

der Gerichtsbarkeit und nicht zuletzt die 
Bestrebungen, die Eigentumsverhältnis­
se vollständig zurückzufuhren auf Pri­
vateigentum haben dazu geführt, daß 
mehrere zehntausend Gerichtsverfahren 
vor Gerichten anliegen, die nicht eröff­
net werden können. Darunter fallen 
zahlreiche Verfahren, in denen Eigen­
tumsrechte geklärt werden sollen, aber 
Bundesjustizminister Kinkel berichtet 
bereits Ende Februar von mehr als 
45000 Arbeitsgerichtsverfahren, die 
überhaupt noch nicht bearbeitet sind.

Ähnlich wie die höheren Beamten der 
Gerichte werden auch die Justizange­
stellten nur zum geringsten Teil aus den 
Ländern des Anschlußgebietes kom­
men. Auch hier plant die Bundesregie­
rung eine Anwerbeaktion in großem 
Umfang in den BRD-Ländern.

Der Polizeiapparat soll ebenfalls ver­
größert werden — hier liegen bisher nur 
Zahlen für einzelne Länder vor. So 
schätzt z. B. die thüringische Landesre­
gierung, daß sie zusätzlich zu den vor­
handenen 11500 Polizisten noch 2000 
weitere benötigt. Die sächsische Lan­
desregierung spricht von einem „Mehr­
bedarf“ von etwa 1000 Polizisten.

Die Aufgaben dieses ausgedehnten 
Polizei- und Justizapparates sind auf 
Jahre festgeschrieben: Zum einen und in 
der Hauptsache sollen die Gerichte die 
diversen Eigentums- und — nach der

Schnellverabschiedung des „Hemmnis­
beseitigungsgesetzes“ — Entschädi­
gungsansprüche klären. Bisher liegen 
1,2 Millionen Anträge auf Klärung offe­
ner Vermögensfragen vor — damit die 
Antragsteller Unterstützung erhalten, 
will die Bundesrechtsanwaltskammer 
und der Anwaltsverein 50 Rechtsanwäl­
te in die Anschlußgebiete entsenden. Bei 
allen Sprüchen der Bundesregierung von 
„Wiederherstellung der Rechtsstaatlich­
keit“ in den nächsten drei Jahren ist 
doch vornherein klar, daß dies mit dieser 
Art Justizaufbau nicht gewährleistet 
werden kann. Kinkel kündigte denn 
auch Mitte März an, sein Ministerium 
erwäge die erneute Überprüfung von 
„Verfahrenshemmnissen“ und Prozeß­
ordnungen, die Prozesse verlängern 
können — weitere Einführung von Me­
thoden des „kurzen Prozesses“ also ist 
geplant, durch Einschränkung der Beru- 
ftmgsmöglichkeiten etc.

Zum anderen will Kinkel in einer bei­
spiellosen Aktion „die Aufarbeitung des 
gesamten SED-Unrechts“ veranstalten. 
Dafür wird das Ministerium eine eigene 
Abteilung einrichten. Diese Abteilung 
soll dafür Sorge tragen, daß zum einen 
40 Jahre Rechtsprechung in der DDR 
dadurch beseitigt werden, daß heute auf 
Grundlage von BRD-Recht Leute „re­
habilitiert“ werden.

Nach Ankündigung von Kinkel soll 
diese Abteilung aber nicht nur die Recht­
sprechung der DDR überprüfen, son­
dern auch die „Rehabilitierung für Inter­
nierungen durch alliierte Besatzungs­
mächte“ durchführen, das heißt bezo­
gen auf die Anschlußgebiete die Über­
prüfung der Urteile und Internierungen, 
die die sowjetische Besatzungsmacht 
zwischen 1945 und 1949 vollstreckt und 
durchgeführt hat. Ähnliches ist gegen­

über den Tätigkeiten der Alliierten Be­
satzungsmächte in der französisch, bri­
tisch oder us-amerikanisch besetzten 
Zone in der Geschichte der BRD nie 
durchgeführt worden — und diese Besat­
zungsmächte haben als Teil der Anti- 
Hitler-Koalition ebenfalls Nazis inter­
niert und verurteilt.

Für die genaue Regelung dieser Um­
kehrung von früher gültigem Recht be­
reitet das Justizministerium einen Ge­
setzentwurf vor. Für Kinkel steht jeden­
falls fest, daß das noch von der DDR- 
Volkskammer beschlossene Rehabilitie­
rungsgesetz nicht tauglich dafür ist.

Ein weiterer Bereich, mit dem sich die 
Justiz im Anschlußgebiet befassen soll, 
ist die aus der „Rehabilitierung“ folgen­
de Verfolgung von früheren SED-Mit­
gliedern und die bereits jetzt begonnene 
Verfolgung von Angehörigen des DDR- 
Staatsapparates auf der Grundlage von 
BRD-Recht. Das Bundeskriminalamt 
hat im letzten halben Jahr knapp 200 
Verfahren wegen „Landesverrat“ und 
anderer sogenannter Spionagedelikte 
eröffnet — über dreiviertel davon gegen 
Bürger der Anschlußgebiete wegen ihrer 
Zusammenarbeit mit angeblich in der 
BRD tätigen Spionen. Die Verhaftung 
ehemals führender Funktionäre des Mi­
nisteriums für Staatssicherheit wegen 
angeblicher Unterstützung der RAF geht 
rechtlich ähnlich vor: Was gilt, ist BRD- 
Recht, und früher geltendes DDR- 
Recht, das ja Grundlage für die Tätigkeit 
dieser Funktionäre gewesen ist, wird 
schlicht und einfach mißachtet.

Quellenhinweis: Pressemitteilungen des Justiz­
ministeriums vom Februar und März 1991; 
Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 16. März 
1991; Bundestagsprotokoll Nr. 12/11 vom 27. 
Februar 1991 — (uld)
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Internationale UmscHau

Etwa 700 Gewerkschaftsmitglieder protestierten am 2. März in mehreren Städten in 
den USA vor Niederlassungen des „Greyhound“-Konzerns gegen die anhaltende 
Aussperrung der 9000 Personen umfassenden, streikenden Belegschaft durch den 
Konzern. Der Konzern setzt seit Monaten Streikbrecher-Fahrer ein, um die Gewerk­
schaft im Betrieb zu zerschlagen. Die Gewerkschafter erinnerten zugleich an den Tod 
des Streikpostens Bob Waterhouse. Ein Streikbrecher-Fahrer hatte ihn beim Durch­
brechen der Streikposten überrollt (Bild: Denver). Die Demonstranten forderten ein 
Gesetz, das den Konzernen die Entlassung streikender Belegschaften verbietet. 
- (rül)

Türkei: Spalterische Amnestie 
gegen die kurdische Befreiung

Das türkische Regime versucht unter 
dem Eindruck der-anhaltenden kurdi­
schen Aufstände eine Bereinigung seiner 
inneren Front. Etwa 40000 Häftlingen 
sollen im Rahmen einer „Amnestie“ 
freigelassen werden. Gleichzeitig wer­
den 238 zum Tode Verurteilte „begna­
digt“: Ihre Strafe wird in lebenslange 
Haft umgewandelt. Schon in der näch­
sten Woche soll der entsprechende Ge­
setzentwurf endgültig im Parlament ver­
abschiedet werden. Perfide Ausnahme: 
Die Amnestie gilt nicht für Gefangene, 
die an bewaffneten Anschlägen gegen 
die herrschende Militärjunta beteiligt 
waren, und für alle diejenigen, denen 
„separatistische Taten“ vorgeworfen 
werden. Der gesamte kurdische Wider­
stand ist also von der Amnestie ausge­
nommen. — (rül)

Frankreich: Korsika-Statut 
im Parlament verabschiedet

Mit dem Stimmen der KPF und der 
Mehrheit der regierenden Sozialisten hat 
das französische Parlament am 5. April 
ein neues Statut für Korsika verabschie­
det. In Artikel I ist erstmals die Rede von 
einem „korsischen Volk“. Gaullisten 
und andere Rechte kritisierten dies als 
„verfassungswidrig“, da die Verfas­
sung nur ein französisches Volk kenne. 
Tatsächlich ist das Statut ein Spaltungs­
versuch. Das korsische Volk ist nämlich 
„Bestandteil des französischen Volkes“ 
und insofern — wie der Teil dem Ganzen 
— diesem untergeordnet.
Quelle: FAZ, 6.4.91 - (rül)

Grönland: Mehrheit 
für die Gegner der EG

Die Wahlen zum Parlament Anfang 
März in Grönland brachten einen Erfolg 
für die Gegner eines EG-Beitritts. Den 
größten Stimmenzuwachs erzielte das 
linke Wahlbündnis „Inuit Ataqatigiit“ 
(LA). Mit 20 % Stimmenanteil konnte es 
die Zahl der Sitze von einem auf fünf 
steigern. Die bisherige sozialdemokrati­
sche Regierungspartei „Siumut“ behielt 
ihre elf Sitze, während die konservative 
„Assatuts“ drei Mandate verlor und 
acht behiet. Die reaktionäre Zentrums­
partei, die den dänischen Kolonialismus 
offen unterstützt, blieb bei zwei Sitzen. 
Im Zentrum des Wahlkampfes stand 
eine von der „Assatuts“ entfachte Kam­
pagne über den EG-Beitritt, bei dem sie 
eine neue Volksabstimmung darüber 
forderte. LA trat am entschiedensten ge­
gen die EG auf. Das Wahlergebnis wird 
auch als Ergebnis einer Volksabstim­
mung gewertet, bei der eindeutig die 
Konservativen, die einen Antrag für 
einen EG-Beitritt stellten wollten, verlo­
ren. Ergebnis der Wahl ist jetzt auch ein 
Regierungsbündnis zwischen der sozial­
demokratischen „Siumut“ und dem lin­
ken Wahlbündnis IA. In einer auf vier 
Jahre getroffenen Absprache zwischen 
den beiden Regierungsparteien wurde 
als Hauptpunkt festgelegt, daß Grönland 
keine EG-Mitgliedschaft beantragen 
wird.
Quelle: Kiassekampen (Norwegen), 21. März 
1991 — (ccs)

China: Der Kreis Zhaoyuan baut 
Gesundheitswesen wieder auf

„Ihr müßt dem Amt für Öffentliches Ge­
sundheitswesen sagen, daß es nur der ei­
nen Hälfte unserer Bevölkerung dient. 
Diese Hälfte umfaßt die gebildete 
Schicht; die breiten Massen der Bauern 
erhalten keine medizinische Versorgung 
— für sie gibt es weder Ärzte noch Medi­
kamente.“ Diese Kritik Mao Zedongs 
am öffentlichen Gesundheitswesen von 
1965 trifft auch die Zustände im heuti­
gen China. Vor 25 Jahren hatten die 
Volkskommunen im Zuge der Kulturre­
volution genossenschaftliche Gesund­
heitsdienste errichtet, die bald die ländli­
chen Gebiete weitgehend erfaßten. Im 
Laufe eines Jahrzehnts waren über eine 
Million Barfußärzte aufs Land gezogen. 
Heute ist zusammen mit den Volkskom­
munen auch das genossenschaftliche 
Gesundheitssystem vernichtet. Folge: 
Die ländliche Bevölkerung ist medizi­
nisch unterversorgt, 13,8 % aller Dörfer 
haben keinerlei medizinische Einrich­
tung. Mehr als die Hälfte aller Kranken­
hausbetten und Ärzte befinden sich in 
den Städten, obwohl dort nur ein Fünftel 
der Bevölkerung lebt. Über 90% der 
Absolventen medizinischer Hochschu­
len bleibt in den Städten. Doch es gibt 
auch gegenläufige Tendenzen: Der 
Kreis Zhaoyuan hat das genossenschaft­
liche Gesundheitswesen wiederaufge­
baut. Daran nehmen schon 97 % der 
bäuerlichen Bevölkerung (510000 Men­
schen) teil. Den Bestimmungen zufolge 
müssen Dörfer mit unter 500 Einwoh­
nern einen diplomierten Gemeinde- oder 
Dorfheilpraktiker, Dörfer mit über 
1000 Einwohnern einen examinierten 
Arzt haben. Die Verwaltung der medizi­
nischen Genossenschaften im Kreis ist 
dezentralisiert, die Volkskongresse auf 
Gemeinde- und Kreisstadtebene über­
wachen die Verwendung der Ausgaben. 
Die Kosten werden zu einem Drittel pri­
vat, zu zwei Dritteln von den Kollekti­
ven aufgebracht. — (scc)

Entwicklung der Auslandsschulden der Dritten Welt 1980-1990 (in Wird. $)

1980 1982 1984 1985 1986 1987 1988 1989 1990

DRS-Länder 562 743 843 937 1028 1152 1137 1147 1221

langfristige Kredite 421 552 675 768 867 980 960 959 1015
offizielle Kredite 157 197 233 294 357 433 437 454 521
private Bankkredite 264 354 442 473 511 547 523 505 494

kurzfristige Kredite 129 167 133 129 118 128 142 156 169
IWF-Kredite 12 24 36 40 43 43 35 32 36

Andere Entwicklungsländer 77 86 81 89 99 116 128 114 120

Alle Entwicklungsländer 639 829 924 1026 1127 1268 1265 1261 1341
Schuldendienstrate (%) 22 28 28 28 27 22

Der Eindruck einer leichten Entspannung der Schuldenkrise, den die von der Welt­
bank zusammengestellten Zahlen vermitteln, täuscht zumindest teilweise. So scheint 
die Schuldendienstrate wieder zu sinken. Doch dahinter verbergen sich wachsende 
Zahlungsrückstände, die inzwischen auf 80 Mrd.$ oder 6,4% der Gesamtschulden 
angewachsen sind. So müßten die stark verschuldeten schwarzafrikanischen Länder 
mehr als doppelt so viel für den Schuldendienst aufbringen, als sie tatsächlich tun, 
nämlich ca. 50% statt 22% ihrer Exporterlöse. Zweitens signalisiert die Tatsache, 
daß die privaten Kredite stark abgenommen haben, d. h. der Zugang zahlreicher Län­
der der Dritten Welt zu Handelskrediten erschwert ist, nicht etwa wachsende wirt­
schaftliche Unabhängigkeit, sondern im Gegenteil eine tiefe Wirtschaftskrise, die ^us 
der Weltmarktabhängigkeit resultiert und alle Entwicklungsbedingungen erfaßt hat.

Erläuterung: DRS-Länder sind jene Länder, die ihre Auslandsschulden regelmäßig 
an die Weltbank berichten, kurzfristige Schulden jene mit einer Laufzeit von unter 
zwölf Monaten. Die Schuldendienstrate bezeichnet das Verhältnis von Schulden­
dienst (Tilgung, Zinszahlungen) und Exporterlösen. — (scc)

USA diktieren Irak
Waffenstillstands-Abkommen

Die USA haben ein weiteres Mal den 
UN-Sicherheitsrat mißbrauchen und 
Irak ein Waffenstillstandsabkommen 
aufzwingen können, das als Fortsetzung 
des Krieges mit anderen Mitteln betrach­
tet werden muß. Danach wird der Irak 
weitgehend entwaffnet, unter bewaffne­
te Kontrolle der UNO gestellt und auf 
lange Sicht all seiner Ressourcen zur 
Entwicklung der Wirtschaft beraubt.

Der Irak hat die Vernichtung aller bio­
logischen und chemischen Waffen, allen 
atomwaffenfahigen Materials und aller 
ballistischen Raketensysteme mit einer 
Reichweite von über 150 km einschließ­
lich aller entsprechenden Entwick- 
lungs-, Produktions- und Reparaturein­
richtungen bedingungslos zu akzeptie­
ren. — Der lange uneinholbar scheinen­
de technologische Vorsprung hatte Isra­
el die militärische Überlegenheit über 
seine arabischen Nachbarn gesichert. 
Trotz der Niederlage Iraks im Golfkrieg 
ist deutlich geworden, daß Israel diese 
militärische Überlegenheit verloren hat­
te ; das hätte die israelische Gesellschaft 
zwingen können, ihre aggressive Politik 
aufzugeben und ein friedliches Auskom­
men mit den Palästinensern und den ara­
bischen Ländern zu finden. Die weitge­
hende Entwaffnung Iraks führt zu einem 
neuen Ungleichgewicht zugunsten Isra­
els, das im Besitz moderner Massenver-
nichtungswaffen ist, und zerstört die 
Aussicht auf die friedliche Lösung der 
von Israel ausgehenden Konflikte.

Die Verpflichtung, für alle durch den 
Krieg verursachten Schäden — ein­
schließlich aller von den US-Bombarde- 
ments in Kuweit verursachten — aufzu­
kommen, wird Irak auf unabsehbare 
Zeit der Einkünfte aus dem Erdölexport 
berauben, die das Land für den Wieder­
aufbau so dringend benötigt. Darüber 
hinaus haftet Irak mit seinem Auslands­
vermögen für die Schulden bei der mo­
dernen Grundhermklasse in Kuweit und 
Saudi-Arabien. Das große Problem, daß 
der imperialistische Weltmarkt den un­
terdrückten Nationen keine Entwick­
lungsmöglichkeiten läßt, wird für Irak 
durch das Waffenstillstands-Diktat noch 
weiter verschärft.

Der Abzug der US-Truppen verläuft 
bisher sehr zögerlich. Allem Anschein 
nach halten sich die USA neben der Ent­
sendung von UNO-Truppen die Option 
einer längeren Besetzung Iraks offen. 
— (scc)

CSFR: Länderkammer lehnt 
Bodenprivatisierung vorerst ab 

Der Regierungsentwurf über die Privati­
sierung von 70 % der in genossenschaft­
lichem oder Staatsbesitz befindlichen 
landwirtschaftlichen Nutzfläche ist von 
der Länderkammer vorerst abgelehnt 
worden. Auseinandersetzungen gab es 
v.a. um Entschädigungszahlungen und 
die Erstattung enteigneten Landes an 
Angehörige der Minderheiten. Gegen 
Entschädigungen für Bürger ungari­
scher Nationalität sträubt sich die Slo­
wakei, jene für ehemalige deutsche Ei­
gentümer wird von der Mehrheit abge­
lehnt. Als Kompromißlinie hatte die Re­
gierung in dem Entwurf bereits vorgese­
hen, daß die vor 1948 durchgeführten 
Enteignungen nicht rückgängig gemacht 
werden und Eigentümer in keinem Fall 
mehr als 150 ha Anbaufläche oder 250 
ha Wald erhalten sollen. — (uga)

CSFR: Nationalitätenkonflikte
Verfassungsdebatte um staatliche Einheit noch nicht erledigt

Die im letzten Jahr stark aufgekeimten 
Spannungen zwischen Tschechen und 
Slowaken scheinen sich etwas zu beruhi­
gen, seit im Dezember ein Kompromiß 
in der Verfassungsdebatte gefunden 
worden war, nach dem der Zentralregie­
rung nur noch die Währungs-, Außen- 
und Verteidigungspolitik unterstehen.

In der Slowakei waren die Autonomie­
bestrebungen Mitte und Ende 1990 weit­
gehend von reaktionären Kräften ge­
prägt, die u.a. eine Rehabilitierung des 
ehern. Führers des 1938 gebildeten kle­
rikal-faschistischen slowakischen Sepa­
ratstaates, Josef Tiso, durchsetzen woll­
ten. In Auseinandersetzungen um die 
Amtssprache forderten slowakische Na­
tionalisten, die bisherige Regelung ab­
zulösen, nach der Tschechisch und Slo­
wakisch im ganzen Land gleichberech­
tigt sind und in Gemeinden mit starkem 
Anteil anderer Nationalitäten auch ande­
re Sprachen anerkannt werden. Sie for­
derten, in der Slowakei nur noch Slowa­
kisch anzuerkennen. Diese v.a. gegen 
die Ungarn im südöstlichen Landesteil 
gerichtete Forderung wurde allerdings 
vom slowakischen Parlament abgelehnt.

Hintergrund der Konflikte ist vor al­
lem die zunehmende wirtschaftliche

Deutsche Farmen in Südafrika
BRD-Monopole betreiben Siedlerpolitik

Daß BRD-Monopole seit Jahrzehnten 
azanische Arbeiter zu Niedrigstlöhnen 
in der Industrie ausbeuten, ist in der hie­
sigen Öffentlichkeit bekannt durch den 
erbitterten Kampf der schwarzen Ge­
werkschafts- und Befreiungsbewegung. 
Wenige wissen jedoch, daß viele Mono­
pole auch Farmen besitzen — so u.a. 
VW, BMW, Daimler-Benz, die Kölner 
Kosmetik-Firma Mühlens (4711) und 
die Dresdner Bank. Über die Lebensbe­
dingungen der schwarzen Landarbeiter­
familien auf einer dieser Farmen, der 
Neethlingshof Farm, berichten die Aza- 
nia-Nachrichten Nr. 3/91:

„Der Farmbesitz umfaßt eine Fläche, 
die mehr oder weniger der Gesamtber- 
lins entspricht. Eigentümer ist die 
Dresdner Bank Südafrika. In Deutsch­
land wirbt man mit dieser Farm als 
einem Musterbeispiel . ..

Von weitem beeindrucken einen die 
weiß getünchten Häuser, in denen die 
Arbeiter wohnen, doch tritt man ein, 
wird man sich der Enge bewußt, in der 
die Farmarbeiter mit ihren Familien le­
ben müssen; sie drängen sich auf einem 
Raum von weniger als 30 qm .. . Neeth­
lingshof umfaßt drei Farmen in der west­
lichen Kapregion; dort wohnen die Ar­
beiter kostenlos, doch ihre Löhne sind 
mit monatlich Rand 280 für den Mann

Abhängigkeit des östlichen vom westli­
chen Landesteil. Bislang flössen jährlich 
umgerechnet rund 500 Mio. DM Aus­
gleichsleistungen in die Slowakei. Dies 
sollte seit 1945 helfen, die vorwiegend 
von Leichtindustrie und Halbfertigwa­
renverarbeitung geprägte Wirtschaft 
dort zu entwickeln. Im Zuge der markt­
wirtschaftlichen Umgestaltung sollen 
diese Zahlungen ebenso wie die Subven- 
tionierung von notleidenden Betrieben 
z.T. wegfallen. Die Umstellungen im 
RGW verschärfen die Probleme insbe­
sondere für die Slowakei zusätzlich. 
Hier waren bereits Ende 1990 133000 
arbeitslos, in der Tschechei dagegen nur 
24000. Aufgrund unterschiedlicher So­
zialplanregelungen erhalten im westli­
chen Landesteil knapp die Hälfte, im 
östlichen nur rund 12 % der Arbeitslosen 
staatliche Unterstützungsleistungen.

Appelle Havels zur Einheit werden 
auf Dauer aber kaum zunehmende Span­
nungen unterbinden können. Wenn alle 
Elemente der planwirtschaftlichen Aus­
gleichspolitik, die auf eine Entwicklung 
der unterentwickelten Landesteile ziel­
te, jetzt ausgeschaltet werden, wird der 
Staat einer gefährlichen Zerreißprobe 
ausgesetzt werden. — (uga) 

und Rand 140 für die Frau erschreckend 
niedrig bemessen; Sozialleistungen er­
halten sie nicht. Im Neethlingshof Re­
staurant erhalten die Kellner monatlich 
Rand 350, die Küchengehilfen Rand 300 
und keinerlei Sozialleistungen. Die mo­
natlichen Mindestausgaben für den Le­
bensunterhalt einer funfköpfigen Eami* 
lie liegen laut Umfrage der Industrial 
Relations Infbrmations Survey vom 15. 
3.88 bei Rand 810. Die Lebenshaltungs­
kosten haben sich jedoch seit 1988 ver­
dreifacht. Die Verwalter des Neeth- 
lingshof-Besitzes zögerten ... jede Ent­
scheidung bezüglich einer Anerken­
nungsvereinbarung mit den Arbeitern 
hinaus . . . Ohne eine solche Anerken­
nungsvereinbarung haben die Arbeiter 
keinen vertraglichen Anspruch auf Min- 
destlöhne und festgelegte Arbeitseii; 
werden sie entlassen, müssen sie binnen 
einer Woche ihre Wohnung verfassen; 
das Recht, sich gewerkschaftlich zu or­
ganisieren, bleibt ihnen versagt; sie un­
terstehen dem Gewohnheitsrecht. Ge­
werkschaftsfunktionäre können verhal­
tet und wegen unbefugten Betretens 
fremden Eigentums angeklagt weiden, 
wenn sie den Farmbesitz betreten.“
Die Azania-Nachrichten sind zu bezteto be 
GNN-Verlag, Güntherstr. 63. 200C» 
76, Tel. 040/2204278 - (uld)

Andreotti VII. = Andreotti VI.?
Absichten mit der Regierungskrise in Italien

Nach zwanzig Tagen Regierungskrise 
wurde Anfang April der bisherige Mini­
sterpräsident Andreotti (Christdemokra­
tische Partei) vom Staatspräsidenten er­
neut mit der Regierungsbildung beauf­
tragt. Er verhandelt mit den bisherigen 
Regierungsparteien über eine Neufas­
sung der Fünferkoalition und über neue 
Regierungsvorhaben.

Der Ablauf der Regierungskrise — 
gerade nach dem Ende des Golfkriegs — 
verdeutlicht einige der Interessen, die 
dabei verfolgt werden. Zunächst hatte 
der Vorsitzende der Sozialistischen Par­
tei (PSI), Craxi, die Krise ausgelöst mit 
der Begründung, „die Regierungsmann­
schaft ist erschöpft“. Eine andere Regie­
rung müsse die Legislaturperiode bis 
Mitte nächsten Jahres zu Ende zu brin­
gen und die institutionellen Fragen ange­
hen: Die Sozialistische Partei verlangt 
eine Präsidialrepublik nach französi­
schem Muster mit Direktwahl eines mit 
großen Machtmitteln ausgestatteten 
Staatspräsidenten. Gleichzeitig trat der 
christdemokratische Staatspräsident 
Cossiga mit immer neuen Erldärungen 
und Drohungen gegenüber dem Parla­
ment auf den Plan: Er werde sich das 
Durcheinander in der italienischen Poli­
tik nicht mehr bieten lassen und sei gar 
entschlossen, erforderlichenfalls erst­
mals in der italienischen Nachkriegsge­
schichte das Parlament — auch gegen 
dessen Willen — aufzulösen.

> Schließlich wurden die Entwicklun­
gen auch noch von außen angeheizt: De? 
Präsident der Bundesbank der BRD, 
Pöhl, hatte zwei Tage vor dem Rücktritt 
der italienischen Regierung in Brüssel 
über die EG-Währungsunion 1997 refe­
riert: Es dürften nicht auf EG-Ebene die 
Fehler der deutschen Währungsunion 
wiederholt werden. Er hatte dabei Ita­
lien, Griechenland. Spanien und Portu­
gal aus der geplanten Währungsunion 
ausgenommen, was in Italien von Regie­
rungskreisen und Zentralbank als ernste 
Drohung aufgenommen wurde.

Mit den angekündigten Maßnahmen 
stellt sich die Regierungskrise als ein 
nachdrücklicher Versuch dar, die 
Schlagkraft des italienischen Staatsap­
parats zu erhöhen und die Stellung Ita­
liens in der EG und gegenüber den Mit­
telmeerstaaten in der Folge des italieni­
schen Golfkriegseinsatzes auszubauen. 
Andreotti hat „innere Sicherheit“, ita­
lienische EG-Politik und Haushaltssa­
nierung als nächste Schwerpunkte ge­
nannt. Das enorm angewachsene Haus­
haltsdefizit, umgerechnet ca. 16,5 Mrd. 
DM fehlen verglichen mit der Finanz­
planung, soll angegangen werden — zu­
nächst mit einer Verweigerung neuer 
Tarifverträge im öffentlichen Dienst. 
Die Verfassungsrefbrm über die staatli­
chen Institutionen soll auf den Weg ge­
bracht werden; antidemokratische Maß­
regeln sind in der Diskussion. - (rok)
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Ehe „Neue Zürcher Zeitung“ (15.4. 
1991) beschreibt die Situation als „kri­
senhaften Wandlungsprozess der indi­
schen Gesellschaft, der von den traditio­
nellen ParteifoTinationen nicht mehr 
aufgdangen werden kann/1 Diese Zu- 
standsbeschreibung bezieht sich vor al­
lem auf die heftigen gewalttätigen Kon­
flikte um die Moschee in Ayodhya, die 
nicht zuletzt ihre Ursache in der Bevor­
zugung bestimmter Kasten der indischen 
Gesellschaft durch die offizielle Regie­
rungspolitik hatten. Die Zeitung bezwei­
felt deshalb einen eindeutigen Ausgang 
der nächsten Wahlen. In der Tat bedeut 
die Programmatik der traditionellen Par­
teien für die Masse der 400 Millionen 
Inder keinerlei Änderung für ihren tägli­
chen Kampf ums Überleben. Wirkliche 
Änderungen erwirken — wenn auch in 
kleinem Maßstab — nur die zahlreichen 
Gruppen von Bauernorganisationen, die 
sich mit Landnahmeaktionen, Bildung 
und Ausbildung, genossenschaftlichen

Hunderttausende suchen Arbeit, Ernährung und Wohnung

Oiganisationsformen und militanter 
Durchsetzung elementarer Lebensrechte 
neue Lebensverhältnisse schaffen.

Zerstörung der 
Landwirtschaft__

Anfang Januar beschreibt ein Autor der 
revolutionären Zeitschrift „Frontier“

Politik für das „abgetrennte Ungartum“
Nachbarländer Ungarns kritisieren Grenzrevisionisbestrebungen

Im August 1990 übte der slowakische 
Regierungschef Vladimir Meciar schar­
fe Kritik an der Antrittsrede des ungari­
schen Premiers Antail; in Ungarn stör­
ten „mehrere Mißtöne die Koexistenz 
im europäischen Haus“. Antail hatte er­
klärt, er fühle sich als Ministerpräsident 
von 15 Millionen Ungarn. Ungarn hat 
10,5 Millionen Einwohner. Der Rest 
lebt vorwiegend in Rumänien, der CSFR 
und in Jugoslawien. Gleichzeitig er­
wähnte Meciar, daß Ungarn seines Er­
achtens Trianon in Frage stelle.

Antail hatte den Friedensvertrag von 
Trianon „historisch verurteilt“ und hin­
zugefügt, Ungarn werde jedoch als Un­
terzeichner der KSZE-Schlußakte, „auf 
die gewaltsame Veränderung der Gren­
zen verzichten. Das bedeutet aber auch, 
daß unser Verhalten uns, die wir so viel 
verloren haben, eine solche moralische 
Kraft gibt, daß wir uns wünschen, was ja 
der Friedensvertrag von Trianon auch 
enthält: die Garantierung der Rechte der 
nationalen Minderheiten.“

Kurz darauf sagte Antail auf einer Au­
ßenministerkonferenz, er wolle sich be­
sonders des „abgetrennten Ungartums 
annehmen“. Als Voraussetzung für gute 
Beziehungen zu den Nachbarn nannte er 
deren „korrektes Verhalten hinsichtlich 
der Menschen- und Minderheitenrech­
te“.

Der in der ungarischen Presse auffäl­
lig oft erwähnte Frieden von Trianon ist 
Teil des Versailler Abkommens von 
1920. Von den nind 283000 qkm der

Indien: Entwicklungskrise und
Kämpfe der Landbevölkerung

Rücktritt der Regierung / Preiserhöhungen / Neuwahlen Ende Mai

Waussichtlich Ende Mai werden in Indien Neuwahlen 
zum Parlament in Neu-Delhi stattfinden. Die Auflösung 
der Regierung unter Chandra Shekhar ist der Endpunkt 
der langandauernden Regierungskrise gewesen, die davon 
gekennzeichnet war, daß offensichtlich die Congress-I-Pär- 
tei unter Rajiv Gandhi die Minderheitsregierung weitge­
hend dirigierte und nur einen günstigen Verwand abwarte­

te, die amtierende Regierung zu diskreditieren. Die Regie­
rungsauflösung fallt just in die Zeit der Verabschiedung des 
achten Fünflahresplans, in dem die Eckpunkte der Ent­
wicklung auf dem industriellen und auf dem landwirt­
schaftlichen Sektor festgelegt werden. Rajiv Gandhi ließ 
dem Parlament gerade Zeit genug, das Jahresbudget zu 
verabschieden.

die derzeitige Situation auf dem Agrar­
sektor in Indien. Er berichtet über die 
zunehmend auf Export orientierte Land­
wirtschaft, die die Zerstörung der Le­
bensgrundlage der Landbevölkerung 
bedeutet und mitverantwortlich ist für 

die unsäglichen Lebensbedingungen der 
meisten Inder. Unbestritten trug die 
„Grüne Revolution“ Anfang der 60er 
Jahre zur Stabilisierung der zerbrechli­
chen indischen Wirtschaft bei. Die land­
wirtschaftlichen Exporte sollen nach 
dem neuen Fünf jahresplan um ca. 45 % 
steigen. Die Industrie- und Handelskam­

ehemals von Ungarn beherrschten Ge­
biete der österreichisch-ungarischen 
Monarchie verblieben ihm nur 92000 
qkm. Ungarn reichte mit Kroatien, Bos­
nien und Herzegowina bis an die Adria; 
im Norden gehörte die gesamte Slowa­
kei dazu; im Osten bzw. Südosten Sie­
benbürgen und das Banat. Die Unter­
zeichnung des Vertrags von Trianon war 
in gewissem Sinne die Gegenleistung 
der ungarischen Reaktion für die Hilfe 
der Entente bei der Restauration der 
alten Ausbeuterordnung. 1919 gab es 
für 113 Tage eine Räterepublik in Un­
garn und in deren Gefolge eine starke 
Arbeiter- und Bauernbewegung. Das 
Horthy-Regime setzte allerdings sofort 
nach der Unterzeichnung auf die Revi­
sion des Vertrages und die Wiederher­
stellung der Grenzen von 1918. Horthy 
berief sich dabei auf die nationale Unter­
drückung der etwa 2,5 Millionen Un­
garn jenseits der Staatsgrenzen.

Bei der Einmischung des heutigen 
Ungarns in die inneren Angelegenheiten 
seiner Nachbarn unter dem Vorzeichen 
des Schutzes der dort lebenden ungari­
schen Minderheit scheint die Politik sei­
nes größten westlichen Handelspartners 
BRD Vorbild zu sein.

Die rumänisch-ungarischen Bezie­
hungen sind stark zerrüttet. Rumäni­
scherseits wurde Ungarn vorgeworfen, 
Schalthebel der Erhebungen in Timisoa­
ra im Dezember 1990 gewesen zu sein. 
Im August 1990 beschuldigte der Spre­
cher des rumänischen Außenministe­

mer fordert weitere Ausfuhr- und Pro­
duktionserleichterungen insbesondere 
für behandelte Lebensmittel. Außerdem 
fordert sie weitgehende Zollbefreiung 
für die Einfuhr von Technologie und 
Kapital für diesen Produktionsbereich. 
Die Handelskammer richtete an die Re­
gierung die Anfrage, daß diesen land­
wirtschaftlichen Exportkapitalisten kei­
ne Beschränkungen beim Zusammen­
schluß mit ausländischen Foodkonzer­
nen auferlegt werden sollen.

Die Zentralregierung hat verkündet, 
daß 500000 ha Land für die Palmenplan­
tagen an industrielle Produzenten ver­
pachtet werden. Die Laufzeit beträgt 20 
Jahre. Das Land dafür ist bereits fest­
gelegt.

Großexporteure von Meeresfrüchten 
in Kerala (Südwestindien) drohen mit 
der Schließung ihrer Produktionsanla­
gen, wenn die Anordnung der kommu­
nistischen Landesregierung auf eine 
Sondersteuer zugunsten eines Sozial­
fonds für die Fischer in die Tat ungesetzt 
werden solle. Mit ihren großen Fang­
schiffen haben sie bereits vielen traditio­
nellen Fischern die Lebensgrundlage 
entzogen. Die Begünstigung von Groß­
plantagen bedeutet die Begünstigung 
von Großproduzenten, die Ergebnisse 
fließen nicht in die Hände der Bevöl­
kerung. Die Weigerung der Großprod- 
zenten, einen Teil ihres Gewinns für die 
Sozialversicherung der kleinen Fischer 
zu leisten, deren Produkte sie verarbei­
ten, hält der Autor für ein Indiz dafür, 
daß die Entwicklung sich weiter an den 
Forderungen des Internationalen Wäh­
rungsfonds orientiert, notleidende Be­
reiche nicht mehr zu subventionieren. 
Die Auflassung von Land für Palmen­
plantagen bedeutet seiner Meinung nach 
auch einen Rückschlag für die Bemü­
hungen um eine Landreform. „Wenn 
die Milch in den Dörfern behandelt 
wird, kann wenigstens erwartet werden, 
daß das nahrhafte Nebenprodukt chaach 
die Kinder der ärmeren Bereiche er­
reicht. Wenn sich die Erwartungen für 
die Vermarktung von Milch durchset­
zen, wird nicht einmal mehr chaach die 
Kinder der armen Familien erreichen,“ 
schreibt der Autor.

Eine Untersuchung in der Zeitschrift 

riums die ungarische Regierung revan­
chistischer Zielsetzungen gegenüber 
Rumänien. In einem Interview mit Ra­
dio Freies Europa hatte der ungarische 
Außenminister Geza Jeszenszky be­
klagt, daß Rumänien die Bildungsan­
sprüche der Ungarn in Siebenbüigen 
nicht anerkenne. Ungarn hatte u.a. die 
Einrichtung einer ausschließlich in un­
garischer Sprache lehrenden Universität 
in Rumänien gefordert.

Im Januar 1991 verbat sich das rumä­
nische Außenministerium erneut in einer 
Protesterklärung ungarische Anstren­
gungen, die Demokratisierung des ru­
mänischen Systems voranzubringen. 
Aus dem Budapester Außenministerium 
verlautete zuvor: „Wir brauchen in un­
serer Nachbarschaft ein demokratisches 
Rumänien. Daran sind wir interessiert. 
Das unterstützen wir nach Kräften, und 
dabei haben wir einen sehr wichtigen 
Verbündeten: Europa. Jenes Europa, 
das uns in den Europarat aufnahm, weil 
wir bestimmten Anforderungen genüg­
ten ... Man kann also durchaus hoffen, 
daß diese sanfte Strenge Europas Rumä­
nien nach Europa zurückführt. Dies ist 
unser größtmöglicher Dienst am Ungar­
tum in Siebenbürgen.“ (Budapester 
Rundschau, 21.1.91)

Zu schweren Differenzen kam es im 
Januar 1991 mit der jugoslawischen Re­
gierung nach Enthüllungen im Belgrader 
Fernsehen. Jugoslawien beschuldigte 
Ungarn, die separatistischen Bestrebun­
gen Zagrebs durch illegale Waffenliefe­

„Economic and Political Weekly“ (Fe­
bruar 1991) belegt eindrucksvoll die un­
beschreiblichen Folgen, die diese Ent­
wicklung zeitigt. Die Untersuchung be­
faßt sich mit der Entwicklung der ärm­
sten Teile der indischen Landbevölke­
rung, den Stammesangehörigen. Da die­
se durch die oben beschriebenen Ent­
wicklungen oftmals keine Lebensgrund­
lage mehr auf dem Lande finden, gehen 
sie als Wanderarbeiterinnen und Wan­
derarbeiter in die Peripherie der großen 
Städte Kalkutta, Bombay und Madras. 
Die Lebensbedingungen dort sind unbe­
schreiblich, eine Unmenge von Men­
schen leben auf der Straße. Auch wenn 
die Zahlen bereits älter sind, belegen sie 
doch einen eindrucksvollen Trend. Die 
Angehörigen der Halba leben in Maha- 
rashtra, dem Bundesstaat, in dem auch 
Bombay liegt. Von den insgesamt rund 
250000 Angehörigen des Stammes leb­
ten 1981 bereits 58% im städtischen 
Wohngebieten. 1971 waren es gerade 
266 bzw. 3,7 %. In allen Zeitschriften 
wird derzeit über massive Preiserhöhun­
gen vor allem für Grundnahrungsmittel 
berichtet.

„Indiens gegenwärtige Wirtschaftsla­
ge ist von großen makroökonomischen 
Problemen gekennzeichnet. Ein Dop­
peldefizit im Staatshaushalt und in der 
Zahlungsbilanz zwingt die Regierung zu 
rigorosen Sparmaßnahmen und Einfuhr­
beschränkungen. Zwar hat der kürzlich 
mit dem IWF vereinbarte Kredit in Höhe 
von rund 2 Mrd. $ Indien eine Atempau­
se verschafft, doch nach Ansicht der 
Fachleute braucht Indien weitere 2 Mrd. 
bis 4 Mrd. $, um der Lage Herr zu wer­
den. Diese Summen sind vom IWF aber 
nur dann zu bekommen, wenn Indien be­
reit ist, seinen Staatshaushalt nach IWF- 
Rezept zu sanieren.“ (Handelsblatt, 
5.3.91)

... und Ausschaffung 
demokratischer Rechte

Ein anderer Autor im „Frontier“ (9.2. 
91) schreibt über die aktuelle Entwick­
lung der Kämpfe der Landbevölkerung 
und die Angriffe der Landesregierung 
gegen ihre Selbstorganisation. Wir be­
richteten vor einiger Zeit über Entfüh­
rungsaktionen linker Gruppen in Andhra 

rungen im Oktober 1990 unterstützt zu 
haben. Ungarn sei ein Umschlagplatz 
„antijugoslawischer Aktivitäten“.

Ein ungarisches Regierangskommu­
nique stellte dazu fest, man habe, wie 
auch in den Jahren zuvor, nach den inter­
national üblichen Regeln Waffen teils an 
die jugoslawische Föderativregierang, 
teils als Transitlieferang an Drittländer 
geliefert. Wegen des geringen Liefer­
umfangs des fraglichen Handels könne 
diese Transaktion nicht als bedeutend 
betrachtet werden. Aufgrund des 
Drucks der Öffentlichkeit in beiden Län­
dern wurde schließlich zugegeben, daß 
es sich um 10000 Kalaschnikows zur 
Aufrüstung der kroatischen Polizei ge­
handelt hatte. Bei der Genehmigung sei 
es zu Verfahrensversäumnissen gekom­
men, und nachdem die Angelegenheit an 
die Öffentlichkeit gelangte, seien bei de­
ren Handhabung Fehler unterlaufen. 
Nach wie vor spricht die jugoslawische 

Pradesh, dem bevölkerungsreichsten 
Bundesstaat in Zentralindien, der zu­
gleich extrem rückständige Verhältnisse 
aufweist. Betroffene der Entführungs­
aktionen waren zumeist Staatsbeamte, 
Ziel war in der Regel die Freilassung 
verhafteter Bauernvertreterinnen und 
-Vertreter. Offenbar wurde diese „Karte 
überreizt“, denn die erfolgreichen Ak­
tionen will der neugewählte Minister­
präsident Janardana Reddy nicht mehr 
dulden. Vor allem die People’s War 
Group, eine Organisation der CPI(ML), 
soll massiv bekämpft werden. Deshalb 
gab die Landesregierung der Polizei 
freie Hand, so daß unter dem Vorwand 
der „wachsenden Bedrohung“ auch die 
Bauemorganisationen insgesamt ausge­
schaltet werden sollen. Außerdem, so 
der Autor, seien die Forderungen der 
Entführer oft Folge des rücksichtslosen 
Vorgehens der Schlägerbanden der 
Grundbesitzer und der Polizei. Ohne 
Begründung werden Leute verhaftet und 
Großveranstaltungen der Radical Youth 
League und anderer populärer Massen­
organisationen sogar zu so allgemeinen 
Themen wie gegen fundamentalistische, 
kommunalistische Konflikte und gegen 
die Einmischung der USA in der Golfre­
gion verboten. Dr. Balagopal, Vorsit­
zender des Civil Liberties Commitee 
wurde mit mehreren anderen linken 
Schriftstellern verhaftet, als sie eine öf­
fentliche Versammlung abhalten woll­
ten.

Die Unterdrückung der öffentlichen 
Versammlungen auf dem Lande, insbe­
sondere der Bauerorganisationen, soll 
auch dem Zwecke dienen, den Informa­
tionsfluß unter der Landbevölkerung zu 
stoppen. Die Versammlungen finden 
zumeist unter freiem Himmel auf Dorf­
plätzen statt. Dorfbewohner nehmen oft 
lange Wege auf sich, um dorthin zu ge­
langen. Der Einsatz der Indo-Tibetani­
schen Grenzpolizei in den letzten Mona­
ten diente dazu, die Landwege zu sper­
ren und die Frauen, Männer und Kinder 
abzufangen. „Die Verhaftung eines Ak­
tivisten der RYL ... bewirkte, daß 
mehrere Tausend vor die Polizeistation 
in Narmetha in Distrikt Warangal zogen 
um die Freilassung zu fordern. Unter 
dem Vorwand des Entführungsversuchs 
eines Polizeioffiziers eröffnete diese das 
Feuer und tötete mehrere Menschen.“ 
(Frontier, 9.2.91) Andere Zeitschriften 
berichten, daß insbesondere Frauen ver­
stärkt durch Grundbesitzerbanden unter 
dem Schutze der Polizei entführt und 
ermordet werden. In bestimmten Gebie­
ten haben die Bauemorganisationen ein 
besonderes Schwergewicht auf die Or­
ganisation der weiblichen Stammesan­
gehörigen und Landarbeiterinnen ge­
legt. Die Landnahmeaktionen haben 
aber zugleich in anderen Bundesstaaten 
(z.B. Haryana) wieder zugenommen. 
Repression gegen die Bauemorganisa­
tionen ändert nichts an dem Elend der 
Städte und der Berechtigung ihrer For­
derangen. — (cog)

Regierung von Vertuschungsbemühun­
gen Ungarns.

Zu einem weiteren Vorfall in Jugos­
lawien kam es vor drei Monaten mit der 
dortigen ungarischen Minderheit, der 
„Demokratischen Gemeinschaft der 
Ungarn der Wojwodina“. Diese wollte 
eine Großdemonstration zum Gedenken 
an die 1945 — wie sie sagen von Titos 
Einheiten in einem Vergeltungsschlag 
(für das von der Horthy-Gendarmerie 
angerichtete Massaker an 3000 Serben 
und Juden) getöteten — Ungarn durch­
führen. Sie konnte die Demonstration 
nicht durchsetzen. Vor allem der jugo­
slawische Frontkämpferbund ehemali­
ger Partisanen hatte vehement dagegen 
protestiert. Dafür stellte die ungarische 
„Gemeinschaft“ hunderte symbolischer 
Grabhölzer auf.
Quellen: Budapester Rundschau, diverse Aus­
gaben ab August 1990; R. Door, Neueste Ge­
schichte Ungarns, VEB Berlin 1981 — (frr)
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„Hamburg — Metropole mit Zukunft“ — 
Metropole mit Ambiente und Armutszonen

CDU-Hamburg legt Wahlprogramm zu den Bürgerschaftswahlen am 2. Juni 1991 vor

Hamburg. Der auf Förderung des Expansionismus der Ka­
pitalisten ausgerichtete Wahlprogrammentwurf der CDU 
forciert die soziale Differenzierung in der Metropole Ham­
burg. Opfer und Nutznießer der Expansion werden dabei 
immer deutlicher räumlich voneinander getrennt. Gegen

diese „Umstrukturierungspolitik“ in Hamburg, die auch 
vom Hamburger Senat betrieben wird, gibt es in den Ham­
burger Stadtteilen Widerstand. So dokumentieren wir un­
tenstehend eine Presseerklärung der Gemeinwesenarbeit 
St. Pauli Süd e. V. zur Hafenstraße.

Der Wahlprogramm-Entwurf der CDU 
zu den Bürgerschaftswahlen am 2. Juni 
„Hamburg — Metropole mit Zukunft“ 
hält unmißverständlich fest, daß die Zu­
kunft der Metropole im Expansionismus 
und der Ausplünderung vor allem auch 
der osteuropäischen Staaten liegt:

„... die Deutsche Einheit (hat) unse­
rer Stadt ihr traditionelles östliches Hin­
terland aus der Randlage ins nördliche 
Zentrum gerückt. Die Veränderungen in 
Polen, in den baltischen Ländern und in 
der Sowjetunion geben dem Ostseeraum 
neue Perspektiven ...“

Zum Erscheinungsbild Hamburgs, 
das Kapitalisten und Mittelklasse an­
sprechen soll, heißt es:

„Eine Metropole muß attraktiv sein 
für Wirtschaft, Wissenschaft, For­
schung, Kunst, aber auch für seine Bür­
ger und Bürgerinnen, die in dieser Stadt 
arbeiten und leben müssen. Deshalb sind 
in diesem Zusammenhang Umweltquali­
tät, gutes Wohnen, sichere, zukunftori­
entierte Arbeitsplätze, gute Schulen und 
Hochschulen, Schutz vor Kriminalität 
und sozialer Frieden und nicht zuletzt 
auch ein attraktives Freizeitangebot 
wichtige Voraussetzungen, um die An­
ziehungskraft und die Wettbewerbsfä­
higkeit zu verbessern.“

Für diese Absichten sollen den Kapita­
listen sämtliche Ressourcen des öffentli­
chen Lebens zu Füßen gelegt werden. 
Bei der CDU gilt der Grundsatz: „Un­
ternehmen müssen ... als Kunden und 
nicht als Bittsteller behandelt werden.“ 
Und: „Wir wollen ein ressortübergrei­
fendes Handeln aller Fachbehörden, das 
an dem Zielkonzept Wirtschaftsförde­
rung4 ausgerichtet ist. Eine umfassende 
Wirtschaftspolitik berührt nahezu alle 
Bereiche staatlichen Handelns, von der 
Schaffung solider Staatsfinanzen bis zur 
Umweltpolitik. Die Attraktivität einer 
Stadt, ihre Umwelt, ihr Wohn-, Bil- 
dungs-, Kultur- und Freizeitangebot be­
stimmen zunehmend die Ansiedlungs­
entscheidung von Unternehmen.“

Wenn sich die Kapitalisten sämtlicher 
Ressourcen des öffentlichen Lebens 
bzw. des öffentlichen Haushalts be­
mächtigen können, wird dies unweiger­
lich zu einer weiteren Verschlechterung 
der Lebensbedingungen und Schikanie­
rung der Massen führen. Aber Ver­
schlechterungen in den öffentlichen Re­
produktionsleistungen und Schikanie­
rungen durch die öffentliche Hand wir­
ken auf die Lohnabhängigen verschie­
den. Besserverdienende können Teile 
der Reproduktion in die Familie hinein 
privatisieren (z.B. Tagesmütter) bzw. 
private Dienstleistungen in Anspruch 
nehmen (z.B. Privatschulen). Begünsti­
gungen für Besserverdienende gleichen 
dies auch wieder aus.

Für die am meisten gedrückten 
Schichten gilt dies alles nicht. Somit sind 
nicht alle gleichermaßen Opfer dieser 
Politik, und die Opfer verteilen sich 
auch nicht gleichmäßig über das Ham­
burger Stadtgebiet, sondern sind in Ar­
mutszonen zusammengefaßt, während 
es andernorts wohnliche, schöne Flek- 
ken mit Ambiente, hohem Freizeitwert 
und dem sogenannten sozialen Frieden 
gibt.

Die CDU kann nämlich bei ihrer Poli­
tik darauf zurückgreifen, daß es bezüg- 

ch der räumlichen Gliederung Ham- 
irgs gelungen ist, Opfer und Nutznie- 
;r der Expansion immer mehr vonein­

ander zu trennen: In den letzten Jahren 
hat eine weitere soziale Differenzierung 
der Hamburger Stadtteile durch poli­
tisch hervorgerufene Wanderungsbewe­
gungen innerhalb Hamburgs und durch 
die zunehmende Ruinierung der 
Schwerstarbeitenden Menschen stattge­
funden. Die nebenstehenden Zahlen ver­
anschaulichen dies anhand der Entwick­
lung der durchschnittlichen Haushalts­
einkommen in ausgewählten Hamburger 
Stadtteilen im Vergleich zum Hambur­
ger Durchschnitt. Der kastenmäßige 
Aufbau der Gesellschaft, in der die ver­
schiedenen Klassen der Werktätigen 
völlig voneinander abgeschottet leben, 
spiegelt sich somit auch immer deutli­
cher in der sozial räumlichen Gliederung 

Hamburgs wider. Die uns zur Verfü­
gung stehenden Zahlen stammen aus 
dem Jahr 1986. Damit sind solche Vor­
gänge wie Wohnungsnot und Woh­
nungsspekulation mit enormen Mietstei­
gerungen, die obengenannte Entwick­
lung noch verstärken, hier noch nicht 
berücksichtigt.

Gerade in den armen Stadtteilen Ham­
burgs kann von demokratischen Zustän­
den überhaupt keine Rede mehr sein. 
Widerstand auf bürgerlich-parlamenta­
rischem Wege wird unterdrückt. Denn 
durch den Ausschluß der Ausländer vom 
Wahlrecht und dem Ausländerrecht 
wird bis zu 44 % der Menschen in den 
Stadtteilen die Formulierung ihrer sozia­
len und politischen Interessen gegenüber 
der Öffentlichkeit verwehrt.

Die Politik der CDU gegenüber sol­
chen Armutszonen basiert auf reiner Un­
terdrückung. Ob nun in der Bildungspo­
litik, in der den Kindern Werte anerzo­
gen werden sollen, mit denen sie über­
haupt nichts mehr anfangen können, gel­
ten sie und ihre Eltern ansonsten als der 
Bodensatz der Gesellschaft, oder mittels 
der von der CDU angekündigten Ver­
schärfungen im Sozialhilfebereich 
(Zwangsarbeit) und im Ausländer- und 
Asylbereich, die Hunderttausende von 
Menschen in nur bestimmten Stadtteilen 
massiv treffen werden, die Maßnahmen 
führen zur Eskalation in sämtliche Le­
bensbereiche hinein.

Durchschnittliches Jahreshaushaltseinkommen ausgewählter Hamburger Stadtteile

Stadtteil 1980 1986 Anteil 
der aus- 
ländischen 
Bevölkerung

DM

in % 
vom 0 
Hamburgs DM

in % 
vom 0 
Hamburgs

St. Pauli 27663 69,8 29333 64,4 29,9
Veddel 30283 76,4 33628 73,8 44,0
Altona-Altstadt 32181 81,2 36099 79,2 21,0
Billstedt 34472 87,0 38157 83,0 13,7
Dulsberg 27127 68,5 29768 65,3 15,1
Horn 31632 79,8 33771 74,1 13,0
Harvestehude 56013 141,1 71 809 158,0 7,7
Rotherbaum 50406 127,2 65550 143,9 14,6
Blankenese 72895 184,0 100949 221,6 6,4
Groß-Flottbek 62294 157,2 69045 157,2 7,5
Hamburg gesamt 39630 100,0 45548 100,0 9,3

Das Hamburger Stadtgebiet mit seinen ca. 1,7 Mio. Einwohnern umfaßt 99 Stadtteile, 
wobei die Bevölkerungsgröße der Stadtteile uneinheitlich ist. Die Einkommen für die 
in der Tabelle angeführten Stadtteile sind der Statistik „Stadtteil-Ergebnisse aus der 
Lohn- und Einkommensteuerstatistik 1980, 1983 und 1986“ des Statistischen 
Landesamtes Hamburg entnommen. In dieser Statistik wurde der Bruttolohn aus der 
Lohnsteuerstatistik und der Gesamtbetrag der Einkünfte aus der Einkommenssteuer­
statistik zusammengeführt. Dabei wurden Ehepartner bzw. Ehegatten mit beiderseiti­
gem Bruttolohn als ein einziger Lohnsteuerpflichtiger behandelt. Somit sind die Ein­
kommen eine starke Näherung an das tatsächliche Familien- oder Haushaltseinkom­
men in Hamburg. Unberücksichtigt bleiben allerdings die Einkommen mitverdienen­
der Kinder und der Sozialrentenbezieher.

Es kann leider nicht dargestellt werden, wie sich die Durchschnittseinkünfte in den 
jeweiligen Stadtteilen aus den einzelnen Einkommen der Haushalte in den Stadttei­
len zusammensetzen. Aus der Tabelle wird aber deutlich, daß die Differenzierung der 
Stadtteile erheblich und von 1980 auf 1986 weiter fortgeschritten ist. Das Verhältnis 
zum Hamburger Durchschnittseinkommen hat sich für die Stadtteile, die 1980 schon 
deutlich unter dem Hamburger Durchschnittseinkommen lagen, 1986 noch weiter 
verschlechtert. Umgekehrt umgekehrt.

Gemeinwesenarbeit St. Pauli e. V. 
zur Hafenstraße

Wir Nachbarinnen und Mitarbeiterin­
nen sozialer Einrichtungen in St. Pauli 
Süd sind entschieden gegen die Räu­
mung der Hafenstraße.

Die GWA ist ein Stadtteilzentrum direkt 
um die Ecke. Sie bietet ein breitgefa- 
chertes Angebot an Beratung, Bildung, 
Kulturarbeit, Kinder- und Jugendarbeit. 
Außerdem dienen unsere Räume als of­
fener Treffpunkt für den Stadtteil und 
seine Bewohnerinnen.

Die GWA geht in ihrer Entstehungs­
geschichte auf das Obdachlosenlager 
Eggerstedtstraße zurück. Nach mehrjäh­
riger Projektarbeit einer Studentinnen- 
gruppe wurde die Auflösung des Lagers 
1975 erreicht und eine „Integration“ der 
Lagerbewohnerinnen in sogenannte
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Mit einer riesigen Polizeiaufrüstung 
(Einsatz von V-Leuten, finaler Ret­
tungsschuß, mehr Polizeipräsenz auf 
den Straßen, Dezentralisierung von Re­
vierwachen, Aufrüstung des Landeskri­
minalamtes etc.) soll für Ruhe und Ord­
nung gesorgt werden. Als Vehikel für 
eine größere Pölizeipräsenz in den ar­
men Stadtteilen dient die angebliche Be­
kämpfung der Kriminalität, insbesonde­
re der Drogenkriminalität. Die CDU be­
schränkt sich dabei auf die Verfolgung 
der Profiteure und Opfer des Drogen­
konsums. Aufgrund dieser Strategie läßt 
sich jeder verdächtigen und ständige 
Präsenz der Polizei rechtfertigen. Tat­
sächlich aber ist der Drogenkonsum ein 
Ausdruck der massenhaften Verelen­
dung. Eine Bekämpfung des Drogen­
konsums erfordert daher soziale Min­
deststandards und Normen, die der so­
zialen Verelendung bzw. ihren Produ­
zenten einen Riegel vorschieben, und 
keinen Ausbau des Staatsapparats.

Die antifaschistische Kritik an dem 
Programm der CDU muß die unter­
schiedlichen Entwicklungen der Stadt­
teile berücksichtigten. Für die Bevölke­
rung auf der Veddel oder in St. Pauli bei­
spielsweise ergeben sich ganz andere 
Anforderungen an öffentlichen Repro­
duktionsleistungen als in Blankenese. 
Wie diese verwirklicht werden können 
und was wir dazu beitragen können, 
muß diskutiert werden. — (stg) 

normale Viertel von der Behörde be­
schlossen. Die Obdachlosen wurden 
vom städtischen Wohnungsamt in das 
Altbauviertel St. Pauli Süd eingewiesen. 
Die Projektgruppe zog mit und richtete 
sich einen kleinen Laden in der Hambur­
ger Hochstraße ein — als GWA St. Pauli 
Süd im damaligen Sanierungsgebiet. Zu 
diesem Zeitpunkt hatte sich der Stadtteil 
längst zu einem sozialen Brennpunkt, zu 
einem unterversorgten und von weiterer 
Zerstörung bedrohten Wohngebiet ent­
wickelt. Viele alteingesessene St. Pau- 
lianerlnnen hatten auf die Sanierungs­
maßnahmen und die damit einhergehen­
den miserablen Wohnbedingungen so­
wie die Verschlechterung des Wohnum­
feldes mit Auszug reagiert. Die einst 
gewachsenen Nachbarschaftsstrukturen
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Der vom Hamburger Senat Mitte der 80er Jahre beschlossene Wegfall der kommuna­
len Wohnungsvergabe durch die Bezirksämter führte dazu, daß die Familien mit 
Niedrigstlöhnen dem unsozialen Wohnungsmarkt vollends ausgeliefert wurden
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. . . und somit in den armen Stadtteilen Elendsquartiere für viel Geld anmieten müs­
sen. (Bilder : Demonstration gegen Wohnungsnot)

waren aufgebrochen.
Nachdem die Sanierung mit dem Bau 

des Neubaus am Hein-Köllisch-Platz 
weitgehend abgeschlossen ist, sind im 
Laufe der Jahre neue Nachbarschafts­
strukturen langsam gewachsen, die jetzt 
wieder gefährdet sind. Mit dem drohen­
den Abriß der Hafenstraße wird eine 
neue Umstrukturierung eingeleitet. 
Wieder sollen Menschen aus dem Stadt­
teil vertrieben, Nachbarschaftsstruktu­
ren zerstört werden.

Der immer noch gültige Bebauungs­
plan sieht nicht nur den Abriß der Häu­
ser in der Hafenstraße vor, sondern den 
Abriß aller Häuser vom Fischerhaus bis 
zur Davidstreppe einschließlich der 
Häuser am Pinnasberg / Heidritterstra- 
ße, die seit elf Jahren leerstehen. Neu­
gebaut werden sollen nicht etwa lebens­
werte und für die Menschen im Stadtteil 
bezahlbare Wohnungen, sondern mehr­
geschossige Bürohochhäuser.

Die Existenzgrundlage von weit mehr 
als nur den Bewohnerinnen der Hafen­
straße wird damit zerstört werden. Inso­
fern ist der Abriß der Hafenstraße nur 
der Anfang. Nach einer Räumung wird 
die Umstrukturierung des gesamten 
Stadtteils rasend schnell durchgesetzt 
werden, wie bspw. schon jetzt durch den 
Umzug von Gruner und Jahr in der Neu­
stadt festzustellen ist oder am Hans-Al- 
bers-Platz, wo dem Kleingewerbe ge­
kündigt wird und die Bewohnerinnen 
Mieterhöhungen zahlen sollen. Oder am 
Beispiel von Harrys Hafenbazar, der 
30 % seiner Lagerfläche (nach Aufkauf) 
abgeben mußte und dessen Miete sich 
verdreifachen soll.

Dabei sollten wir uns vergegenwärti­
gen, daß die 2500 Menschen, die bei 
Gruner und Jahr arbeiten, insgesamt im 
Jahr wahrscheinlich mehr Geld verdie­
nen, als die Menschen in St. Pauli-Süd 
als Einkommen zur Verfügung haben. 
Ein Vergleich wäre sicherlich eine inter­
essante Recherche wert. Und wenn wir 
uns noch vor Augen führen, daß ein Ge­
tränk in der Havanna-Bar so viel kostet, 
wie ein Sozialhilfeempfänger pro Tag 
für seine Lebenshaltungskosten zur Ver­
fügung hat, dann wird deutlich, wie eine 
Verdrängung von unterprivilegierten 
Gruppen an den Rand dieser Gesell­
schaft vor sich geht.

Im Zusammenhang mit unserer Arbeit 
haben wir natürlich auch Kontakt zu 
Bewohnerinnen der Hafenstraße. Sei es 
über das Drogenplenum, welches von 
Bewohnerinnen der Hafenstraße ins Le­
ben gerufen wurde, da sie, gerade weil 
sie niemanden ausgrenzen, damit auch 
zu tun haben. Sei es über das Nachbar­
schaftstreffen, einen Zusammenschluß 
verschiedener Gruppen, Einrichtungen 
und Stadtteilbewohnerlnnen. wo über 

Verbesserungen im Stadtteil beraten und 
gemeinsame Aktionen und Veranstal­
tungen organisiert werden. Und nicht 
zuletzt organisieren Bewohnerinnen der 
Hafenstraße und andere Stadtteilbewoh­
nerinnen einmal die Woche einen Mit­
tagstisch für 2,- DM.

Die Grundlage all dieser Arbeit ist 
somit gefährdet, bestehende Beziehun­
gen zu Kindern und Nachbarn können 
nicht mehr aufrechterhalten werden. 
Natürlich ist in St. Pauli nicht alles rosig 
— ohne Widersprüche und Probleme. 
Aber diese sind sicherlich nicht durch 
Abriß und Vertreibung der Menschen zu 
lösen. Um die Räumungsabsichten zu 
legitimieren, haben Politiker, unter­
stützt von den Medien, nichts unver­
sucht gelassen, um das Schreckensbild 
von der „Terrorzentrale und dem Räu- 
bemest“ zu zeichnen, was so nicht der 
Wirklichkeit entspricht. Da über die po­
litisch-moralischen Beweggründe der 
Hafenstraßenbewohnerinnen nicht mehr 
nachgedacht wird und auch nicht werden 
soll, ist es nur noch ein kleiner Schritt 
dahin, daß diese Menschen kriminali­
siert und ihrer Existenzgrundlage be­
raubt werden. Wir finden es absurd, dal) 
am Beispiel der Hafenstraße das Gewalt­
monopol des Staates demonstriert wer­
den soll . . .

Politische Öffentlichkeit wird nur 
theoretisch gefordert; wenn die Men 
sehen wirklich mitbestimmen wollen, 
scheitern sie oft an bürokratischen und 
politischen Hürden. Bspw. beantragten 
wir für unsere Veranstaltungsreihe „St 
Pauli und der Hafen“ Planungsunteria 
gen zu diesem Gebiet, die uns verwei­
gert wurden, da diese angeblich nur an 
Investoren abgegeben werden können 
Daran wird deutlich, wie die Stadt Ham 
bürg über die Köpfe der Bewohnerinnen 
dieses Stadtteils entscheidet und vom 
grünen Tisch aus bestimmen will, wie 
jeder einzelne zu leben hat. Ein immer 
dichteres Netz von Normen und staath 
eher Bürokratie durchdringt den Alltag 
Stadtteilplanung heißt nicht — auch 
wenn uns die SPD im Wahlkampf mit 
der Idee vom runden Tisch etwas ande­
res verkaufen will — Verbesserunger. 
für die Lebensumstande für die Men 
sehen, die hier leben, sondern bedeute: 
Vertreibung der Unterprivilegierten 
durch die Privilegierten und Ausgren­
zung derer, die nicht die Möglichkeit 
haben, sich mit Geld und Beziehungen 
ein eigenständiges Leben aufzubm»

Die Gestaltung des Stadtteils woiter 
wir nicht den Stadtplanern und Räir 
kern überlassen, wir wollen nutentsebe:- 
den. wie sich der Stadtteil ändern $oU

Hafenstraße bleibt, und St IW 
bleibt St. Pauli !!!
GWA Hamburg.
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Ostermarsch 1991
Proteste gegen Bundeswehreinsatz und Völkermord

85000 Teilnehmer sollen sich an vier 
Tagen an den verschiedenen Ostermär- 
schen im Bundesgebiet und den Ländern 
der früheren DDR beteiligt haben. Im 
vergangenen Jahr waren es noch 90000, 
meldete das zentrale Büro des Ostermar- 
sches in Frankfurt. Kirchen, SPD und 
die Gewerkschaften hatten sich zurück­
gehalten. Auf den Kundgebungen wurde 
der Völkermord gegen die Kurden kriti­
siert. Auf der Abschlußkundgebung in 
Dortmund forderte Hussein Celebi vom 
Kurdistan-Komitee das Selbstbestim­
mungsrecht für das kurdische und palä­
stinensische Volk.

In Karlsruhe lehnte der DGB-Vorsit­
zende Hünneke eine Verfassungsände­
rung für Kriseneinsätze der Bundeswehr 
ab. in Stuttgart die ehemalige SPD-Bun­
destagsabgeordnete Birgit Erler. In 
Dortmund wurde ein Offener Brief an 
die Abgeordneten des Deutschen Bun­

Auftaktkundgebung des Stuttgarter Ostermarsches vor der Daimler-Benz-Hauptver- 
waltung. Als erste Rednerin propagierte eine Kurdin die Unterstützung des Befrei­
ungskampfes ihres Volkes als Aufgabe der Friedensbewegung. Bild: rok

Ostermarsch Ruhr Bild: M. Sch.

destages vorgetragen. Dort heißt es: 
„Auch unter der Einschränkung eines 
Einsatzes als ,Blauhelme4 (friedenser­
haltende Maßnahme) würde eine Öff­
nung der Einsatzmöglichkeit der Bun­
deswehr außerhalb des Bündnisgebietes 
. .. juristisch und politisch zum Türöff­
ner für den Fronteinsatz der Bundes­
wehr.44

In München wurden von zwei Red­
nern die Personalien festgestellt, nach­
dem sie den Ministerpräsidenten und die 
Bundesregierung kritisiert hatten. Die 
Polizei hatten die Reden aufgezeichnet 
und „verdächtige44 Redepassagen per 
Funk einem Staatsanwalt zur Kenntnis 
gebracht. Nur durch den Protest der 
Teilnehmer konnte die Verhaftung der 
Redner von DFG/VK und Demokratik 
Isci Birgli verhindert werden.
Nach Berichten aus den Antifaschistischen 
Nachrichten und NID 8/91 — (jöd)

Städtepartnerschaft Kappeln — 
Ustka jetzt doch geschlossen

Flensburg. Mit einem Kompromiß 
endete der Streit um die Partnerschaft 
zwischen Kappeln in Schleswig- 
Holstein und Ustka in Polen. Die Polen 
waren nicht bereit, die Bezeichnung 
Stolpmünde für ihre Stadt in der deut­
schen Fassung des Partnerschaftsver­
trags zu akzeptieren. Dies hatte die 
CDU-Mehrheit der Kappelner Stadtver­
tretung verlangt. Daraufhin wurde eine 
polnische Delegation kurzfristig ausge­
laden. Die CDU bekräftigte ihre Po­
sition mit dem Hinweis auf die deutsche 
Minderheit in Polen, der Rechte vorent­
halten würden. Jetzt soll in der deut­
schen Vertragsversion stehen: Ustka 
(früher: Stolpmünde). Die SPD hatte er­
klärt, keine Probleme mit dem Namen 
Ustka zu haben, der Ausladung der De­
legation aber zugestimmt. Der Kompro­
miß geht zurück auf eine „Vermittlung44 
der Bonner Regierung. — (ans)

Unterschriftensammlung gegen 
weltweiten Bundeswehreinsatz

Essen. Das Essener Friedensforum und 
die Koordination gegen den Golfkrieg 
sammeln bis Anfang Mai Unterschriften 
unter einen Apell an die Essener Bun­
destagsabgeordneten. Darin heißt es: 
„Die Bundesregierung hat sich für die 
Möglichkeit des Einsatzes der Bundes­
wehr auch außerhalb des NATO-Gebie- 
tes ausgesprochen. Hierzu soll das 
Grundgesetz geändert werden, das sol­
che Einsätze bisher ausschließt. Die 
Bundeswehr plant schon jetzt den Auf­
bau einer »Mobilen Eingreiftruppe4, die 
weltweit operieren soll. Dazu sagen wir 
NEIN! Krieg darf kein Mittel der Politik 
sein. Jede Grundgesetzänderung, die 
diesem Grundsatz zuwieder läuft, wird 
von uns abgelehnt. Deshalb fordern wir 
Unterzeichnerinnen und Unterzeichner: 
Kein weltweiter Einsatz der Bundes­
wehr! Keine entsprechende Änderung 
des Grundgesetzes!44 Nach den ersten 
vorliegenden Berichten ist die Unter­
schriftensammlung gut angelaufen.
— (wof)

Kurdisches Newroz-Fest 
in Rendsburg

Rendsburg. Am 22. März feierte der 
„Kurdische Kulturverein Rendsburg“ 
mit ca. 100 Kurdinnen und Kurden und 
einigen deutschen Freunden in der 
Volkshochschule das Neujahrsfest. 
Nach der kurdischen Mythologie wurde 
am 21. März 612 vor unserer Zeit­
rechnung die Despotenherrschaft des 
assyrischen Königs Dehak von dem 
Schmied Kawa zerschlagen und damit 
das kurdische Volk das erste Mal 
befreit. Heute wird es als Fest der Na­
tionalen Einheit und des Widerstandes 
gefeiert. Auf dem Programm standen: 
Tänze und Lieder, Sketche, Reden. 
Angeboten wurde Kurdische und 
deutschsprachige Literatur. — (lus)

Marme-Kampftnippen 
zum Golf

Schleswig. Am 9. April ist die erste 
Zwölfergruppe der Marinekampftau­
cher aus Eckenförde (11 Minentaucher 
und ein Arzt) von insgesamt sechs nach 
Manama in Bahrain gestartet. Ein ziviles 
Handelsschiff (die „Ines“) bringt die 14 
Tonnen Einsatzmaterial und drei Hub­
schrauber in den Golf. Der Korvetten­
kapitän Kleinert hat schon Ende letzten 
Jahres mit dem Einsatz seiner „Jungs“ 
gerechnet. Schon einige Wochen bevor 
der tatsächliche Einsatzbefehl kam, 
wurden die Soldaten entsprechend „in­
tensiv mit der Problematik dieser Re­
gion auseinandergesetzt“. Ungefähr 
wüßten sie auch, welcher Art Minen sie 
gegenübergestellt seien. Sie hätten Mu­
ster und Schnittzeichnungen aus NVA- 
Beständen bekommen, so Kleinert. Die 
Marinekampftruppen sind eine Art GSG 
9 unter Wasser. Teile davon sollten die­
ser auch schon mal unterstellt werden 
(wegen evtl. RAF-Angriffe auf Bohr­
plattformen), was jedoch wieder ver­
worfen wurde. Kleinert und der Ausbil­
der der ersten „Bahrain-Gruppe“ sind 
sich denn auch einig, daß „körperliche 
Fitneß die Lebensversicherung der Tau­
cher“ ist. Am 8. April 1991 sind 455 
Soldaten, darunter 154 Wehrpflichtige, 
der Bundesmarine im Golf gelandet. Der 
Verband besteht aus dem Tender „Do­
nau“, den drei Minenjagdbooten „Göt­
tingen“, „Koblenz“ und „Marburg“ 
sowie den zwei Hohlstablenkbooten 
vom System „Troika“, die „Schles­
wig“ und die „Paderborn“. Ursprüng­
lich sollte auch der Munitionstranspor­
ter „Westerwald“ mit entsandt werden. 
Dieser muß allerdings wegen Reparatur­
arbeiten nach Flensburg zurück. Dafür 
wird die „Freiburg“ mit eingesetzt. 
- (ale)

Hamburg. Ungefähr 1200 Personen beteiligten sich an einer Demonstration am 6.4. 
gegen den Völkermord, der gegenwärtig am kurdischen Volk verübt wird. Die 
Teilnehmer zogen durch die Innenstadt, zu den Konsulaten der Türkei und der USA, 
vor denen jeweils Kundgebungen durchgeführt wurden, und zur Universität, wo die 
ERNK mit über 3000 Teilnehmern ihr Newroz-Fest durchführte. — (res)

Rep-Veranstaltung in
Raum der Ulmer Stadtwerke?

Ulm. Ein SPD-Stadtrat, Aufsichtsrats­
mitglied der Stadtwerke Ulm (SWU), 
richtete eine Anfrage an Oberbürger- 
•meister Ludwig, ob Räume der SWU für 
eine Partei Veranstaltung der Rep zur 
Verfügung gestellt wurden und ob ein­
zelne Mitarbeiter der SWU während des 
Dienstes Buttons der Rep tragen. Die 
Anfrage wurde noch nicht beantwortet. 
Der Südwestpresse gab der Vorsitzende 
der SWU folgende Auskünfte: Den Mit­
arbeitern werde die Benutzung des Lehr­
saals der Verkehrsbetriebe für private 
Zusammenkünfte gestattet. So auch dem 
Busfahrer Paßenheim, Stadtrat der Rep, 
der Kollegen zu einem Gespräch über 
Fragen des Nahverkehrs in diesen Lehr­
saal eingeladen habe. Er könne sich 
nicht vorstellen, daß Mitarbeiter irgend­
welche Parteiabzeichen an ihrer Dienst­
kleidung tragen. — (elr)

Ev. Landeskirche stellt sich 
der „Verantwortung für Europa“ 
Rosenheim. Die Evangelische Landes­
synode Bayerns wird sich vom 14. bis 
19. April mit der „Verantwortung der 
Kirche im europäischen Einigungspro­
zeß“ beschäftigen. Die Arbeitsgruppen 
behandeln die Bereiche „Geistig-kultu­
relle Grundlagen Europas“, Die soziale 
Dimension Europas“, Europa muß soli­
darisch sein“, „Demokratie als Funda­
ment des europäischen Hauses“, „For­
schung — Technik — Umwelt“ und 
„Europa — Einheit in Vielfalt“. Der Di­
rektor des Konfessionskundlichen Insti­
tutes des Evang. Bundes in Bensheim 
(Hessen), der sich für die Einrichtung 
einer „Europäischen Evangelischen 
Synode“ stark macht, wird in die The­
men einführen. — (ecg)

Bremische Bürgerschaft expansionistisch
Aliparfeienkoalffioini wirf sich zwo- Wahrerin der baltischen Interessen auf

Patenschaft bleibt
Großdeutsche Landkarte verschwindet

Von der (bremischen) Öffentlichkeit weitgehend unbeach­
tet geblieben ist eine bemerkenswerte Allparteienkoalition 
in Bremen. Offen mischen sich die Abgeordneten der Bür­
gerschaft in die inneren Angelegenheiten der UdSSR ein

und schrecken auch vor Drohungen nicht zurück. Beson­
ders erschreckend dabei die Rolle der Grünen und der SPD. 
Unter dem Banner der Minderheitenrechte und Demokra­
tie auf zur Sezierung der UdSSR.

Im Januar beeilten sich die Fraktionen 
der Bremischen Bürgerschaft, mittels 
Anträgen ihre Solidarität mit „Litauen, 
Lettland und Estland“ zu beteuern.

Damit werfen sich die Parlamentarier 
mehr oder weniger deutlich zur Schutz­
macht für die baltischen Sowjetrepubli­
ken auf. So wenn die CDU in ihrem An­
trag in der Bürgerschaft fordert, die Bür­
gerschaft „erwartet, daß die sowjetische 
Führung und alle politischen Verant­
wortlichen in der Sowjetunion auf die 
Bedeutung hingewiesen werden, die ihr 
Verhalten für das Ost-West-Verhältnis 
hat.“

Weiter heißt es in dem Antrag: „... 
würde die Städtepartnerschaft mit Riga 
aufc Spiel gesetzt sehen, wenn es dort 
durch orthodoxe Kommunisten zum 
Ende des Demokratisierungsprozesses 
käme.“ (1)

Die SPD versteigt sich in ihrem mit 
^Solidarität mit Riga“ überschriebenen 
Antrag zu den nahezu völkischen Aus­
führungen „1. Die Bürgerschaft (Land­
tag) betont mit Nachdruck das Recht al­
ler Völker auf Selbstbestimmung. Alle 
Menschen haben ein Recht auf ihre Hei­
mat, ihr Volkstum (sic), ihre Sprache 

und Kultur. Das gilt auch für nationale 
Minderheiten.“ (2)

Da mögen auch die Grünen nicht hin­
tenanstehen und formulieren: „Die Bür­
gerschaft (Landtag) mißbilligt aufs 
schärfste den Angriff sowjetischer Trup­
pen in Litauen und Lettland ... Im Bal­
tikum droht, einem hoffnungsvollen 
Prozeß von Selbstbestimmung und De­
mokratisierung ein Ende gesetzt zu wer­
den“ (3)

Schließlich kommt es zu einem ge­
meinsamen Antrag der Fraktionen von 
Grünen, SPD, FDP, CDU:

„Die jüngste Entwicklung in Riga er­
füllt uns mit großer Sorge. Eine Woche 
nach den Opfern von Wilna sind erneut 
Tote und Verletzte zu beklagen. Wir er­
warten von der sowjetischen Führung, 
daß die Verantwortlichen für die Gewalt 
zur Rechenschaft gezogen werden. 
Deutliche politische Signale und ent­
schlossenes Handeln sollten jetzt sicher­
stellen, daß Gewaltanwendung aufhört 
und künftig nicht mehr geduldet wird. 
Nur durch Dialog kann eine politische 
Lösung erreicht werden, die den legi­
timen Interessen aller Beteiligten ge­
recht wird. Das Recht der baltischen 

Völker auf Selbstbestimmung, freie 
Meinungsäußerung und die Wiederher­
stellung der Legalität müssen garantiert 
werden. Die Bürgerschaft (Landtag) be­
kräftigt ihre Solidarität mit den Freun­
den in ihrer Partnerstadt Riga und ihre 
Bereitschaft, dieser durch eine Delega­
tionsreise von Parlamentariern jederzeit 
Ausdruck zu verleihen.“ (4)

Dies sind starke Äußerungen von Par­
lamentariern eines Landes, dessen 
Kriegsziel im Zweiten Weltkrieg unter 
anderem die völlige Vernichtung der 
baltischen Staaten war. Die Bevölke­
rung der baltischen Staaten hatte darüber 
hinaus über Jahrhunderte hinweg Gele­
genheit, die wenig demokratischen und 
selbstbestimmten Auffassungen der 
(deutsch/bremischen) Hanse kennenzu­
lernen.

Mit solchen Erklärungen wird den 
deutschen Begehrlichkeiten auf die Sta­
aten des Baltikums Vorschub geleistet. 
Dem Frieden dienlich scheint uns dies 
nicht.
Quellenhinweis: (1): Bürgerschaftsdrucksache 
Nr. 12/1128; (2): Bürg.-Ds. Nr. 12/1123; (3): 
Bürg.-Ds. Nr. 12/1131; (4): Bürg.-Ds. Nr. 
12/1133- Gül)

Rendsburg. Im Dezember 1990 schickte 
die Antifa-Gruppe Rendsburg einen 
Vorschlag für einen Antrag an den 
Kreistag mit der Aufforderung, Gelder 
für revanchistische Politik zu streichen 
an verschiedene Organisationen. Er lau­
tete: „Der Kreistag möge beschließen:
1. Die jährliche Förderung der Paten­
schaftsarbeit mit Gerdauen, Köslin- 
Bublitz in Höhe von 8000 DM (Haus­
haltstitel 700.00-3) wird eingestellt.
2. Der Zuschuß an den Hilfsring Schles­
wig-Holstein (Haushaltstitel 704.00-5) 
für Paketaktion laut Erl.: ... für Weih­
nachtspakete insbesondere an deutsch­
stämmige Bewohner in Polen wird ge­
strichen.
3. Die jährliche Förderung für die sog. 
Erinnerungsstätte „Albatros“ mit einem 
Haushaltsansatz von 5000 DM für 1991 
wird eingestellt.
4. Die im Versammlungsraum Nr. ... 
des Kreishauses befindliche Landkarte, 
die die Grenzen von 1937 darstellt und 
also Gebietsansprüche östlich der Oder- 
Neiße suggeriert, soll entfernt werden.“

In der Begründung wurde auf den 
„deutsch-polnischen Vertrag“ hinge­
wiesen, der die Oder-Neiße-Grenze als 
endgültig erklärt. Es wurde erinnert an 
die Wühlarbeit des „Kreisverbandes der 
Vertriebenen Deutschen“, der eine vom 
Kreis mitfinanzierte revanchistische 
Schrift über die „Flucht und Vertrei­

bung“ verbreitet hatte. Die SPD hat sie 
als unverantwortliche Geschichtsfal- 
schung bezeichnet. Die Aktivitäten der 
Vertriebenenverbände und „Republika­
ner44 an der polnischen Grenze und in 
Polen, um „Volksgruppenrechte“ für 
Deutsche zu installieren, wurden kriti­
siert.
Die SPD Kreistagsfraktion und der 
Schul- und Kulturausschußvorsitzende 
und die Grüne Kreistagsfraktion erhiel­
ten Material über die revanchistischen 
Tätigkeiten, die im Rahmen der Paten­
schaftsarbeit von CDU bis hin zu Repu­
blikanern und Vertriebenen gelaufen 
sind.

Am 13.2.1991 lud die Antifa-Rends­
burg zu einer Infoveranstaltung zum 
Thema: „Der neue Ostlandritt“ ein. In 
Kurzreferaten wurden die Geschichte 
der Ostkolonisation und die ökonomi­
sche und ideologische Durchdringung 
des „Ostens“ behandelt. Die Kreistags­
fraktion der SPD wollte die Gelder für 
die oben aufgeführten Posten auf Eis le­
gen lassen, bis es neue Richtlinien gibt.

Die Grüne Kreistagsfraktion brachte 
die oben aufgeführten Posten in die 
Haushaltsdebatte ein und trat für Strei­
chung ein. Mit der Mehrheit des Kreista­
ges (CDU, FDP) wurden 3 Anträge ab­
geschmettert. Die großdeutsche Karte 
im Kreishaus (siehe Antrag) wurde noch 
in der gleichen Woche entfernt. — (lus)
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„VW-Haustarif knacken“
Belegschaft zu teuer für größte Expansion des Konzerns

Gemeinderat beschließt Subventionsabbau für Arme
Kleiderpauschaie für Soziaihilfeempfänger niedriger als bisher gewährte Zuschüsse

Hannover. Der VW-Konzem steht in 
der größten Einkaufswelle seiner Ge­
schichte. Nicht nur im „Mega-Markt“ 
Osteuropa, in der Ex-DDR, in der 
Tschechoslowakei und in Polen, auch in 
Portugal, in China und in Südafrika wird 
neu investiert. Doch es gibt „warnende 
Stimmen“. Wegen operativer Schwa­
chen und wegen jahrzehntelanger Nach­
giebigkeit gegenüber den Arbeitneh­
mern verfüge der Konzern über kein 
„Sicherheitspolster“ gegen verschärfte 
Konkurrenz. So warnt jedenfalls das 
„manager-magazin“ im wohlverstande­
nen Aktionärsinteresse. Und hat gleich 
das Rezept für VW-Markenchef Göeu- 
devert parat: „Er muß ... bei der Mar­
ke VW die Produktivität erhöhen, eine 
neue Einkaufs- und Entwicklunspolitik 
durchsetzen, Pannen in der Produktion 
abstellen, den kostspieligen VW-Haus­
tarif knacken und endlich ein wirksames 
Controlling einführen.“ Für die Beleg­
schaftsseite soll das folgendes heißen: 
Bei den Angestellten und Zeitlohnern 
wären nach einer Analyse 9000 bis 
15 000 Stellen überflüssig, im Vergleich 
zur Konkurrenz gar 28000 Stellen. Der 
Haustarif koste VW rund eine Milliarde 
DM mehr als Opel oder Ford. Das Lohn­
niveau sei um sechs Prozent zu hoch, es 
gibt eine bezahlte Erholungszeit von 40 
Minuten pro Schicht und eine Erho­
lungsfreizeit von zwei Tagen pro Jahr.

Jetzt sei der Zeitpunkt gekommen, wo 
hier Einschnitte unvermeidlich würden. 
Ein Abbauplan der 129000 Beschäftig­
ten um sechs bis 17 Prozent liege bereits 
auf dem lisch. Im Transporterwerk 
Hannover soll zur Stückzahlerhöhung 
eine Dauemachtschicht eingeführt wer­
den. Der Betriebsrat akzeptiert dies, da 
zur Zeit „nicht genügend nachinvestiert 
werden kann“, um die Produktion aus­
zuweiten. Im gesamten Unternehmen 
wird zunehmend mit „Gruppenarbeit“ 
experimentiert. Der hannoversche Per­
sonalleiter: „Um konkurrenzfähig zu 
bleiben, müssen wir Motivation und 
Leistung miteinander vereinbaren. Da­
für ist Gruppenarbeit eine interessante 
Form.“ Er kritisiert gleichzeitig, daß 
bei den Gruppenarbeitsmodellen von 
SAAB und Volvo „der Leistungsgedan­
ke“ nicht genügend berücksichtigt wor­
den sei. Ein höheres Lohnniveau scheint 
denn auch für die Gruppenarbeiter noch 
nicht vereinbart. Und war nicht Kon- 
zemchef Hahn bereits vor einiger Zeit 
gegen den hohen Krankenstand im Un­
ternehmen zu Felde gezogen? Es zeich­
net sich ab, daß die größte Expansion der 
Konzemgeschichte der „Stammbeleg­
schaft“ unterm Strich viel Kummer be­
reiten wird.
Quellenhinweis: „manager magazin“ 3/91, 
Hannoversche Allgemeine Zeitung 23.3.91, 
4.4.91. - (gka)

Stuttgart. Die bürgerliche Mehrheit des Gemeinderat der 
Stadt Stuttgart hatte bereits bei den Haushaltsberatiingen 
Ende letzten Jahres angekündigt, daß angesichts weiter 
ausfallender Gewerbesteuereinnahmen von selten der

Daimler Benz AG und wachsender Kosten durch Foods 
deutsche Einheit gespart werden müsse. Erste konkrete 
Beschlüsse richten sich gegen die Ärmsten: Soziaflöfe- 
empfänger sollen weniger für Kleidung ausgehen.

Bisher hat die Stadt Stuttgart Sozialhilfe­
empfängern Unterstützung für den Kauf 
von Kleidung nur auf Antrag gewährt. 
Das führte dazu, daß viele Sozialhilfe­
berechtigte mit dem Sozialamt streiten 
mußten, rund 20 Prozent stellten erst gar 
keinen Antrag. Dieser Zustand war viel­
fach von den Selbsthilfegruppen kriti­
siert worden. Nun hat der Gemeinderat 
beschlossen, daß ab 1. Mai Sozialhilfe­
berechtigte eine jährliche Kleiderpau­
schale in Höhe von durchschnittlich 582 
DM erhalten sollen. Aber: Die längst 
überfällige Regelung soll kostenneutral 
sein, der Pauschalbetrag ist niedriger als 
der bisher auf Antrag gezahlte.

Aus der Staffelung ist zu entnehmen, 
daß es für arme Familien nahezu unmög­
lich ist, damit den Bedarf an Kleidung 
abzudecken: Erwachsene Männer erhal­
ten 541 DM im Jahr, Frauen 663 DM, 
Kinder zwischen sieben und dreizehn 
Jahren 449 DM, bis zu sechs Jahren 428 
DM und Jugendliche je nach Geschlecht 
643 DM bzw. 765 DM.

In einem Brief an die Gemeinderäte 
hatte die Arbeiterinnen- und Arbeiter­
selbsthilfe e.V. (ASH) in Übereinstim­
mung mit der Bundesarbeitsgemein­

schaft der Sozialhilfeinitiativen ver­
langt, daß die monatliche Pauschale 125 
DM für Kleider und Schuhe für einen 
erwachsenen, alleinstehenden Men­
schen betragen soll. Zur Begründung 
heißt es in dem Brief:

„Es ist besonders wichtig, daß Sozial­
hilfeempfängerinnen) nicht auf den 
ersten Blick als solche erkennbar sind. 
Besonders Kinder leiden darunter, wenn 
sie — unverschuldet — wie Arme sich 
kleiden müssen. Die Bekleidungspau­
schale in der geplanten Form wird auch 
begründet mit der Zielsetzung, Bedürfti­
ge zu erreichen, die bisher nicht — oder 
nur unzureichend — Bekleidungshilfe in 
Anspruch genommen haben. Wir begrü­
ßen es, wenn diese Menschen auch Bei­
hilfen erhalten. Weil aber gleichzeitig 
Kostenneutralität gefordert wird, wer­
den die bisherigen , Antragsteller6 
schlechter gestellt. Dies darf nicht sein, 
und sie dürfen nicht für die Versäumnis­
se der Sozialverwaltung zur Kasse gebe­
ten werden.“

Die bürgerliche Mehrheit im Gemein­
derat lehnte allerdings einen von den 
Grünen unterstützten Antrag der SPD, 
den Pauschbetrag für Kleidung auf 

durchschnittlich 724 Mark zu erhöhen, 
ab. Auch der dann gestellte Antrag, 
wenigstens für Jugendliche 724 DM 
vorzusehen, fand keine Mehrheit.

Für die CDU sprach Frau Professor 
Dr. Claudia Hübner für eine Fhuschali- 
sierung wegen Verwaitungsvereinfe- 
chung und weil sie vermeide, daß Leute 
„aus Scham“ ihren Anspruch nicht 
wahrnehmen. Eine höhere Pauschale 
lehnte sie aber als „Verstoß gegen jede 
finanzpolitische Vernunft“ ab und ver­
wies die Sozialhilfeberechtigten wieder 
auf den Gang zum Sozialamt: „Bestehl 
im Einzelfall ein nachgewiesener höhe­
rer Bedarf, kann dieser Individualantrag 
immer noch geltend gemacht werden. “ 
Auch FDP und Freie Wähler argumen­
tierten mit Haushaltsgrimden.

Die Republikaner argumentierten ge­
spalten, ein Teil schloß sich der CDU 
an, andere stimmten für den SPD-An­
trag. Insgesamt aber hetzten die Reps 
gegen einen Teil der Armen: Im „So­
zialtopf“ der Stadt, so Stadtrat Donners­
tag (Rep), herrsche ein Chaos. Hier wür­
den Millionen für Menschen ausgege­
ben, die es zum großen Teil nicht ver­
dient hätten. — (alk)

ZF: Zwei Drittel fahren 
besser mit mindestens 280 DM 

Friedrichshafen. Bei der Zahnradfabrik 
sind 91 % der Arbeiter/innen bis ein­
schließlich Lohngruppe IX eingruppiert 
und 15 % der tariflich eingruppierten 
Angestellten haben ein Grundgehalt von 
unter 2800 DM. Die Tarifforderung be­
zieht sich auf diese Grundeingruppie­
rung und nicht aufs Brutto. Bei ZF, dem 
größten Betrieb im Tarifgebiet Südwürt- 
temberg/Hohenzollern, bedeutet also 
für zwei Drittel der Belegschaft die For­
derung nach mindestens 280 DM eine 
stärkere Anhebung als 10%. Ein Tag 
nach dem 4 %-Angebot in Hessen bega­
ben sich ca. 90 Beschäftigte aus ver­
schiedenen Abteilungen der Fertigung 
zum Betriebsrat, um zu protestieren und 
sich über das weitere Vorgehen im Ta­
rifkampf zu informieren. Die Versamm­
lung dauerte ca. eine Stunde Arbeitszeit.
— (FN)

10% — mindestens 300 DM:
Forderung für Wringe 

Stuttgart. Die baden-württembergische 
Tarifkommission der Gewerkschaft 
HBV für den Bereich „Herstellender 
Buchhandel“ (Verlage) fordert:
— Erhöhung der Entgelte um 10%, 
mindestens jedoch um DM 300.
— Erhöhung der Ausbildungsvergütun­
gen auf 1000 DM im ersten, 1100 DM 
im zweiten und 1200 DM im dritten 
Ausbildungsjahr (200 bis 250 DM 
mehr).
— Je ein weiteres Tätigkeitsjahr in den 
Tarifgruppen UI, IV und V.
Der Tarifvertrag endet zum 30.4.91. 
Die Arbeitgeber bieten nach der ersten 
Verhandlungsrunde 4,5 %, ohne auf die 
Strukturforderungen einzugehen. Näch­
ste Verhandlung ist am 2.5.91. — (ccs)

München. Über 120 Kurden besetzten am 4. April die Büros von SPD, FDP und Grü­
nen, sowie des Bayerischen Roten Kreuzes. Sie forderten vor allem medizinische Hil­
fe für die Flüchtlinge und den sofortigen Stopp der Abschiebung kurdischer Asylbe­
werber durch bayerische Behörden. Weiterhin verlangten sie eine internationale 
Kommission und den Einsatz einer Friedenstruppe zum Schutz ihres Volkes, (ecg)

Aufruf an Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschafter

Hamburg. Seit dem 24.10.1989 findet 
der größte „Terroristen-Prozeß“ in der 
Geschichte der BRD statt. Das offen­
sichtliche Ziel dieses Prozesses ist die 
Verurteilung der nationalen Befreiungs­
bewegung Kurdistans. Inzwischen wird 
dieser Prozeß immer mehr zur Farce. 
Wie Ihr vielleicht aus der Presse wißt, 
hat der 5. Senat des OLG Düsseldorf an­
geboten, das Verfahren gegen acht der 
verbliebenen 16 (von ursprünglich 21) 
Angeklagten wegen Geringfügigkeit 
einzustellen. Man muß sich das vorstel­
len: „Wegen Geringfügigkeit“ saßen 
diese Angeklagten z. T. über zwei Jahre 
in Untersuchungshaft. „Wegen Gering­
fügigkeit“ sperrte man sie im Gerichts­
saal monatelang hinter eine Glaswand in 
den sogenannten Kurdenkäfig. Die An­
geklagten sollen Mitglieder der Kurdi­
schen Arbeiterpartei (PKK) sein, einer 
Befreiungsbewegung, die von der Bun­
desanwaltschaft als terroristische Ver­
einigung verfolgt wird. Die Kriminali­
sierung ausländischer Befreiungsbewe­
gungen durch eine Anklage beim Staats­
schutzsenat darf jedoch nicht Sache der 
deutschen Strafverfolgung sein.

Deswegen ist im Dezember 1990 eine 
Delegation Hamburger Gewerkschafte­
rinnen und Gewerkschafter zum Prozeß 
gefahren und hat anschließend in einer 
Presseerklärung die Einstellung des ge­
samten 129a-Verfährens gefordert. Den 
jetzt erfolgten Vorschlag des Gerichts, 
den Prozeß zum Teil einzustellen, haben 
die Angeklagten abgelehnt. Denn dies 
ist nichts als ein Manöver, um doch noch 
zu einer Verurteilung der verbliebenen 
Angeklagten nach § 129 a StGB zu kom­
men. Damit wäre für die Zukunft die 
Voraussetzung gegeben, jeden Sympa­
thisanten der kurdischen Befreiungsbe­

wegung als Terroristen zu verfolgen.
Der unbedingte Verfolgungswille der 

Bundesanwaltschaft kommt auch in der 
wütenden Reaktion auf den Besuch der 
Hamburger Gewerkschafterdelegation 
zum Ausdruck. Sie ging so weit, sich in 
denunziatorischer Absicht an die Vorsit­
zenden der betreffenden Gewerkschaf­
ten zu wenden.

Erneuter Prozeßbesuch am 21. Mai 
Diesmal wollen wir als bundesweite 
Abordnung von Gewerkschaftsmitglie­
dern nach Düsseldorf fahren. Der Pro­
zeß ist zwar ins Trudeln geraten, aber 
noch nicht zu Fall gebracht. Als Ge­
werkschafterinnen und Gewerkschafter 
ist es unsere Aufgabe, an der Seite aus­
ländischer Kolleginnen und Kollegen 
und Befreiungsbewegungen zu stehen. 
Deshalb: Beteiligt Euch an dem Prozeß­
besuch, der am Dienstag nach Pfingsten, 
am 21. Mai, stattfinden wird.

Sofern Ihr die Möglichkeit dazu habt, 
laßt Euch von Euren gewerkschaftlichen 
Gremien oder Betriebsräten delegieren.

Meldet Eure Teilnahme bitte bis 10. 
Mai bei: Freunde des kurdischen Vol­
kes, Bergiusstr. 12, 2000 Hamburg 50, 
®040- 3902128 oder 396386 an, da 
wir die Teilnehmer dem Gericht na­
mentlich ankündigen und die Anreise 
organisieren wollen. Der Prozeßbesuch 
soll mit einer Pressekonferenz aller Teil­
nehmer in Düsseldorf beendet werden. 
Ort: OLG Düsseldorf, Tannenstr. Zeit: 
Dienstag, den 21.5., 8.30 bis 17.00 Uhr. 
Peter Altenburg, Ortsvereinsvorstand der IG Me­
dien, BR; Robert Jarowoy, Demeter-Verteiler- 
dienst, BR-Vors., HBV; Eva Kocher, DGB-Bil- 
dungszentrum Sasel, Teamerin; Jens Markmann, 
Hamburg-Münchener Fmatzkasse, Mitglied des 
Haupt-PR, HBV; Lutz Petersen, E-BR, HBV; 
Brigitte Rübke, Deutsche Airbus, BRin, IGM; 
Reinhard Schwand t, Deutscher Ring Bausparkas­
se AG, BR-Vors., HBV; Günther Thode, Ham­
burger Aluminium AÄferke, BRAfors., IGCh; 
Matias Töpfer, GEW; Uwe Zabel, Gewerk­
schaftssekretär.

Niedersächsische Landesre­
gierung zum Pfiegenotstand

Hannover /Soltau. Anläßlich seines 
Schreibens an die OTV- Bezirksverwal­
tung bzgl. der Pläne der Landesregie­
rung zur Einbeziehung der Krankenhäu­
ser im Rahmen des WHNS-Abkommens 
äußerte sich Ministerpräsident Schröder 
auch zur gegenwärtigen Situation der 
Pflegekräfte. Er räumt ein, „daß es ge­
rade im pflegerischen Bereich durch 
personelle Engpässe immer wieder zu 
erheblichen Problemen kommt. Aus die­
sem Grunde wird Niedersachsen auf der 
kommenden Gesundheitsministerkonfe­
renz einen Antrag einbringen, in dem 
zwar dringend die Neufestlegung der 
Personalanhaltszahlen wie auch tarifli­
che Neustrukturierungen verlangt wer­
den, andererseits aber auch eine grund­
legende organisatorische und strukturel­
le Verbesserung im Krankenhausbereich 
angemahnt wird, damit endlich die so­
ziale Stellung des Pflegepersonals auf 
das Niveau angehoben wird, das der auf­
opferungsvollen und aufwendigen Ar­
beit entspricht .. .“ — (las)

Wir fordern Ihren Rücktritt!
Turbulente OGM-Betriebsrätetonferemiz m Ostberlin

Berlin. Den Rücktritt von Herrn Wag­
ner — die gewerkschaftsübliche Anrede 
„Kollege“ wurde absichtsvoll vermie­
den — forderten von den 800 Teilneh­
mern an der IGM-Betriebsrätekonferenz 
am 27. März in Ostberlin fast alle, die 
sich zu Wort meldeten. Die Aufforde­
rung, das wurde immer wieder betont, 
sei ihnen von den Belegschaften der Be­
triebe aus Ostberlin und Brandenburg 
mit auf dem Weg gegeben worden. 
Horst Wagner ist vom Vorstand einge­
setzter Bezirksleiter für Berlin-Branden­
burg. Vorher war er Senator für Verkehr 
und Betriebe in Westberlin und davor 
Erster Bevollmächtigter der IG Metall in 
Westberlin.

Eigentlich lautete das Motto der Ver­
anstaltung „Leben und Arbeiten in Ber­
lin-Brandenburg“. Neben Franz Stein­
kühler nahmen der Regierende Bürger­
meister von Berlin, Diepgen, und der 
brandenburgische Ministerpräsident 
Stolpe teil. Doch die Betriebsräte disku­
tierten vornehmlich den Tarifabschluß 
im sogenannten Tarifgebiet 2, also in 
Ostberlin und Brandenburg, und die 
Rolle des IG-Metall-Bezirksleiters. Und 
dies nicht zu unrecht. Schließlich ist der 
gerade abgeschlossene Tarifvertrag für 
die Beschäftigten in der Metall- und 
Elektroindustrie entscheidende Bedin­
gung für das „Leben und Arbeiten in 
Berlin-Brandenburg“. Einige Redner 
verlangten gar die sofortige Absetzung 
Horst Wagners als Versammlungsleiter. 
Zeitweise drohte deshalb der Abbruch 
der Konferenz.

Der Grund der Empörung ist natürlich 
hauptsächlich dem Inhalt des abge­
schlossenen Tarifvertrages geschuldet. 
In sehr nachlässiger Form hatte die bür­
gerliche Presse über die Tarifabschlüsse 
in den DDR-Bundesländern berichtet. 
Immer wieder hieß es, daß die Tarife 
zunächst auf rund 60 Prozent der West­
tarife angehoben und in Stufen bis 1994 
auf 100 Prozent angehoben würden. 
Dies stimmt allerdings nur zum Teil. 
Auch die Infbrmationspolitik der IG- 
Metall hat einen fei sehen Eindruck über 
das Ergebnis aufkommen lassen. Der 
Tarifvertrag bringt für die gewerblichen 
Arbeitnehmer in Berlin-Brandenburg 
zwar knapp 62 Prozent des Westberliner 
Tarifs in allen Lohngruppen. Die tarifli­
che Leistungszulage wurde auf zunächst 
5 Prozent festgesetzt und erreicht 1995 
die in Westberlin üblichen 13 Prozent. 
Für die Angestellten wurde 58 Prozent 
des Westberliner Tarifs erreicht, aller­
dings nur für die, die im ersten Jahr in 
dem Beruf tätig sind. Für all jene, und 
das sind die allermeisten, die drei oder 
mehr Jahre im Beruf tätig sind, wurde 
lediglich 51 Prozent deT Höhe der Ge­
haltstarife von Westberlin erreicht. Hin­
zu kommt, daß zunächst keine tarifliche 
Leistungszuiage gewährt wird. Erst ab 
1992 werden lediglich zwei Prozent ge­

währt gegenüber den zehn Prozent, die 
in Westberlin gezahlt werden müssen. 
Das bedeutet, daß die Angestellten in 
Ostberlin und Brandenburg nur auf rund 
47 Prozent des Tarifeinkommens der 
Westberliner Angestellten kommen. 
Dabei sind die außertariflichen Zulagen 
noch nicht mit berücksichtigt. 47 Pro­
zent sind allerdings spürbar weniger als 
60 Prozent. Der Tarifvertrag schreibt 
auf Jahre hinaus Brandenburg und Ost- 
berlin als Niedriglohnzone fest. Er ist 
erst 1994 erstmals kündbar, wichtige 
Bestimmungen über Urlaub, Urlaubs­
geld sowie Arbeitszeit gar erst 1998. 
Der Tarifvertrag zeigt die Unhaltbarkeit 
der These, daß in zwei bis drei Jahren in 
den DDR-Bundesländern die gleichen 
Lebens- und Arbeitsverhältnisse wie in 
der BRD herrschen würden. Dennoch 
ließ Bezirksleiter Wagner über den Ab­
schluß ein „Jubelflugblatt“ erstellen, 
daß wichtige Ergebnisse einfach unter­
schlägt. Dies wurde ihm zu Recht übel 
genommen, wie der Konferenzveriauf 
zeigte. Zudem versäumte es der frühere 
Senator, so die Vorwürfe, zur entschei­
denden Tarifkommissionssitzung or 
dentlich einzuladen. Nur 62 von tOO 
Mitgliedern waren bei der entscheiden­
den Abstimmung anwesend, wobei die 
Entscheidung für Annahme des Wr- 
handlungseigebnisses sehr knapp aus­
fiel. Die breite Mitgliedschaft der IG 
Metall in Brandenburg und in Ostbedin 
sieht sich durch das Verhalten ihres Be- 
zirksleiters offensichtlich übernimpeli. 
Vom „Kollegen66 Wagner mag deshalb 
kaum jemand mehr sprechen.

Franz Steinkühler, dem in dieser An­
gelegenheit eine Vielzahl von Telegram­
men erreicht haben muß, weigerte sich 
auf der Konferenz, Wagner von dem fe­
sten eines IG-Metall-Bezirkslettos zu 
entbinden. Allerdings gab er Fehler za, 
die jedoch einen solchen Schritt nkL 
rechtfertigen würden. Eine Haupttir- 
Sache der aufgetretenen Probleme sah 
Franz Steinkühler darin, daß die veral­
te Lohn- und Gehaltsstruktur aus de; 
alten BRD in die DDR-Bundesiäak; 
übernommen worden ist. Dies sei gegjs 
seinen ausdrücklichen Willen gescha­
hen. Er wäre für neue Strukturen ffi 
Richtung Entgelt-Tarifvertrag genese? 
Allerdings wollteD ja die KollegiBoe: 
und Kollegen aus dem Osten unbedim: 
die überholten Strukturen aus der. 
Westen übernehmen.

Horst Wagner sprach in seteer 
Schlußwort ausdrücklich nicht von Feh­
lern. Man habe keinerlei Verhandlung 
fehler gemacht, meinte er. Die Konfc 
renz bestätigte die Gefahr der Enfwid 
lung der Gewerkschaften zum OrJ- 
nungsfektor und Partner für Regierir. • 
und Arbeitgeberverbände hinskhdV 
der Unterordnung der DDR-Bundes^ 
der. Nur die Gewerkschaftsmitglied: 
können da dagegen halten. — (brr)
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Köln. Zwei Sonderzüge der Bundeswehr wurden am 2. April von 40 Antikriegsgeg­
nern für kurze Zeit blockiert und die Beförderung von Hunderten neuer Rekruten ver­
zögert. Das Aktionsbündnis betonte, daß die Aktion eine Blockade auf den Zugriff der 
Wehrpflicht auf die Menschen sei. — (jöd, Bild: af/mz)

rn und Gemeinden

DKP gegen Fehlbelegungsabgabe
Statt mehr Gerechtigkeit heißt es mur mehr zahlen

Tübingen. Im letzten Jahr hat die Landesregierung mit den 
Stimmen von SPD und Grünen eine sog. „Fehlbelegungs­
abgabe“ für Sozialwohnungen beschlossen. Die DKP-Frak- 
tion im Tübinger Gemeinderat hat erklärt, daß sie diese 
Abgabe grundsätzlich ablehnt und jetzt, nachdem das

Gesetz nicht verhindert werden konnte, beantragt, die 
Abgabe keinesfalls rückwirkend zu erheben. Außerdem 
wurden Tips für betroffene Mieter ausgearbeitet. Im folgen­
den dokumentieren wir aus der Zeitung der DKP Tübingen 
„Gläsernes Rathaus“. — (evc)

Erleichterung über die 
Verlegung Erich Honeckers

Essen. Mit Erleichterung hat das Ende 
letzten Jahres gegründete Solidaritäts­
komitee für Erich Honecker zur Kennt­
nis genommen, daß der schwerkranke 
ehemalige Staatsratsvorsitzende der 
DDR zur Spezialbehandiung in eine 
Moskauer Klinik überfuhrt wurde. In 
einer Erklärung des bundesweit von in­
zwischen 200 Leuten unterstützten Ko­
mitees heißt es dazu: „Die erneut von 
den Justizbehörden erhobene Forderung 
nach Auslieferung und die damit ent­
fachte Hetze gegen Honecker lassen nur 
den Schluß zu, daß ein Sündenbock für 
das täglich wachsende Elend in der ehe­
maligen DDR gefunden werden soll. 
Dies veranlaßt das Solidaritätskomitee, 
noch stärker den Kampf für die Aufhe­
bung des unbegründeten Haftbefehls 
... zu führen. Erich Honecker muß, 
nach gutem Verlauf der erneut notwen­
digen Operation, als freier Mann nach 
Deutschland zurückkehren können und 
mit dem Recht der Freizügigkeit eine 
Wohnung nach seiner Wahl beziehen 
dürfen. (Er) hat bei allen Besuchen, die 
Vertreter unseres Komitees bei ihm 
machten, betont, daß er weiterhin in 
Deutschland leben will . ..“ — (wof)

Notstandsgesetze 
beim Straßenbau

Göttingen. 17 Verkehrswegeprojekte 
unter dem Titel „Verkehrsprojekte 
Deutsche Einheit“ sollen mit sogenann­
ten Maßnahmegesetzen durchgesetzt 
werden. Es handelt sich dabei um neun 
Schienenwege, sieben Fernstraßen und 
um den Mittellandkanal. Ausgeschaltet 
werden sollen die Mitwirkungsrechte 
von Bürgern. Gerechtfertigt wird dieses 
„schnelle Gesetzesverfahren vom nie­
dersächsischen Staatssekretär im Ver­
kehrsministerium mit einer „Art Not­
standssituation“ — ohne vernünftige 
Verkehrswege kein Aufschwung in den 
neuen Ländern. Niedersachsens Kon­
zerne haben großes Interesse an diesen 
Planungen, maßgebliche Leute von der 
Preussag und Siemens sitzen in den Kon­
sortien und Kommissionen. — (kek)

Erste konfessionelle Ganz- 
tagsgrundschule in Stuttgart

Stuttgart. Seit vielen Jahren betreiben 
die evangelische und katholische Kirche 
als einzige Schulform Gymnasien in 
Stuttgart, die im Gegensatz zu den staat­
lichen eine Zusatzbetreuung (Mittages­
sen, Freizeitangebot) anbieten. Nach 
Beschluß des evangelischen Gesamt­
kirchengemeinderats wird erstmals in 
Stuttgart der Betrieb einer eigenen 
Ganztagesgrundschule zum kommenden 
Schuljahresbeginn mit zwei ersten Klas­
sen aufgenommen. Nach Zeitungsbe­
richten ist der Ansturm so groß, daß be­
reits Ende März alle Plätze ausgebucht 
waren. Die Rahmenbedingungen: Öff­
nungszeit von 7.30 Uhr bis 16.30 Uhr, 
v,armes Mittagessen, zusätzliche Be­
treuung neben den Lehrkräften durch 
Erzieher/innen oder Sozialpädagog/in- 
nen. Ein Fahrdienst wird eingerichtet, 
der die Schüler zur abgelegenen Schule 
bringt. Dieses Angebot, das dem drin­
genden Bedarf an Ganztageseinrichtun­
gen nachkommt, soll als Missionsbei- 
trag im Rahmen der multikulturellen 
Gesellschaft verstanden werden. Auch 
^önne mit der Grundschule der „Unter­
bau“ für die evangelischen Gymnasien 
geschaffen werden. — (ccs)

Gemeinderat gegen Erhöhung 
der Gebühren in Kindergärten

Tübingen. Nach fünfmonatiger Diskus­
sion wurde am 21.3.91 die Erhöhung 
der Elternbeiträge für die städtischen 
Kindergärten, Tagheime und Schüler­
horte mit den Stimmen von SPD, AL 
und DKP abgelehnt. Die Verwaltung 
hatte im Oktober 1990 eine Erhöhung 
um 15 bis 33 % beantragt. Sofort nach 
Bekanntwerden wurden die betroffenen 
Eltern und der Gesamtelternbeirat aktiv. 
Der massive Protest führte dazu, daß die 
Beschlußfassung immer wieder vertagt 
wurde und die Befürworter der Erhö­
hung mit ständig modifizierten Anträgen 
kamen. Die DKP-Fraktion unterstützte 
den Protest und lehnte jede Beitragser­
höhung ab; im Laufe der Debatte bezo­
gen auch SPD und AL eindeutig gegen 
die Erhöhung Stellung.
Quelle: Presseerklärung der DKP — (evc)

Protest gegen 
Völkermord an Kurden

Stuttgart. Etwa 400 Menschen beteilig­
ten sich am Samstag, den 6.4. an einer 
Protestaktion des kurdischen Arbeiter­
und Kulturvereins und der kurdischen 
Studentenorganisation Soksa gegen die 
Verfolgung der Kurden im Irak und in 
der Türkei. Die Aktion wurde auch von 
SPD, Grünen und AK-Asyl unterstützt. 
Die Gemeinderatsfraktion der Grünen 
kündigte einen Gemeinderatsantrag an, 
den auch die SPD und Teile der FDP 
unterstützen: Die Stadt soll 200000 DM 
Soforthilfe sowie Krankenhausplätze 
und Mittel zum Transport und für die 
Behandlung von verletzten kurdischen 
Flüchtlingen bereitstellen. — (rac)

IGM-BR-Mitgl>ed:
Gewerbesteuer zu niedrigI

Heidelberg. „Heidelberg bleibe seinem 
Ruf treu als arme, aber ehrliche Stadt, 
die immer an Geldmangel leiden wer­
de“, äußerte der Stadtkämmerer. Ein 
Leserbrief eines IGM-Betriebsrats zi­
tiert dagegen: „Als Wirtschaftsstandort 
weit vorn: Unter 50 deutschen Groß­
städten auf Rang drei“, und zwar bei 
einer Umfrage des „Bundesverbandes 
Junger Unternehmer“; „bei ,den kom­
munalen Rahmenbedingungen* sogar 
Rang eins, vor allem aufgrund der »er­
träglichen lokalen Steuern*. “ „Eine 
entscheidende Ursache des chronischen 
Finanzmangels ist damit genannt, die 
vergleichsweise niedrige Gewerbesteu­
er. Während die Bundesregierung den 
Arbeitnehmern schamlos die Steuern 
und Abgaben erhöht, bei gleichzeitigen 
Steuergeschenken an die Unternehmer, 
soll in Heidelberg der Gewerbesteuerhe­
besatz laut Stadtverwaltung weiterhin 
nur 350 Punkte betragen ... Eine Anhe­
bung des Hebesatzes nur auf den Bun­
desdurchschnitt brächte wenigstens ca. 
10 Mio. DM im Jahr mehr in den Stadt­
säckel . .. Als gewerkschaftlicher Inte­
ressensvertreter fragt man sich, warum 
z.B. die Fraktionen der GAL oder der 
SPD hier nicht initiativ werden. An der 
Zeit wäre es ... Oder waren die Hoff­
nungen vieler Arbeitnehmer auf die neue 
Oberbürgermeisterin (Beate Weber, 
SPD, 1990 erstmals gewählt) doch um­
sonst? . .. Wenn man (die Gewerbesteu­
er) nicht nutzt, braucht man sich auch 
nicht zu wundem, wenn sie von Bonn 
wirklich ganz abgeschafft wird. Heidel­
berg — von den Unternehmern die Bron­
zemedaille, bei den Arbeitnehmern 
Schlußlicht?** — (bef)

Die Fehlbelegungsabgabe soll angeblich 
für mehr Gerechtigkeit bei den Woh­
nungssubventionen des Staates sorgen. 
Dagegen wäre nichts einzuwenden — 
aber bei näherem Hinsehen entpuppt 
sich das Ganze schlicht als ein weiterer 
Raubzug der Bundes- und Landesregie­
rung, bei dem die kleinen Leute weiter 
geschröpft werden sollen. Die DKP 
lehnt die Fehlbelegungsabgabe aus fol­
genden Gründen ab:
1. Die Fehlbelegungsabgabe belastet die 
Mieter zusätzlich, erhöht das allgemeine 
Mietniveau und soll die völlige Beseiti­
gung der Sozialen Wohnungswirtschaft 
erleichtern.
2. Mit der Fehlbelegungsabgabe wird 
ein umfassendes Überwachungssystem 
gegen Arbeiter, Angestellte und Rentner 
mit der lückenlosen Erfassung ihrer Ein­
kommen aufgebaut, das Verdächtigun­
gen und Spitzeleien erleichtert.
3. Die Abgabe führt zu unterschiedli­
chen Mietkosten für Wohnungen glei­
cher Größe und Ausstattung.
4. Die Fehlbelegungsabgabe soll Mieter 
aus Sozialwohnungen hinausekeln, 
damit diese neu belegt werden können. 
Das erhöht die Nachfrage auf dem »frei­
en* Wohnungsmarkt und führt dort zu 
zusätzlichen Mieterhöhungen.
5. Während Sozialmieter nun also auf 
Heller und Pfennig nachweisen müssen, 
ob sie noch ,subventionswürdig* sind, 
erhalten die Bessergestellten ohne jeg­
liche Einkommensgrenze nach den jüng­
sten Bonner Beschlüssen noch größere 
Steuergeschenke beim Bau von Eigen­
heimen und Eigentumswohnungen. Und 
dabei gilt sogar noch das Prinzip »Wer 
mehr verdient, erhält mehr Steuern zu­
rück* ...“

Die DKP lehnt eine „Gerechtigkeit“ 
ab, bei der die Bezieher größerer und 
größter Einkommen ungeschoren blei­
ben, die die Familien mit kleinem und 
mittlerem Einkommen aber ständig fi­
nanziell überwacht und bei der sie zu 
einem Teil um hunderte von Mark jähr­
lich geschröpft werden.
Mhs ist jetzt zu tun?
— Jeder Mieter einer öffentlich geför­
derten Mietwohnung sollte den Erfas­
sungsbogen ausfüllen und an die Stadt 
zurückschicken. Sonst wird automatisch 
der Höchstbetrag der Fehlbelegungsab­
gabe (3,50 DM pro qm im Monat) fest­
gesetzt. Die Frist für die Rückmeldung 
(sechs Wochen) ist zwar bei den meisten 
bereits überschritten. Aber da die Bau­
verwaltung trotz Personalaufstockung 
mit der Bearbeitung nicht mehr nach­
kommt, hatte eine Fristüberschreitung 
bislang keine Folgen. Die ersten Be­
scheide werden voraussichtlich Ende 
April/Anfang Mai versandt werden.
— Nicht geklärt ist bisher, ab welchem 
Stichtag die Ausgleichszahlung erhoben 
wird. Laut Landesgesetz kann die Abga­
be bis zu sechs Monaten rückwirkend

Berlin: Vorreiter bei Ausländergesetz
Nach der Massenverfolgung mit der„Araberverfügung“ nun die Polenhatz?

Berlin. Innensenator Heckeimann 
(CDU-nah) richtet kampagnenmäßig die 
verschiedenen Abteilungen (Ausländer­
amt, Polizei, Justiz, etc) auf ausgedehn­
te Anwendung des Ausländerrechts aus.

Zum Golfkrieg waren hunderte Beam­
te mit der Überwachung von Berlinern 
arabischer Staatsangehörigkeit beschäf­
tigt. Mit breitangelegten Hausdurch­
suchungen, Vorladungen zum Staats­
schutz, Verhaftungen aus der Wohnung 
heraus, wurde eine ganze Bevölkerungs­
gruppe systematisch eingeschüchtert. 
Eine Verfügung verbot schließlich 17 
arabischen Menschen jegliche politische 
Betätigung und beschränkte ihre Freizü­
gigkeit auf das Land Berlin. Die ohne 
konkreten Vorwürfe erteilten Kollektiv­
verbote sollten bewußt Machtfülle de­
monstrieren und deren Anwendung 
durch Behörden einüben. Der Personen­
kreis schien beliebig erweiterbar. Erlaß 
der Verfügung wie Aufhebung am 20.3. 
geschahen in Absprache mit dem Bun­
desinnenministerium. Dieses sprach von 
„unter 300“ ähnlichen Maßnahmen im 
Bundesgebiet.

Der Innensenat gab an, sich bei den 

verlangt werden — muß aber nicht. Die 
Stadtverwaltung will die Zahlung rück­
wirkend auf 1. Januar 1991 oder gar 1. 
November 1990 festlegen. Das könnte 
im Einzelfall eine Nachzahlung von 
mehreren hundert Mark bedeuten — 
zeitgleich mit den Steuererhöhungen aus 
Bonn! Die DKP-Gemeinderatsfraktion 
hat deshalb einen Antrag eingebracht, 
mit dem die Verwaltung daran gehindert 
werden soll, rückwirkend Geld zu ver­
langen. Wir hoffen, daß andere Fraktio­
nen dieses Anliegen unterstützen.
— Fast alle Beteiligten (auch in den 
Amtsstuben) klagen über die Kompli­
ziertheit und Unverständlichkeit der 
Formulare. Vor allem der Hinweis auf 
eine mögliche Begrenzung der Aus-

Staatlich kalkulierte Mietpreistreiberei
Die konservativ-liberale Begründung 
für die flächendeckende Einführung 
der Fehlbelegungsabgabe behauptet, 
damit ausschließlich eine angeblich 
ungerechtfertigte Subventionierung 
besser verdienender Sozialmieter ab­
bauen zu wollen. Die tatsächliche 
Wirkung der Abgabe zielt jedoch auf 
eine allgemeine Anhebung des Miet­
niveaus auch im freien Wohnungs­
markt. Der Mechanismus, den die ge­
setzliche Regelung dafür geschaffen 
hat, ist folgender:

Da die Kostenmieten in vielen Städ­
ten (vor allem bei Neubauten) kaum 
noch hinter frei finanzierten Wohnun­
gen Zurückbleiben, ergeben sich in der 
Summe von zu zahlender Miete und 
Fehlbelegungsabgabe Gesamtbela­
stungen, die die Mietbelastung im 
freien Markt weit übersteigen. Des­
halb wird (allerdings nur auf aus­
drücklichen Antrag!) die Abgabe in 
diesen Fällen auf bestimmte Ober­
grenzen reduziert. Mit der Festlegung 
dieser Obergrenzen wurde das Instru­
ment geschaffen, mit dem die Erhe­
bung der Abgabe mietpreistreibend 
auf das gesamte Mietengefüge wirken 
kann. Besteht in der Gemeinde ein 
Mietspiegel, so wird die Abgabenbe­
grenzung durch die Obergrenzen der 
jeweiligen Mietspanne für vergleich­
baren Wohnraum definiert. Wo kein 
Mietspiegel erstellt wurde, sind die 
Obergrenzen per Rechtsverordnung 
der Landesregierungen festzulegen, 
die sich ihrerseits an den Mieten zu 
orientieren haben, die bei Neuvennie- 
tung auf dem Markt zu erzielen sind.

Die Grenze der Mietbelastung wird 
also keineswegs durch die gesetzliche 
„Vergleichsmiete“ (Durchschnitt der 
innerhalb der letzten drei Jahre neu 
vereinbarten Mieten), geschweige 
denn durch die tatsächlichen durch­
schnittlichen Mieten definiert, son­

Maßnahmen auf Geheimdienstinforma­
tionen gestützt zu haben. Bei keinem der 
Betroffenen waren belastende Gegen­
stände gefunden worden, gegen keinen 
wurde strafrechtlich ermittelt. Den An­
schuldigungen aus dunklen Kanälen 
waren die Betroffenen schutzlos ausge­
setzt. Bekannt wurde der Fall eines seit 
33 Jahren in West-Berlin lebenden Man­
nes, dessen Einbürgerung im März ab­
geschlossen wurde. Das Ausländeramt 
wies am 4. März daraufhin, daß die Ver­
fügung erst mit Erhalt der deutschen 
Staatsbürgerschaft ungültig wird.

Die öffentliche Kritik hat nicht ausge­
reicht, den Senat zu Entschuldigungen 
zu bewegen oder die Maßnahmen kri­
tisch zu bewerten. Selbst richterliche 
Kritik wird als rechtsstaatliches Problem 
behandelt, das die grundsätzliche Legiti­
mation nicht berührt. Eine sofortige 
Ausweisung von zwei irakischen Staats­
bürgern war vom Verwaltungsgericht 
zurückgewiesen worden. Eine nachrich­
tendienstliche Tätigkeit sei nicht bewie­
sen, da die Innenbehörde angebliche 
Beweise wegen „Geheimhaltung“ zu­
rückhielt. Das Ausländeramt wurde für 

gleichszahlung ist sehr unverständlich
— wahrscheinlich in der Hoffnung, daß 
dann nur wenige Mieter einen entspre­
chenden Antrag stellen. Da es in Tübin­
gen keinen Mietspiegel gibt, gelten die 
vom Land nach Baujahr und Ausstattung 
festgesetzten Höchstbeträge. Eine Über­
sicht darüber hat die Stadt Tübingen mit 
dem Erfassungsbogen nicht verschickt
— man muß sich also beim Bauverwal­
tungsamt erkundigen. Wir raten aller­
dings, gleich auf Nummer sicher zu 
gehen und vorsorglich folgenden Antrag 
zu stellen: „Ich beantrage hiermit, die 
Fehlbelegungsabgabe höchstens auf die 
für vergleichbare Wohnungen entspre­
chend der Höchstbeitragsverordnung 
des Landes zu begrenzen“.

dern liegt in jedem Fall darüber. Weil 
eine Begrenzung der Abgabe zudem 
nur auf Antrag gewährt wird und so­
weit Betroffene keinen Antrag stellen 
oder die Sechs-Monats-Frist versäu­
men werden, werden in vielen Fällen 
die Höchstbeträge kassiert. Die mög­
liche Belastung liegt also per gesetzli­
cher Regelung in jedem Fall über ver­
gleichbaren Miethöhen im freien 
Wohnungsbau.

Dies führt erstens dazu, daß die Trä­
ger des sozialen Wohnungsbaus, de­
ren Wohnungsbestand fast immer 
auch eine nicht unbedeutende Zahl 
frei finanzierter Wohnungen enthält, 
bereits jetzt für diese Wohnungen 
Mieterhöhungen im Umfang der Fehl­
belegungsabgabe vorbereiten (so z.B. 
die „Siedlungsgesellschaft“ in Frei­
burg, die die Mieten freier Wohnun­
gen bislang an ihren Sozialmieten ori­
entiert hatte).

Zweitens wird sich diese Tatsache 
in zunehmendem Umfang auf den frei­
en Markt auswirken, wenn (wie dies 
in den nächsten Jahren wegen der ein­
heitlichen Bindungsfristen mit Zehn­
tausenden von Wohnungen geschehen 
wird) die Sozialbindung ausläuft. Die 
Mietkalkulation für solche Wohnun­
gen wird sich dann naturgemäß nach 
der möglichen Gesamtbelastung der 
bisherigen Sozialmieter richten. Zu 
Zehntausenden werden die neu zu ver­
einbarenden Mieten dieser Wohnun­
gen in die gesetzliche „Vergleichs­
miete“ eingehen und so das Gesamt­
mietniveau entscheidend mitbestim- 
men: mit einer Miethöhe die an und 
über der Obergrenze dessen liegt, was 
heute gesetzlich verlangt werden darf. 
Das perpetuum mobile ständiger 
Mietpreistreiberei wurde mit der 
Fehlbelegungsabgabe noch einmal 
kräftig zugunsten der Haus- und 
Grundbesitzer angeschoben. — (kh) 

die leichtfertig erteilte Ausweisungsver­
fügung gerügt, weil keine Abwägung 
der Interessen vorgenommen wurde. 
Die Betroffenen hatten sich Verstecken 
müssen, um der illegalen Ausweisung zu 
entgehen.

Unter dem Motto „Kampf der (Aus­
länder-) Kriminalität“ betreibt Heckei­
mann jetzt eine neue Kampagne zur vi­
sumsfreien Einreise polnischer Staats­
bürger. Hunderte Ordnungshüter sollen 
gegen Schwarzhandel, Schwarzarbeit, 
Diebstähle usw. massiv vorgehen. Auf 
Initiative Heckeimanns richtet das Bon­
ner Innenministerium eine Zentralkartei 
für ausgewiesene Polen ein, um eine 
Wiedereinreise zu unterbinden. Bezirks­
verwaltungen und Ausländeramt sollen 
an Wochenenden besetzt sein, um Ver­
stöße gegen das Ausländergesetz wirk­
sam zu ahnden. Aus der Geschäftswelt 
und vom Olympia-Manager kommen 
warnende Stimmen. Umsatz, Angebot 
an billiger Arbeitskraft und Welt­
offenheit in der „Hauptstadt“ dürften 
nicht unter „Ausländerfeindlichkeit“ 
leiden. Heckeimann solle gezielt vor­
gehen. — (ard)
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Puerto Rico ist die Achillesverse der USA
Interview mit Rafael Cancel Miranda, Vertreter der puertoricanischen Befreiungsbewegung

Im Dezember 1990 fand in New York ein internationales Tribunal 
gegen Menschenrechtsverletzungen an politischen Gefangenen/ 
Kriegsgefangenen in den USA statt. Unter ihnen befinden sich 19 
Gefangene aus dem antikolonialistischen puertoricanischen Wi­

derstand. Das folgende (gekürzte) Interview wurde von AGIPA- 
Press Bremen während dieses Tribunals geführt. Rafael Cancel 
Miranda ist ein Vertreter der puertoricanischen Befreiungsbewe­
gung und verbrachte 15 Jahre im Gefängnis. Rafael Cancel Mi­

randa gehörte zu einer Gruppe der puertoricanischen Unabhaa 
gigkeitsbewegung, die am 4. März 1954 — kurz nachdem die US- 
Regierung erklärt hatte, es gebe „keine Probleme mehr mit Puerv 
Rico“ — den US-Kongress bewaffnet angegriffen hatte.

F: Rafael, du hast gestern hier auf dem 
Tribunal als Zeuge ausgesagt. Wir wis­
sen auch, daß du Aufrufe für das Tribu­
nal und von „Freedom Flow!“ unter­
schrieben hast. Kannst du uns erste Ein­
drücke vom Verlauf des Tribunals schil­
dern ?

A: Nun, von dem Moment an, als ich das 
erste Mal etwas vom Tribunal gehört 
habe, hatte ich den Eindruck, daß es ein 
wichtiges Ereignis werden würde. Es 
war eine sehr ernsthafte Veranstaltung 
durch die Leute, die daran teilgenom- 
mcn haben, die Jurymitglieder, die An­
wältinnen und durch die Zeugenaussa­
gen. Es war sehr wichtig, weil es ein an­
derer Weg war, Leuten bewußt zu ma­
chen, was sich in anderen Ländern und 
Situationen abspielt, sei es nun in den 
Vereinigten Staaten oder in Puerto Rico. 
Besonders deshalb, weil das, was Leute 
wissen, das wird früher oder später ir­
gendwelche Kräfte in Aktion versetzen. 
Wir wissen, daß all die Leute, die wirk­
lich betroffen sind, Kräfte in Bewegung 
setzen werden, eine Dynamik, die ande­
re Kräfte erzeugt. Das ist das, was wir 
wichtig finden an diesem Tribunal, daß 
diese Leute mit anderen Leuten in ihren 
eigenen Ländern in Berührung kommen 
werden, so daß etwas dabei entsteht, was 
auf lange Sicht sehr hilfreich sein wird 
für unsere Kämpfe. Ich war tief beein­
druckt, weil ich wirklich nicht mit so 
vielen Leuten gerechnet hatte, solchen, 
die daran beteiligt waren oder einfach 
nur zuhörten, was ja auch eine Form der 
Teilnahme ist.

Deshalb denke ich, daß es ein Erfolg 
war, fue una victoria!

F: Wenn wir uns jetzt mal auf dich be­
ziehen als einen langjährigen Gefange­
nen, einen langjährigen Independista, 
hat es jemals eine ähnliche Veranstal­
tung gegeben wie dieses Tribunal, die 
sich mit den politischen Gefangenen be­
faßte, egal ob sie nun Puertorrique’nos 
sind, schwarze Gefangene oder Native 
Americans?

A: Nein, nicht in dieser Sache. Es hat 
andere Tribunale gegeben. Ich gehöre 
zum Beispiel zu TANA, das ein Tribu­
nal Antiimperialista de Nuestro America 

ist, vergleichbar mit der Art Tribunal 
wie dieses hier. Ich habe an so einem 
Tribunal in Nicaragua teilgenommen, 
wo sie die Söldner angeklagt haben, die 
Bomben aus Flugzeugen abgeworfen 
haben gegen das Volk von Nicaragua. 
Sie waren vor ein paar Jahren gefangen­
genommen und vor Gericht gestellt wor­
den. Daran habe ich teilgenommen als 
internationales Mitglied. Ein spezielles 
Tribunal, das sich mit den Gefangenen 
befaßt, mit den Kriegsgefangenen, poli­
tischen Gefangenen und sozialen Gefan­
genen — nein, ich denke nicht, jeden­
falls kann ich mich nicht an etwas ver­
gleichbares erinnern. Es gab ein anderes 
in Spanien über Puerto Rico, aber keins 
über die Gefangenen.

F: Wenn du mal zurückdenkst in die fünf­
ziger Jahre — hat es da eine breitere Un­
terstützung gegeben, als du verhaftet 
worden bist?

A: Nein, nein, das waren ganz, ganz 
andere Zeiten. Fünfzehn Jahre lang sind 
wir noch nicht einmal erwähnt worden. 
Wir waren fünfzehn Jahre im Gefängnis, 
und vielleicht gab es hier und da ein 
paar, die noch kleine Kinder waren, als 
wir verhaftet wurden, die sich später 
noch daran erinnerten, was mit diesen 
vier Nacionalistas war. Aber dann, nach 
diesen ersten fünfzehn Jahren, begann 
eine Kampagne, die ständig wuchs und 
wuchs und wuchs, bis sie zu einer Be­
drohung für die Regierung der Vereinig­
ten Staaten wurde. So sind sie dazu ge­
zwungen worden, uns loszuwerden, uns 
rauszulassen, und zwar bedingungslos. 
Wir sind die einzigen Gefangenen im 
ganzen US-Strafsystem, die je bedin­
gungslos freigelassen worden sind, dank 
der Leute, die für uns gekämpft haben.

Heute gibt es mehr Solidarität, mehr 
Kampf, mehr Hilfe und Unterstützung 
für die politischen Gefangenen als da­
mals in den fünfziger Jahren, also von 
1954 bis 1969, bis dann die Kampagne 
zu einem Problem für die USA wurde, 
weil sie selber den Mund zu voll nahmen 
über die Menschenrechte. Das ist ja al­
les, was sie tun, sie reden nur über Men­
schenrechte, sie meinen es ja nicht ernst.

Wir kamen dann 1979 frei, nachdem 
in den siebziger Jahren die Solidarität in 
den USA angewachsen war, nicht nur 
die unseres Volkes, sondern auch von 
weißen Nordamerikanerinnen überall, 
und den Punkt erreichte, daß die UNO 
eine Resolution verabschieden mußte, in 
der unsere Freilassung aus dem Gefäng­
nis gefordert wurde. Und die Blockfrei­
en Staaten, die in Kuba tagten, schickten 
auch eine Resolution, die unsere bedin­
gungslose Freilassung forderte. Das 
passierte in den letzten drei Jahren, be­
vor wir rauskamen.

F: Ich erinnere mich an die sechziger 
Jahre, als die Linke in der BRD anfing, 
sich für den Kampf des puertoricani­
schen Volkes zu interessieren, als es zum 
Beispiel solche Organisationen wie die 
Young Lords in New York und anderen 

Städten der USA gab. Dadurch hörten 
wir zum ersten Mal vom Unabhängig­
keitskampf des puertoricanischen Vol­
kes. Aber es dauerte noch bis zum Ende 
der siebziger Jahre, daß wir gar nichts 
wußten über dich und die anderen Inde- 
pendistas im Knast, also Lolita Lebrön

A: ... und Andres Figueroa Cordero, 
Irvin Flores Rodriguez, ja und Oscar 
Collazo, der schon vier Jahre vor uns zu­
sammen mit Griselio Torresola verhaftet 
worden war (der seinen schweren Ver­
letzungen erlag, Anm. d. Übers.), weil 
sie am Angriff auf das Blair House teil­
genommen hatten. Und wir gingen dann 
vier Jahre später zum Capitol Hill.

stützt hat, weil das kubanische Volk ein­
fach schon bewußter war und mehr Frei­
heit als wir hatte das zu tun, also national 
gesprochen. Aber international gespro­
chen könntet ihr in diesem Sinn eine frei­
ere Kampagne machen.

F: Wie sieht das Volk auf Puerto Rico 
heute den Kampf für die Freilassung der 
politischen Gefangenen / Kriegsgefan - 
genen ?

A: Mit Sympathie. Also ich denke, mit 
eurer Frage bezieht ihr euch nicht nur 
auf die politisch bewußten Teile des Vol­
kes, sondern auf das puertoricanische 
Volk als Ganzes. Sie begegnen uns mit 
Sympathie, und sie reagieren auf unsere 
Kampagne für die Gefangenen, koope­
rieren auf die eine oder andere Art mit 
uns. Zum Beispiel vor ein paar Monaten 
während einer landesweiten Lotterie, 
die wir für die Gefangenen und für ein 
Museum für Juan Antonio Corretjer 
durchführten, da beteiligten sich die 
Leute überall bis ins kleinste Dorf, sie 
reagierten mit Sympathie, egal welcher 
ideologischen Denkrichtung sie angehö­
ren. Für uns ist das einfach eine Frage 
des Überlebens, daß sie größtenteils mit 
uns sympathisieren. Möglichweise set­
zen sie sich nicht alle persönlich ein, 
aber sie verstehen, worum’s geht.

F: Wie reagieren die staatlichen Autori­
täten, z.B. das FBI, auf den Kampf zur 
Freilassung der Gefangenen ?

A. Sie reagieren auf alles, was irgend­
wie mit dem Unabhängigkeitskampf zu 
tun hat. Nun, wie reagieren sie im be­
sonderen auf die Kampagne für die Ge­
fangenen ... — man kann natürlich erst 
mal sagen, daß ihre Haltung dazu eine 
negative ist. Nicht so sehr nur auf die 
Gefangenen bezogen, sondern auf den 
Kampf als Ganzes. Sie werden natürlich 
auch versuchen, diese Kampagne zu 
stoppen, so gut sie können. Möglicher­
weise werden sie neue Verfahren gegen 
Leute durchführen. Ich könnte im Mo­
ment nicht sagen, daß sie dieses oder 
jenes tun, aber so wie der Kampf auf 
Puerto Rico jetzt ist — und die politi­
schen Gefangenen und Kriegsgefange­
nen sind Teil dieses Kampfes — und wie 
das FBI darauf immer schon reagiert 
hat, werden sie versuchen, das ihnen 
Mögliche zu tun, diesen Kampf zu be­
hindern. Seit ich hier bin, habe ich schon 
davon gehört, daß sie versucht haben, 
sich einzumischen. Man sieht nicht im­
mer, was sie gerade machen. Sie sind 
nicht gerade die schlauesten Leute auf 
der Welt, aber sie sind auch nicht die 
dümmsten. Sie werden bestimmt aus­
checken, was während des Tribunals 
passiert ist, wer da war, führende Leute 
von der Basis, wir von Puerto Rico wa­
ren da, da sind mehr als 135000 Leute 
auf ihren Überwachungslisten, sie ken­
nen deine Aktivitäten, schreiben alle 
Autonummern auf, machen heimlich

F: Das erste Mal, daß wir etwas über 
euch hörten, war am 3. und 4. Juli 1978, 
als Pablo Mercano und Nydia Cuevas 
das chilenische Konsulat in San Juan, 
Puerto Rico, bewaffnet besetzten, um 
eure Freilassung zu fordern. Für uns 
war das ein Punkt, uns intensiver mit der 
Sache zu befassen.

A: Ja, die Kampagne für die Nacionali­
stas war eng mit dem ganzen Kampf ver­
knüpft. Klar, wenn der Kampf schwach 
war, war auch die Kampagne für die Ge­
fangenen schwach — und umgekehrt. 
Denn als der Kampf auf Puerto Rico sich 
wieder stärker entwickelte, entwickelte 
sich auch der Kampf für die Freilassung 
der Gefangenen wieder stärker.

F: Würdest du also sagen, daß es not­
wendig ist, daß es auf der einen Seite 
einen Kampf geben muß, der sich an den 
allgemeinen und jeweils verschiedenen 
Widersprüchen entwickelt, und auf der 
anderen Seite die internationale Ebene 
beschritten werden muß, um die Gefan­
genen freizubekommen?

A: Ja, sicher, wie ich schon sagte, der 
Kampf für die Freilassung unserer 
Kriegsgefangenen heute geht eng zu­
sammen mit dem Kampf des Volkes im 
allgemeinen. Das heißt nicht, wenn der 
Kampf hier nur schwach entwickelt ist, 
daß dann nichts für die Gefangenen auf 
der internationalen Ebene getan werden 
kann. Denn der Kampf woanders oder 
das Wissen oder die Möglichkeiten der 
Völker, die freier leben, sich mehr ein­
zusetzen für eine bestimmte Kampagne, 
für eine bestimmte Sache, als es die Leu­
te hier tun können zu einem bestimmten 
Zeitpunkt wo sie nicht so frei oder be­
wußt sind, ist sehr wichtig. Seht ihr, also 
mal auf die nationale Ebene bezogen, als 
sich die Unabhängigkeitsbewegung auf 
Puerto Rico nach 1969 wieder stärker 
entwickelt hatte, hatte das direkten Ein­
fluß auf die Kampagne für die Freilas­
sung der fünf Independistas. In Chicago 
entwickelte sich damals auch eine starke 
Bewegung, und ich lernte den Anwalt 
Michael Deutsch kennen, und er infor­
mierte die Leute in Chicago, wo es 
schon eine gutorganisierte Bewegung 
innerhalb der sozio-politischen Kämpfe 
der in den USA lebenden Puertoricane­
rinnen gab. Es gab dort aber noch keine 
starke Kampagne für die Gefangenen, 
nur ein paar Gruppen, die Öffentlich­
keitsarbeit machten und sich auch mit 
anderen Problemen der puertoricani­
schen Misere in unserer Heimat und hier 
befaßten. Es passierten halt dieselben 
Dinge in New York und in Puerto Rico, 
das ist ja, was ich sagen will, über die 
Beziehungen von einer Sache zur ande­
ren, sie sind alle Teil von einem Ganzen, 
aber egal wie auch die Dinge im Innern 
stehen, kann man eine Sache auch inter­
national aufgreifen. Kuba hat das z.B. 
getan, das zu dieser Zeit eine internatio­
nale Kampagne initiiert und uns unter­

Fotos von dir. Wir wissen das natürlich 
Ich bin mir sicher, daß sie ein, zwei oder 
drei Undercover-Agenten hier haben 
Wenn sie das nicht täten, wären sie 
blöde! Sie haben sicher alles auf Ba»j 
aufgenommen, es ist nicht schwierig ftr 
sie, das aus einiger Entfernung zu ma­
chen, ohne gesehen zu werden. Da* 
macht es uns schwerer. Die haben die 
elektronischen Mittel, sie können auch 
uns jetzt gerade hier abhören. Aber ich 
bin froh, daß euch das nicht kümmert, 
und mich kümmert es auch nicht.

F: Wahrscheinlich wirst du davon gehört 
haben, daß zwei Ex-Gefangenen aus der 
BRD die Einreise in die USA verwehr, 
worden ist, weil sie vor dem Tribunal 
über ihre Erfahrungen in westdeutschen 
Gefängnissen aussagen wollten. Haben 
die Behörden hier ähnliches mit ehema­
ligen Gefangenen gemacht, die aus 
Puerto Rico zum Tribunal reisen woll­
ten?

A: Nein, ihr seht, ich bin hier. Manch­
mal folgen sie mir als einem Ex-Gefan- 
genen, der nach hier kommt. Sie folgen 
mir, aber sowas ist mir noch nicht pas­
siert. Aber sie setzen andere Mittel ein 
In Puerto Rico z.B.. wenn du im Auto 
fährst, hast du sie hinter dir. Wenn ihr 
mich jetzt zu Hause anrufen würdet, 
dann würde das vom Pölizeihauptquar 
tier aufgenommen. Ich hab ja schon ge­
sagt. sie sind nicht weise, es ist schon 
vorgekommen, daß wir am Telefon Bän­
der gehört haben, die sie vorher aufge­
nommen hatten. Einmal haben sie auch 
von meinem Haus und von meinem Ar­
beitsplatz Fotos aus der Luft von einem 
Hubschrauber aus aufgenommen. Als 
Webster da war, ihr wißt, der vom FBI. 
der gesagt hat. daß Puerto Rico die 
Achillesverse der Vereinigten Staaten 
ist, da gab es den ganzen Morgen im Ra 
dio ein Kommunique mit Drohungen 
gegen mich, daß ich der erste wäre auf 
einer Mordliste. Den ganzen Morgen 
kamen dann Fernsehleute zu mir, um 
mich deswegen auszufragen. Das ist 
eine andere Geschichte, aber solche Sa­
chen passieren eben, auch Drohannife 
bei meiner Frau. Aber das hat nichts mit 
dem Tribunal zu tun, das ist Folge des 
Kampfes, meiner Teilnahme am Kampf 
und nicht, weil ich nur ein Ex-Gefange 
ncr bin, sondern heute am Kampf teil 
nehme. Ich möchte das gerne difteren 
zieren. Sie machen das nicht, weil ich 
ein Ex-Gefangener bin, sondern weil ich 
immer noch ein Nationalist bin, heuk 
wie damals ist die Verfolgung Teil de- 
Kampfes.

F. Du hast gesagt, daß der Kampf jur dit 
Freilassung der Gefangenen verknüpft 
ist mit dem allgemeinen Kampf. Kannst 
du kurz berichten, was aktuell du 
Brennpunkte des puertoricanischen Un­
abhängigkeitskampfes sind?

A: Nun, in erster Linie geht es um die

Seit der Invasion und Besetzung Puerto Ricos in 
der Folge des Spanisch-Amerikanischen Krieges 
1898 zerstört die Expansion der ökonomischen 
und militärischen Interessen der USA — die in 
verschiedenen Etappen verlief — systematisch die 
Lebensgrundlagen des puertoricanischen Volkes: 
Auf Zuckerrohranbau basierende Monokultur, 
Leicht-, später ab den sechziger Jahren elektroni­
sche, pharmazeutische und chemische Schwer­
industrie kennzeichnen diese Entwicklung, die 
Millionen von Puertoricanern in die Arbeitslosig­
keit und zur Abwanderung in die USA zwangen. 
Dort fanden und finden sie — wenn überhaupt — 
ausschließlich niedrigst bezahlte Arbeit, sind Ras­
sismus und Armut ausgesetzt. 1917 erkannte der 
US-Kongreß dem Puertoricanischen Volk die US- 
Staatsbürgerschaft zu, gerade rechtzeitig, um die 
Männer als US-Soldaten in den Ersten Weltkrieg 
zu schicken. Dieses Gesetz brachte den USA unter 
dem Vorwand der „Demokratisierung“ und des 
„Schutzes“ für Puerto Rico auch formell die mili­
tärische, politische und soziale Herrschaft über 
das Land. Strategisch ist die Insel wegen ihrer 
Lage zur Kontrolle der Seefahrtswege nach Afrika 
und in den Mittleren Osten sowie als Ausgangs­
basis für militärische Agressionen gegen andere 
Karibische Inseln und Zentralamerika (1983 z.b. 
bei der Invasion von Grenada) von Bedeutung. 13 
Prozent des bebaubaren Landes stehen unter mili­

92 Jahre US-Kolonialismus in Puerto Rico
tärischer Nutzung der US-Streitkräfte, u.a. für 
eine der größten Marine-Basen der westlichen 
Hemisphäre. 1952 „gestattete“ der Kongreß dem 
Puertoricanischen Volk die Konstituierung einer 
eigenen Verfassung, allerdings mit „bestimmten 
Richtlinien“ und Voraussetzungen. Diese Vor­
aussetzungen beinhalten tatsächlich nichts anderes 
als die Aufrechterhaltung des Kolonial Status 
Puerto Ricos. Der damalige Repräsentant der 
Regierung: „Die Verfassung der Vereinigten 
Staaten gibt dem US-Kongress die absolute Kon­
trolle und nichts in der Puertoricanischen Verfas­
sung kann daran irgend etwas ändern“. Seit 1973 
ist Puerto Rico in der UN-Liste der kolonialisier- 
ten Länder enthalten und die UN proklamieren all­
jährlich das Recht des puertoricanischen Volkes 
auf „Selbstbestimmung und Unabhängigkeit“.

Heute wollen die USA — unter internationalem 
Druck und um sich aus der Verantwortung für die 
soziale und ökonomische Ruinierung zu stehlen — 
den Status Puerto Ricos unter Aufrechterhaltung 
ihrer militärischen Präsenz ändern. Ein für 
Dezember 1991 geplantes Referendum über den 
zukünftigen Status der Insel wurde allerdings auf 
1993 verschoben.

Die Auswirkungen der Kolonisation für das 
puertoricanische Volk in ihrer Heimat und in den 
USA sind
* ca. 20 % offizielle Arbeitslosigkeit (tatsächlich 
mehr)
* bei ca. 60 % liegt das Einkommen unter der 
offiziellen Armutsgrenze
* hohe Luft- und Wasserverschmutzung
* ein Anstieg bei Gewaltverbrechen und bewaff­
neten Raubüberfällen von 270% in den letzten 
fünf Jahren
* 83000 Heroin- und 800000 Alkohoiabhängige 
in Puerto Rico
* 60 % Schulabgänge ohne Abschluß bei öffent­
lichen Schulen
* 41 % der Frauen und 25 % der Männer sind 
sterilisiert
* die höchste Selbstmord rate der Welt
* ein Anwachsen der Kriminalitätsrate ins­
gesamt um 75 % in den letzten zehn Jahren
* eine höhere Zuwachsrate bei neu Aids-Er- 
krankten als irgendwo anders in den USA.
Der Puertoricanische Widerstand 
und die Unabhängigkeitsbewegung
Der Widerstand des Puertoricanischen Volkes 

gegen den spanischen und später US-KoIonialis- 
mus hat jahrhundertelange Tradition und vielfäl­
tige Formen, wie z.B. die „Aquilas Biancas', 
eine bewaffnete Organisation, die sowohl gege 
die spanischen wie auch amerikanischen Besetzer 
kämpfte und gegen die das US-Militär einen jahre­
langen, martialischen Anti-Guerillakampf führte 
In den dreißiger Jahren leitete die Nationalistische 
Partei eine Massenbewegung für die Unabhängig 
keit und gegen die ökonomische Ausbeutung de- 
Landes. 1950 schlugen die Puertoricanische 
Nationalgarde und die US-Luftwaffe einen Auf­
stand in Jayuya nieder, viele Menschen wurden 
getötet, Tausende wanderten ins Gefängnis Auen 
heute hat die Befreiungsbewegung viele Gesich­
ter, von Gruppen, die gegen die katastrophalen 
gesundheitlichen Bedingungen kämpfen bis m 
bewaffneten Organisationen. In der Erziehung 
arbeit im puertoricanischen Volk spielt sie ew 
führende Rolle.

Auch in den USA wächst der Widerstand gegei 
den Genozid in Puerto Rico. Während der sedni- 
ger Jahre wurden Hunderte Oppositionelle verhü­
tet und unter dubiose Anklagen gestellt. Heine be 
finden sich 19 politische Gefangene KnegsgÄ 
gene aus dem puertoricanischen Widers«» £ 
Bundesgefängnissen der USA. manche w» ihncs 
unter ,,Hochverratsanklagen“. — (na)
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ÜEshöingigkeTt, dann geht es um Sa­
chen. die mit der Unabhängigkeit ver­
knüpft sind, wie z, B. der Kampf, die 
uS-Marine aus Vieques zu vertreiben. 
Dzsn gehl es um den Kampf gegen das 
sogenannte „Plebiszit“, das die selbst- 
emanaten puertoricanischen Führer auf 
teno Rico durchziehen wollen. Dann 
die Vergiftung der Umwelt, la contani- 
marioa del ambiente, die Kontaminatio­
nen. die von der Industrie kommen und 
Seen und Flüsse verschmutzen, la 
bssura, que hechan los compa’neros 
Noneamericanos, die pharmazeutische 
und petrochemische Industrie, die Teile 
unserer Insel vergiften. Darum wird ein 
Kampf geführt. Ein anderer Kampf wird 
dagegen geführt, daß sie jetzt versu­
chen, öffentlichen Besitz zu privatisie­
ren. Deshalb kämpfen jetzt vor allem die 
Arbeiterinnen, die in der Telephone 
Company arbeiten. Zum Beispiel sind 
vor wenigen Monaten 100000 Arbeite­
rinnen durch San Juan, Puerto Rico, 
marschiert, um gegen die Privatisierung 
der Telephone Company zu demonstrie­
ren, die im öffentlichen Besitz ist. Sie 
reden jetzt auch von unseren Stränden, 
las playas, sie wollen unsere Strände 
verkaufen, die für unser Volk zu seinem 
Zuhause gehören. Sie wollen sie an die 
paar wenigen verkaufen, die das Geld 
und die Macht haben. Eine andere Sache 
passiert jetzt in Costa Isabela, an der 
Küste Puerto Ricos, wo sie ein großes 
Gebiet an ein Unternehmen verkaufen 
wollen, das dort Forschungen betreiben 
will. Kein Einwohner Puerto Ricos dürf­
te dann jemals wieder dorthin gehen. Sie 
lassen jeden Tag weniger von Puerto 
Rico übrig. Sie wollen Puerto Rico ent­
völkern. Jedes Jahr gibt es weniger Ein­
wohnerinnen in Puerto Rico, dafür gibt 
es immer mehr Ausländer, besonders 
aus den USA, die hier im Exil leben und 
natürlich mit der CIA Zusammenarbei­
ten und die Wirtschaft kontrollieren.

Es gibt weitere Kampagnen, z.B. für 
ein an den Bedürfnissen des Volkes 
orientiertes Gesundheitswesen und 
Kampagnen gegen die Kriminalität. Auf 
Puerto Rico gibt es sehr viel Kriminalität 
wegen der sozialpolitischen und ökono­
mischen Bedingungen. Es gibt viel Fru­
stration, mehr als 6D% unseres Volkes 
ist gezwungen, von Essenmarken zu le­
ben, um überhaupt zu überleben. Dieses 
stolze Volk, mein stolzes Volk, wo ist 
mein Volk!? Sie haben viele von uns in 
abhängige Parasiten verwandelt und das 
hat das Drogenproblem geschaffen für 
viele von unseren jungen Leuten unter 
den 3 Millionen hier und 3,5 Millionen 
auf der Insel. Mehr als 200000 junge 
Leute sind dem Drogentod ausgesetzt.

Viele dieser Sachen haben deshalb 
heute mit der Unabhängigkeit zu tun, 
mit Selbstbestimmung, aber zur glei­
chen Zeit gibt es Probleme in der sozia­
len Struktur an der Basis.

F: Führt die Bush-Regierung auch einen 
„Krieg gegen die Drogen** auf Puerto 
Rico? Benutzt sie das gegen ...

A: ... ja, gegen die Verdammten dieser 
Erde, gegen die aus den Mietskasernen, 
die armen Leute, die Opfer der Drogen 
sind. Sie gehen nicht dahin, wo die Rei­
chen sind mit ihren großen Villen. Nein, 
sie gehen in die Mietskasernen, so wie 
gerade vor kurzem wieder, wo sie ein 
paar Typen festgenommen haben, 
Opfer, kleine Drogenkonsumenten und 
nicht die, die vom Handel leben. Die 
werden immer größer, weil es dasselbe 
System ist, das dies alles schafft, das ka­
pitalistische System, das Kolonialsy­
stem, das falsche Werte geschaffen hat, 
weil du in diesem Typ System danach 
bewertet wirst, wieviel du in deinem 
Portemonnaie hast, ob du ein großes
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Auto hast, wißt ihr?! Die erzählen dir, 
was du wert bist, von dem was du hast 
und nicht, wer du bist. Die haben nicht 
versucht, irgendwas zu machen, eine 
Ausbildung oder so, und so kommen sie 
an die Drogen, um von diesen Maßstä­
ben wegzukommen. Das meine ich, daß 
das System selber antagonistische Hal­
tungen bei den Leuten schafft Bush sel­
ber ist ein Drogendealer, ihm müßte der 
Prozeß gemacht weiden, er versucht al­
les zu verdecken, aber es würde nur ein 
wenig Zeit brauchen ... denkt mal an 
Richard Nixon. Der war auch einer, der 
unaufhörlich über die Kriminalität rede­
te und genauso sein Justizminister 
Mitchel. Die waren die ersten, die die 
Gesetze verletzt haben, sie brachen sie 
im Krieg gegen uns. Und es ist bekannt, 
daß Bush, als er Chef der CIA war, 
dealte und er dealte mit seinem Boy 
Noriega. Und die kannten sich schon 
sehr lange. Nicht erst seit der Trangate 
Sache. Die haben Waffen an den Iran 
verkauft, um das Geld für die Contra 
und gegen das Völk von Nicaragua ein­
setzen zu können. Bush war tief in diese 
ganzen Sache verstrickt, Bush gehört 
zur Mafia, ich würde das auch in der 
„Washington Post“ und in der „New 
York Times“ sagen. George Bush ist ein 
Mafiosi. Und ich habe recht. Er hat mit 
dieser Art Handel zu tun gehabt. Aber er 
heuchelt. Denn wenn sie wirklich 
Schluß machen wollten mit den Drogen, 
dann würde auch Schluß sein damit. Auf 
Kuba gibt es kein Drogenproblem. Der 
größte Käufer und Verkäufer von Dro­
gen sind die Vereinigten Staaten. Ich 
meine, die Leute, die diese Drogen in 
Lateinamerika oder wo auch immer pro­
duzieren, die gibt es nur, weil mit US- 
Dollars die Drogen gekauft werden, um 
sie dann an die eigenen jungen Leute zu 
verkaufen. Denn wenn die Jugendlichen 
erst Drogen nehmen, dann denken sie an 
nichts anderes mehr, sie verlieren ihr 
soziales Denken, sie werden zu unbe­
wußten Lebewesen, die leicht zu kon­
trollieren sind. Glaubt mir, wenn die 
wirklich Schluß machen wollten mit den 
Drogen, dann müßten sie nach Miami 
gehen, die größten Drogendealer sind 
dort, sie müssen nicht nach Kolumbien 
gehen, Peru oder andere Länder. Wenn 
sie die Drogen stoppen wollten, dann 
müßten sie nur nach Washington gehen.

F: Die schwarze Community hier sagt, 
daß der War on Drugs nur ein Vorwand 
ist, die Ghettos mit Sonderpolizei und 
Undercover Agenten zu überschwemmen 
und ein Netzwerk dichter Überwachung 
über die Communities zu legen, um zu 
erwartende künftige Aufstände zu ver­
hindern.

A: Da habt ihr vollkommen recht. Wir 
werfen denen vor, daß sie das auch in 
Puerto Rico machen, daß sie die Polizei 
in großer Zahl in die verschiedenen 
Stadtviertel der Armen schicken und 
ihre Hauptquartiere genau dort anlegen, 
um Kontrolle auszuüben. Mit den Dro­
gen hat das nicht wirklich was zu tun. 
Aber sie dringen in die Häuser ein, unter 
dem Vorwand, es ginge um Drogende­
likte. Genau das ist in Puerto Rico pas­
siert, sie hatten Kamerateams des Fern­
sehens dabei und drangen mit ganzen 
Hundertschaften in Häuserblocks ein. 
Wir sagen dazu, daß sie das nicht wegen 
der Drogen machen, sondern um die 
Leute einzuschüchtem und unter Kon­
trolle zu bringen. Wenn also die USA in 
eine Krise geraten, und man muß sagen, 
daß sie in einer Krise sind, und wenn es 
dann zum Beispiel in Puerto Rico für die 
Armen keine Essenmarken mehr geben 
wird, dann wird es eine Explosion 
geben! Deshalb wollen sie das Volk 
schon vorher pazifizieren, denn bei 60 % 

o Bankeinzug: Ich ermächtige 
den GNN-Verlag widerruflich, 
die Rechnung zu Lasten meines 
Kontos abzubuchen.

Name: ...............................................

Straße: ...............................................

Postleitzahl/Ort: ..............................

Konto-Nr./BLZ: ................................

(Bank Unterschrift)

oder regionale Bestelladresse a»i

Essenmarkenempfängern würden sie 
dort großen Arger bekommen. Und das 
wissen sie. Deshalb benutzen sie auch 
z.B. das Gefängnis als Versuchslabor, 
um zu testen, wie viel Leute ertragen 
können, um das dann auf der Straße ein­
zusetzen. So ist das auch mit der Verhal­
tenskontrolle (behavior modification) — 
mich haben sie im Marion Knast 18 
Monate diesem Programm unterworfen, 
wo sie auch Thoraxin und andere Dro­
gen einsetzen. Prisoner of War Oscar 
Lopez-Rivera und andere sind noch heu­
te da und diesem Programm unterwor­
fen. Sie studieren es an den Gefangenen 
und setzen es dann in der Community 
ein. Viele Leute realisieren das nicht.

F: Zurück zur Kampagne für die Freilas­
sung der politischen Gefangenen. Es 
heißt, daß die Gefangenen bis 1992frei­
gelassen werden sollen. Kannst du uns 
etwas darüber erzählen, warum dieses 
Jahr für diese Kampagne so wichtig ist? 
Wir haben den Eindruck, daß es zum 
einen um das geplante „Plebiszit** geht, 
zum anderen um die geplanten Feiern 
der „Entdeckung** Amerikas durch Ko­
lumbus und die 500 Jahre Kolonialis­
mus.

A: Ich meine, daß das Jahr nicht so wich­
tig ist. Es sieht so aus, ich weiß ja, woher 
ihr kommt, weshalb also 1992 so eine 
Bedeutung hat. Von meiner Interpreta­
tion her geht es natürlich auch darum, so 
ein Datum zu setzen, um die Intensität 
darauf zu konzentrieren, hart daraufhin 
zu arbeiten und ein naheliegendes, er­
reichbares Ziel zu haben. Was die 500 
Jahre betrifft, so kenne ich die Ausein­
andersetzungen darum, und es kann gut 
sein, daß sie 1992 mit diesem Theater 
daherkommen und eine Invasion feiern 
wollen.

F: Gibt es in Puerto Rico oder der puer­
toricanischen Community in den USA 
Aufmerksamkeit für die 500-Jahrfeiern?

A: Ja, sogar in der Regierung. Für die ist 
das wie Thanksgiving Day, den wir in 
Puerto Rico auch feiern müssen, aber 
von uns kam keiner mit der Mayflower 
und von den Pilgrims hieß keiner Perez, 
Martinez oder Gonzales. Aber trotzdem 
müssen wir an dem Tag Truthahn essen 
und feiern, daß das Land der Indianer 
erobert wurde. Die Regierung Puerto 
Ricos, diese sogenannte Regierung, 
feiert das, sie veranstalten ein Theater, 
machen ein dickes Ding daraus, so daß 
niemand mehr die Probleme sieht, die es 
gibt. Es wird also 1992 Programme ge­
ben, auch von anderen lateinamerikani­
schen Ländern, darüber daß Christopher 
Kolumbus den Indianern begegnet ist 
und die Indianer ihm. Aber wir nennen 
das nicht eine „Entdeckung“, sondern 
Eroberung. Die Spanier haben auch 
Puerto Rico erobert, ich rede von mei­
nen Vorfahren, man sagt, die kamen aus 
Andalusien, mein Name stammt von da. 
Aber ich bin kein Spanier, ich bin Puer­
toricaner.

F: In Westdeutschland und anderen 
europäischen Ländern bildet sich eine 
Bewegung, die sich gegen diese Feiern 
richten will. Für uns kommt noch dazu, 
daß wir 1991/92 mit der Einrichtung des 
EG-Binnenmarktes einen weiteren be­
deutenden Schritt hin zu den Vereinigten 
Staaten von Europa machen werden. 
1992 feiern also die europäischen Inva­
soren Amerikas diese Geschichte und 
werden gleichzeitig stark wie nie zuvor 
aus dieser Geschichte hervorgehen. Wir 
sehen die 500 Jahre Kolonialismus als 
das solide Fundament, auf dem die USA 
und die nun stärker auftretenden euro­
päischen Staaten ihre heutige Macht 
aufbauen, begründet also auf den ge­
schundenen Körpern der unterdrückten 
Völker und auf der Basis der geraubten 
Länder und Inseln. Gibt es solch ein Ver­
ständnis auch innerhalb der Unabhän­
gigkeitsbewegung ?

A: Ja, das ist ein System der Ausbeutung 
anderer Völker. Und wenn sie die „Ent­
deckung“ jetzt feiern, also das, was ein 
Alptraum war für die puertoricanischen 
Indianer ... Also, als die Spanier nach 
Puerto Rico kamen, vernichteten sie die 
einheimischen Indianer, denn die India­
ner hatten herausgefünden, daß die Spa­
nier sterblich sind. Denn vorher hatten 
die Spanier ihre Toten immer versteckt, 
um den Eindruck zu erwecken, sie seien 
unsterblich. Die Indios sagen also, wir 
können die Eindringlinge nicht bekämp­
fen, weil sie unsterblich sind. Zwei In­
dianer griffen sich aber einen Spanier, 
um einen Test zu machen, ob sie nun 
sterben oder nicht. Diese beiden Thinos 
nahmen also diesen spanischen Soldaten 

und hielten seinen Kopf unter Wasser. 
Hätte er es überlebt, hätten sie ihn laufen 
lassen. Aber als sie ihn rauszogen, war 
er tot. Also wußten sie, die Spanier ster­
ben genauso wie wir! Und dann fingen 
sie an den Kampf zu oiganisieren. Ihr 
mögt lachen, aber wir haben auch heute 
noch all diese Mythen in unseren Köp­
fen, die USA kontrollieren die ideologi­
schen Mittel der Kommunikation und sie 
lassen uns an Phantastereien glauben! 
Und heute sollen wir den Völkermord an 
unseren Völkern feiern! Und all das, 
was in Puerto Rico passiert ist, ist über­
all in Lateinamerika passiert, in Mexico 
z.B., wo die Spanier das machten, was 
die USA heute mit dem irakischen Volk 
machen wollen. Sie wollen sie verhun­
gern lassen. Und die Spanier machten 
eine Blockade gegen die Indios im heuti­
gen Mexico, versuchten sie durch Hun­
ger in die Knie zu zwingen. Die ganze 
Bevölkerung starb, weil sie sich weiger­
ten, aufzugeben. Das ist die Geschichte, 
und das sollen wir feiern! 500 Jahre die­
ser Geschichte. Seht euch an, was mit 
den Native Americans passiert ist, sie 
leben in Reservaten und waren einmal 
freie Völker, lebten in den Bergen — 
und heute in Reservaten. Das ist es, was 
wir feiern sollen!

F: Um den Kreis zu schließen, meinst du 
auch, daß wir im Hinblick auf die 
Durchsetzung der Freilassung der politi­
schen Gefangenen hingehen und George 
Bush in unseren Köpfen mal fünf Minu­
ten unter Wasser halten müßten, um fest­
zustellen, wie es um die Supermacht be­
stellt ist, die er repräsentiert?

A: Ja, ja. Es muß eine Beziehung herge­
stellt werden, daß es nach diesen 500 
Jahren der Ausbeutung politische Ge­
fangene gibt, die gegen das Unrecht 
kämpfen, und daß es nichts zu feiern 
gibt, daß die Völker nichts zu feiern ha­
ben. Europa lebt von der Ausbeutung, 
hat sich satt gemacht daran, und nichts 
anderes ist der Inhalt der 500-Jahrfeiem. 
Es könnte eine internationale Kampagne 
werden, die sich der Freiheit der Gefan­
genen widmet, die Opfer sind dieser 
500jährigen Geschichte. Das wäre eine 
gute Verbindung und eine gute Sache! 
Beim Kampf für die Freilassung der Ge­
fangenen müssen wir dran denken, daß 
wir ein Potential für die Gefangenen 
sind, weil wir draußen sind. Wir denken 
positiv, wir haben fortschrittliche Ge­
danken, müssen dafür nicht unbedingt 
revolutionäres Denken entwickelt ha­
ben. Wir sind ein Potential, mit dem sich 
das eine oder andere Gefängnis öffnen 
läßt. Die Vereinigten Staaten gehen dau­
ernd zur UNO und sagen, nun, wir wür­
den Puerto Rico freigeben, aber nur 6 
oder 10 % der Puertoricanerinnen wol­
len diese Freiheit. Was diese Kolonial­
macht uns also vorwirft ist, daß wir sel­
ber sein wollen, was wir sind, nämlich 
eine Kolonie der USA. Und die sprechen 
über „Demokratie“! Was ich sagen will 
ist: Es ist wahr, daß die meisten Puerto­
ricanerinnen — und das ist das schlimm­
ste Verbrechen, das sie an uns begangen 
haben — Angst davor haben frei zu sein. 
Sie haben viele Puertoricanerinnen einer 
Gehirnwäsche unterzogen, so daß sie 
heute Angst davor haben frei zu sein. 
Wir sind indoktriniert worden, kein 
Selbstvertrauen in uns selbst zu haben, 
Angst davor zu haben, selber Kontrolle 
über unser Leben auszuüben. Sie haben 
unter vielen, vielen tausend Puertorica­
nerinnen einen Geist der Abhängigkeit 
geschaffen, um die soziale Kontrolle 
über unser Land zu behalten. Wir sind 
eine militärische Basis der USA, mehr 
als 10 % unseres Landes dienen als 
Stützpunkte der US-Armee. Sie haben 
alle Repressionsinstitutionen in Puerto 
Rico, und sie nutzen sie auch, ein­
schließlich der 135000 Akten, die sie 
angelegt haben. Sie kontrollieren unser 
Erziehungswesen, in dessen Schulen sie 
in unseren Kindern eine Mentalität er­
zeugen, daß alles Gute aus den USA 
kommt und alles Schlechte von uns 
selbst. Sie haben einen Selbsthaß in un­
sere Köpfe gepflanzt, daß es nichts 
Schlimmeres gibt, als puertoricanisch zu 
sein. Darauf haben sie uns im Laufe der 
Jahre konditioniert. Sie üben eine Kon­
trolle aus über die Psyche tausender 
Puertoricanerinnen. Wenn sie sagen, es 
sind nur 6 % — und ich bin stolz darauf, 
zu diesen 6 % zu gehören — wenn sie uns 
deshalb beschimpfen, dann ist das Völ­
kermord, weil es bedeutet, daß es ihnen 
gelungen ist, das puertoricanische Den­
ken zu deformieren und eine Angst da­
vor zu erzeugen, frei zu sein. Das ist das 
schlimmste Verbrechen, daß man an 
einem Volk begehen kann!

(Übersetzung: AGIPA, Bearbeitung: gruppe 2)

Neue Literatur 
und Veranstaltungen
Im Rahmen der Kampagne „500 Jahre 
Kolonialisierung — 500 Jahre Wider­
stand“ gibt das Archiv ’92 eine Broschüre 
„Puerto Rico Libre!“ heraus.

Die Broschüre setzt sich mit dem Kolo­
nialverhältnis zwischen der Supermacht 
USA und der Karibikinsel auseinander, 
stellt es in seiner historischen und aktuel­
len — d.h. ökonomischen, militärischen, 
politischen und sozialen — Dimension dar 
und berichtet über den puertoricanischen 
U nabhängigkeitskampf.

Aus dem Inhalt: Geschichte der Kolo­
nialisierung Puerto Ricos und des antiko- 
lonialistischen Befreiungskampfes; der 
aktuelle Kolonialstatus; Massenbewe­
gung und Befreiungskampf seit den sech­
ziger Jahren; FREEDOM NOW! und die 
puertoricanischen politischen Gefange- 
nen/Kriegsgefangenen; Ghetto in den 
USA: Widerstand und Bewußtsein; Refe­
rendum: Volksabstimmung oder Farce; 
Puerto Rico, eine Insel für US-Militärs?; 
Plan 2020; Interview mit einem Mache- 
tero; Vorschläge zur Dekolonisierung; 
Rassismus in der puertoricanischen Ge­
sellschaft; Macht, Geostrategie und Ras­
sismus — der Kampf in den Neunzigern.

Die Broschüre erscheint Mitte April. 
Bezug: Archiv ’92, Eichenberger Str. 53, 
2800 Bremen.

Ebenfalls Mitte April erscheint in der 
Reihe -texte- die Nr. 6 zum Internationa­
len Tribunal gegen Menschenrechtsver­
letzungen an politischen Gefangenen/ 
Kriegsgefangenen in den USA. Die um­
fangreiche Ausgabe enthält neben wichti­
gen Dokumenten des Tribunals (vorberei­
tende Papiere, Zeugenaussagen, das Ur­
teil der Jury etc.) auch Hintergrundartikel 
zum schwarzen/indianischen/puertorica- 
nischen/weißen antiimperialistischen Be­
freiungskampf und Widerstand in den 
USA, Biographien politischer Gefange- 
ner/Kriegsgefangener, eine Untersu­
chung über Strafmaßnahmen in Gefäng­
nissen, einen Bericht über das Hochsi­
cherheitsgefängnis Marion (und andere), 
Beiträge zur Geschichte des Widerstandes 
in den sechziger Jahren (und früher), 
einen Überblick über die Situation der 
US-Kolonie Puerto Rico, Redebeiträge 
palästinensischer Genossen zum Krieg am 
Golf, eine Liste der politischen Gefange- 
nen/Kriegsgefangenen in den USA u.a.m.

Preis: DM 7.00 (plus Porto 0.80) gegen 
Vorkasse. (Wiederverkäufer und Buch­
handlungen erhalten übliche Rabatte.)

Bestellungen: gruppe 2, Öttlmairstraße 
8, 8000 München 83 oder: GNN-Verlag.

Zum Thema Puerto Rico/Politische Ge- 
fangene/Kriegsgefangene etc. finden dar­
über hinaus im April und Mai in vielen 
Städten Veranstaltungen mit Vertreterin­
nen der Puertoricanischen Unabhängig­
keitsbewegung MLN/PR statt.

Die Termine: München, 26.4.; Stutt­
gart, 27.4.; Frankfurt, 28.4.; Köln, 
29.4.; Nijmegen (NL), 30.4.; Amsterdam 
(NL), 1.5.; Bremen, 3.5.; Hannover, 
4.5.; Hamburg, 5.5.; Berlin, 6.5.1991.
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„Gegen den braunen Strom“
Die Ausstellung „Gegen den 
braunen Strom. Kölner Wider­
standskämpferinnen heute in 
Portraits der Arbeiterfotogra­
fie“ die im Kölnischen Stadtmu­
seum noch bis 12. Mai zu sehen 
ist, wird gemeinsam getragen 
von Mitgliedern der Arbeiterfo­
tografie Köln und dem NS-Do- 
kumentationszentrum der Stadt 
Köln. Im Vorwort des Ausstel­
lungskatalogs erklären die betei­
ligten Arbeiterfotografen und 
-fotografinnen, was sie mit den 
Portraits von sechzehn Männern 
und Frauen, die in Köln und 
Umgebung gegen den Faschis­
mus kämpften, erreichen wollen: 
„Menschen . .. stellen wir in 
den Vordergrund der aufzuzei­
genden Geschichte des Wider­
stands gegen die Herrschaft des 
Nationalsozialismus. Ihr Bild­
nis, umgeben von Zeit und 
Raum, wollen wir uns vor Augen 
führen, wollen sehen und mög­
lichst erkennen, wer sie damals 
gewesen sind, die, die anders 
handelten. Aber auch heute wol­
len wir sie sehen, ihren Lebens­
weg verfolgen, möchten versu­
chen, ihren Gesichtern Spuren 
zu entnehmen.“

In der Austeilung sind die Por­
trätierten jeweils mit mehreren 
Fotos präsent. Unter einer Groß­
aufnahme des Gesichts steht ein 
kurzer Text. Dort kommen sie zu 
Wort mit Passagen aus den Inter­
views, die ihre Beweggründe fiir 
die Teilnahme am Widerstands­
kampf und ihre Konsequenzen 
erkennen lassen. Dazu gehören 
weitere Fotos, teils aus der Zeit 
des Widerstands, teils aus der 
Zeit nach 1945, die ihre fortge­
setzte politische, antifaschisti­
sche und aufklärerische Tätig­
keit dokumentieren. Weitere 
Texte informieren über den Le­
bensweg und den besonderen 
Beitrag, den sie zum Kampf ge­
gen den deutschen Faschismus 
leisteten.

Die sechzehn Männer und 
Frauen gehörten und gehören 
unterschiedlichen weltanschauli­
chen Richtungen an. Einige wa­
ren Mitglieder der KPD oder ih­
rer Massenorganisationen und 
gehören heute der DKP an. Kurt 
Bachmann, Grete Humbach und 
ihr Sohn Heinz Humbach arbei­
teten in diesem Zusammenhang. 
Rolf Bjcrke, der mit Bachmann 
in Verbindung stand, unterstütz­
te flüchtende jüdische Familien 
und Kriegsgefangene. Von 1945 
bis 47 arbeitete er im Kulturbund 
zur Demokratischen Erneuerung 
Deutschlands und trat 1984 der 
SPD bei. Klaus Franken und Rai­
mund Hieronymi arbeiteten in 
der Katholischen Jugend auch 
nach deren Verbot und unter­
stützten den Widerstand der Ju­
gendlichen. Hanna Gerig, früher 
Zentrumsmitglied, nach 1945 
beteiligt an der Gründung der

CDU, 1950 Gründerin des Bun­
des der Verfolgten des Nazire­
gimes, Kreis Köln, betreute 
1944 Häftlinge im Messelager 
Deutz. Ihr Mann wurde in Bu­
chenwald umgebracht. Ferdi 
Hülser unterstützte polnische 
Zwangsarbeiter und Deserteure 
und arbeitete ebenso wie Grete 
Humbach und deren Familie im 
Nationalkomitee Freies
Deutschland, war Mitbegründer 
der Vereinigung der Verfolgten 
des Naziregimes (heute Bund der 
Antifaschisten) und der Deut­
schen Friedensgesellschaft.

Zu den Mitgliedern der Edel­
weißpiraten gehören Jean Jülich, 
der 1977 in die SPD eintrat, und 
Fritz Theilen, der sich nach dem 
Krieg in der Gewerkschaftsar­
beit und in der Aufklärungsarbeit 
fiir die Jugend engagierte. Thei­
len trat 1966 aus der SPD aus und 
wurde Mitglied der DKP. In der 
„Initiative Edelweißpiraten als 
Antifaschisten“ tritt er fiir die 
Anerkennung der Edelweißpira­
ten als Widerstandskämpfer ein. 
Diese Anerkennung wird ihnen 
bis heute vom bürgerlichen Staat 
verweigert und der Widerstand 

Anni Schallenberg: „Es war selbstverständlich, anderen Menschen zu helfen.“ Eröffnung der Ausstellung „Gegen den braunen Strom“ mit Zeitzeugen Bild: af/mz

der damaligen Jugendlichen kri­
minalisiert. Daher ist es beson­
ders wichtig, daß diese Gruppe 
in der Ausstellung vertreten ist. 
Willi Komorowski, der in einem 
Widerstandskreis von Eisen- 
bahngewerkschaftem arbeitete, 
wurde 1937 zu zehn Jahren 
Zuchthaus verurteilt und betei­
ligte sich am 12. April 1945 zu­
sammen mit seinem Zellenge­
nossen Walter Markov an der 
Selbstbefreiung der Gefangenen 
des Zuchthauses Siegburg.

Martha Mense, die 1932 in die 
KPD eintrat, war ab 1933 Mit­
glied einer Widerstandsgruppe. 
Sie verteilte Flugblätter und 
schrieb Parolen auf Straßen und 
Wände. Mehrfach wurde sie zu 
Haftstrafen verurteilt und mußte 
sich anschließend dreimal wö­
chentlich bei der Gestapo mel­
den. Sie arbeitete dann u.a. in 
der SA-Küche und war bis 1945

weiter im Widerstand tätig. Heu­
te ist sie Mitglied der DKP und 
ist in der Friedensbewegung tä­
tig-

Alfred Müller, seit 1921 Mit­
glied der SPD, wurde 1933 frist­
los beim Arbeitsamt entlassen 
und schloß sich einer Fünfer­
gruppe an, die illegales Material 
verteilte. 1934 wurde er in einem 
Prozeß wegen Hochverrats man­
gels Beweisen freigesprochen. 
Anschließend mußte er bis 1944 
in einer Rüstungsfabrik arbeiten, 
wo er als gelernter Werkzeugma­
cher die Produktion sabotierte. 
Nach dem Krieg baute er die Ar­
beiterwohlfahrt in Bayenthal/ 
Raderberg auf und nimmt bis 
heute an Aktionen der Friedens­
bewegung teil.

Karl Neumann wurde 1924 
Mitglied der KPD und knüpfte 
seit 1931 Kontakte zu anderen 
Gruppen, die sich am Wider­
stand gegen den Faschismus be­
teiligten, vor allem zum Interna­
tionalen Sozialistischen Kampf­
bund (ISK). Wegen Hochverrat 
wurde er zu drei Jahren Zucht­
haus verurteilt. 1945 beteiligte er 
sich am Aufbau der Einheitsge-

werkschaft und wurde 1951 Mit­
glied der SPD. Befreundet mit 
Miep Gies, die Anne Frank und 
ihre Familie in Amsterdam ver­
steckte, organisierte er Vorträge 
über diese Erfahrungen vor al­
lem für die Gewerkschaftsju­
gend. Er starb im Oktober 1990.

Anni Schallenberg, seit 1948 
Mitglied der SPD, versteckte 
während des Krieges eine Jüdin 
und deren Tochter in ihrem 
Haus, später einen französischen 
Kriegsgefangenen und fiir kurze 
Zeit eine Wehrmachtshelferin 
und zwei Deserteure. Auch ihren 
Mann versteckte sie, als er zum 
Volkssturm einberufen wurde. 
Sie versorgte vorbeiziehende 
russische Kriegsgefangene mit 
Lebensmitteln und ließ ihre Kin­
der dabei helfen. Nach dem 
Krieg begann sie Gedichte zu 
schreiben, um gegen reaktionäre 
politische Vorgänge zu prote-

Aus sicherem
Bunker wird befohlen. 
Aber in den Trümmern 
sterben auch Frauen, 
Kinder, Kranke und die Alten. 
Im Zweiten Weltkrieg habe ich 
oft mit meinen Kindern 
im Bombenhagel, zitternd 
vor Angst, im Keller gesessen. 
Der Sieg über Hitler kostete 
über 50 Millionen 
Menschen das Leben. 
Ich glaubte, mit der UNO kann 
es so etwas nie mehr geben. 
Aber solange mit 
Waffengeschäften man 
soviel Geld verdienen kann, 
werden die Multis immer 
reicher, und mit dem Leben 
bezahlt der kleine Mann. 
Die Diplomatie hat mal 
wieder vollkommen versagt. 
Nach den vielen Opfern 
wird ja niemals gefragt.“

Grete Humbach (links unten in KZ-Kleidung) protestiert im Bundestag zusammen mit anderen Anti­
faschisten gegen die Verjährung von Naziverbrechen, Bonn, Ende der 60er Jahre. Grete Humbach: „ich 
würde das gleiche immer wieder tun.“

stieren. Einige schickte sie an 
Bundestagsabgeordnete. Anke 
Fuchs erhielt ein Gedicht gegen 
den Paragraphen 218. 
schrieb Anni Schallenberg, 
achtzig Jahre alt:

1990
fast

„Ein überflüssiger Krieg 
Ein Diktator hält immer 
fest an seiner Macht.
Auch Hitler hat erst am Ende 
sich selber umgebracht.

Willi Schirrmacher arbeitete ab 
1933 illegal für seine Partei, die 
SPD, nachdem er mit Auflösung 
der Arbeiterwohlfahrt arbeitslos 
geworden war. Er war sechs Jah­
re im Moorlager Papenburg und 
im Zuchthaus Dieburg inhaftiert, 
war nach dem Krieg Funktionär 
der SPD und der Arbeiterwohl­
fahrt.

Der Ausstellungskatalog wird 
ergänzt durch einen Aufsatz von

Guido Grünewald, „Opposition 
und Widerstand gegen das NS- 
Regime: das Beispiel Köln“. Er 
folgt der Einteilung des Wider­
standes in vier Gruppen, die Det­
lev Peukert in Form einer auf­
steigenden Skala abweichenden 
Verhaltens eingeführt hat. Dem­
nach unterscheidet er bloße Non­
konformität (einzelne Normver­
letzungen, die das System nicht 
in Frage stellten), Verweigerung 
(Nichtbefolgen von behördli­
chen Anordnungen), Protest (öf­
fentliche Ablehnung bestimmter 
Maßnahmen des Regimes) und 
Widerstand. „Unter Widerstand 
werden dabei im folgenden Ver­
haltensformen verstanden, in 
denen 1) das NS-Regime als 
Ganzes abgelehnt wurde, 2) über 
die Verteidigung der eigenen in­
dividuellen und/oder Gruppen­
interessen hinaus die Verwirkli­
chung elementarer Menschen­

rechte und Gerechtigkeit ange 
strebt wurde und 3) im Rahmen 
der jeweils gegebenen Hand­
lungsmöglichkeiten Anstrengun­
gen zum Sturz des Regimes bzw 
zur Vorbereitung seines Sturzes 
unternommen wurden.“

Diese Definition ist anfecht­
bar. Sie wirft sofort die Frage 
auf, ob nicht Menschen, die kei­
ner Partei angehörten und unter 
Einsatz ihres Lebens nach ihren

Möglichkeiten, ihren Interessen 
und ihrem Gewissen gegen den 
Faschismus kämpften, aus den 
Reihen des Widerstandes ausge­
grenzt werden. Darüber hinaus 
schneidet diese Vierteilung die 
Untersuchung der Frage ab, wel 

ehe gemeinsamen Ziele diese 
Menschen verfolgten und in wel­
chen Punkten sie ihre Kräfte ver­
einigen konnten, um die Wirk 
samkeit ihres Kampfes zu ver­
stärken. Sie trägt nichts bei zur 
Beantwortung der Frage, wie ein 
Bündns verschiedener Kräfte 
gegen den Faschismus möglich 
ist.
Die Ausstellung ist bis 12. Mai im Köb 
mschen Stadtmuseum zu sehen. .An 
22.4. um 20 Uhr findet eine Rxüwbs- 
diskussion mit Zeitzeugen im sdben 
Gebäude statt. Der Katalog nut Bilder 
und Texten kostet 18 DM Wir 
der Fotogruppe, die uns die Bilder fif 
diese Zeitung zur Verfügung sldir 
— (anl)

Kurt Bachmann im Gespräch mit Reinhard Opitz. Kurt Bachmann: „Die Art und Weise, wie sich Faschis­
mus gab, zwang mich nachzulesen: woher kommt denn diese Ideologie. Ich habe versucht an die Quellen 
zu gehen. Und da habe ich gemerkt, daß der Faschismus und seine Methoden einen Rückfall hinter die Er­
rungenschaften der großen französischen Revolution bedeuten. Wenn uns Rechte wie in Italien genom­
men werden, müssen sich dagegen nicht nur Kommunisten wehren, dagegen müssen sich alle Menschen 
wehren, die davon betroffen sind.“

Fritz Theilen im Gespräch mit Jugendlichen. Fritz Theilen über seine Arbeit bei den Edetweifip»» 
„Unter großen Gefahren schrieben wir antifaschistische Parolen auf Lokomotiven und Trümmerwänöf 
versorgten Kriegsgefangene, russische und polnische Zwangsarbeiter und Juden mit Lebensnaher *' 
steckten sie vor dem Zugriff der Nazis und betrieben Sabotage in der Kriegsproduktion. Mit Aktern •*-*' 
wir dazu beitragen, die Nazi-Herrschaft und den Krieg, der uns zu verheizen drohte, schnei* > 
beenden.“




